
Die Herkulesaufgabe
GRIECHENLAND Schuldenstreit bleibt ungelöst. Sondertreffen der Euro-Finanzminister am Mittwoch

S
pätestens ab Mittwoch steht
Griechenland das Wasser bis
zum Hals: Von da an akzeptiert
die Europäische Zentralbank
(EZB) von griechischen Ban-
ken keine Staatsanleihen oder

Pfandbriefe mehr als Sicherheit für Zen-
tralbankkredite. Bisher hatte die EZB die
stark ausfallgefährdeten Schuldtitel nur
unter der Bedingung angenommen, dass
Griechenland die strengen Reform- und
Sparauflagen der Geldgeber einhält. Das
aber sah der EZB-Rat nach den Neuwahlen
vom 25. Januar nicht mehr als gesichert
an. Denn die neue linksgeführte Regierung
in Athen hat das laufende Hilfsprogramm
(siehe Text unten) faktisch für beendet er-
klärt. Ministerpräsident Alexis Tsipras will
die strikte Kürzungspolitik der vergange-
nen Jahre aufgeben und über den Abbau
der enormen Schuldenlast seines Landes
neu verhandeln. In der konstituierenden
Sitzung des Parlaments am vergangenen
Freitag in Athen gab sich der Premier
selbstbewusst: „Die Furcht ist vorbei in
Griechenland. Terror und Erpressung sind
vorüber. Wir sind ein souveränes Land.“
Und er fügte hinzu: „Wir haben eine Ver-
einbarung mit unserem Volk, und wir wer-
den diese Vereinbarung erfüllen.“
Die Voraussetzungen dafür hat die EZB mit
ihrer Entscheidung allerdings weiter ver-
schlechtert. Nicht nur, dass den Griechen
durch die Aufkündigung des Hilfspaketes
zugesagte Mittel in Höhe von 7,2 Milliar-
den Euro fehlen. Für die ohnehin klam-
men Geldinstitute des Landes wird es künf-
tig noch schwieriger, an frisches Geld zu
kommen. Der Präsident des Deutschen In-
stituts für Wirtschaftsforschung (DIW),
Marcel Fratzscher, warnt: „Bürger und
Investoren könnten das Vertrauen in die
griechischen Banken verlieren und ihre
Einlagen abziehen. Ein solcher Bank Run
würde Griechenland in eine noch tiefere
Krise stürzen.“ Wohl auch aus Sorge vor
diesem Szenario genehmigte die EZB den
griechischen Banken weitere Notfallkredite
in Höhe von bis zu 60 Milliarden Euro,
um deren Zahlungsfähigkeit zu sichern.

Staatspleite droht Der Politpoker um die
Zukunft Griechenlands hat damit eine
neue Eskalationsstufe erreicht, doch die
grundsätzliche Frage bleibt ungelöst: Wie
soll es weitergehen, wenn das Hilfspro-
gramm Ende des Monats ausläuft? Ohne
eine Anschlussvereinbarung droht eine
Staatspleite.
Tsipras und sein Finanzminister Giannis
Varoufakis haben in den vergangenen Ta-
gen in mehreren europäischen Hauptstäd-

ten für ein Überbrückungsprogramm bis
Mai geworben. Dann sollten endgültige
Regeln für ein neues Hilfsprogramm festge-
legt werden. Doch die Gespräche endeten
ergebnislos, auch das zwischen Varoufakis
und Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) in Berlin: „Wir sind uns
einig, dass wir uns nicht ei-
nig sind“, sagte Schäuble
hinterher. Er forderte die Re-
gierung auf, ihre Verpflich-
tungen einzuhalten und be-
tonte: Wenn das Reformpro-
gramm geändert werden
soll, müsse man klären, wie
das Land Zugang zu den Fi-
nanzmärkten bekomme.
In der Bundestagsdebatte
über das Arbeitsprogramm
der EU-Kommission (siehe
Seite 8), in der es immer
wieder auch um die Lage in
Griechenland ging, warf Detlef Seif (CDU)
Tsipras vor, den guten Weg, auf dem sich
Griechenland befunden habe, zu gefähr-
den. Die von der Troika prognostizierten
Entwicklungsdaten seien übertroffen wor-
den; ohne die Programme würde „nicht
nur ein Viertel der Menschen in Armut le-

ben, sondern ganz Griechenland würde
brachliegen“. Joachim Poß (SPD) ergänzte,
mit der Attitüde „Wir wissen alles besser,
aber übernehmen nicht die Verantwor-
tung“ könne die neue Regierung nicht er-
folgreich sein. „Wir wissen, dass die ersten
Rettungspakete wachstumsschädlich und

sozial unausgewogen wa-
ren“, räumte er ein. Inzwi-
schen sei aber in Europa
die Einsicht gewachsen,
dass es einen „ausgewoge-
nen Mix von Investitionen
und Strukturreformen“
brauche, um wieder
Wachstum zu schaffen.
Die Linksfraktion warb in-
des offensiv für eine Un-
terstützung der neuen
Athener Regierung und ei-
nen „fairen Ausgleich“
zwischen Griechenland

und den Schuldnerländern. Alexander Ul-
rich erinnerte daran, dass Deutschland
nach dem Zweiten Weltkrieg ohne einen
Schuldenschnitt „nie eine Chance gehabt
hätte“. Sein Fraktionskollege Andrej Hunko
sprach Tsipras die Rolle des Herkules zu.
So wie einst der griechische Held den ver-

dreckten Rinderstall des König Augias rei-
nigen musste, müsse der Premier jetzt in
Griechenland aufräumen. Die ausgestreck-
ten Hände der Regierung „sollten wir er-
greifen“. Hunko warf der EU vor, das Land
„ausgequetscht“ zu haben, was unter ande-
rem für das Gesundheitssystem katastro-
phale Folgen gehabt habe.
Nach Ansicht von Manuel Sarrazin (Bünd-
nis 90/Die Grünen) war das Gesundheits-
system im Land schon vor der Krise deso-
lat. Die Troika habe zusammen mit der
griechischen Regierung „erstmals dafür ge-
sorgt, dass eine Primärversorgung einge-
führt wird“. Die Reform sei jedoch bisher
nicht ausreichend umgesetzt worden. Da-
für sollte Europa den Griechen jetzt mehr
Zeit lassen, verlangte Sarrazin.
Mehr Zeit – das fordert auch die grie-
chische Regierung. Doch die Geldgeber
machen Druck: Am Mittwoch, einen Tag
vor einem informellen Treffen der Staats-
und Regierungschefs der EU, treffen sich
die Finanzminister der Eurozone in Brüs-
sel, um über den Schuldenstreit mit Grie-
chenland zu beraten. Die Bundesregierung
hat Athen aufgefordert, bis dahin einen
Vorschlag vorzulegen, wie weiter verfahren
werden soll. Johanna Metz T

EDITORIAL

Neue
Griechen

VON JÖRG BIALLAS

Diese Griechen! Da wirft die europäische Ge-
meinschaft immer wieder neue finanzielle
Rettungsringe für den untergehenden Staats-
haushalt in die Ägäis und fordert als Gegen-
leistung Enthaltsamkeit bei den Ausgaben.
Und was ist der Dank? Die Griechen wählen
einfach eine andere Regierung, die davon
nichts mehr wissen will. Von der EU wird wei-
teres Entgegenkommen bei der Schuldentil-
gung erwartet; gleichzeitig soll die eigene
Sparpolitik gelockert werden. All das verkün-
det die neue Führung in einem, zurückhaltend
beschrieben, ausgesprochen selbstgefälligen
Tonfall. Ja, geht’s noch?
Gemach, natürlich geht es so nicht. Und das
ist auch allen Beteiligten klar. Jetzt, gut zwei
Wochen nach der Wahl des Linken Alexis Tsi-
pras zum neuen Ministerpräsidenten, klingen
die Töne aus Athen schon deutlich moderater.
Die vollmundigen Ankündigungen aus dem
Wahlkampf sind relativiert; ganz zurückge-
nommen werden sie freilich nicht.
Aber: Dass populäre Versprechen vor der
Wahl danach nicht zwingend im Einklang mit
der Vernunft eingelöst werden, soll ja auch
schon in anderen Demokratien vorgekommen
sein.
Griechenland ist pleite und wird auf absehba-
re Zeit pleite bleiben. Zur Ehrlichkeit gehört
daher auch: Es ist ausgesprochen fraglich, ob,
wie und wann die von den europäischen
Nachbarn geborgten 230 Milliarden Euro zu-
rückfließen.
Verständlich also, wenn die Kreditgeber als
Gegenleistung mindestens einen effektiven,
also nachhaltigen und zielführenden Einsatz
der Hilfsmittel erwarten.
Gewiss, das ist den Steuerzahlern in den Ge-
bernationen nicht leicht zu vermitteln. Und
auch in Ländern, die eine Spar-Tortur im Zuge
der Euro-Krise bereits überstanden oder noch
vor sich haben, wird nachvollziehbar wenig
Verständnis vernehmbar sein, einerseits.
Andererseits haben die strikten Sparmaßnah-
men in Griechenland zu einem vergleichswei-
se verheerenden Absturz des Arbeitsmarktes
geführt. Allen Europäern muss aber daran ge-
legen sein, dass gerade der südöstliche Rand
der EU wirtschaftlich stabil und sozial befrie-
det ist. Sonst würde sich die labile Außen-
grenze der Union de facto deutlich ins Innere
des Kontinents verlagern.
Und das, daran besteht kein Zweifel, wäre
erst recht problematisch.

»Ohne einen
Schulden-

schnitt hätte
Deutschland

nie eine Chan-
ce gehabt.«

Alexander Ulrich
(Die Linke)

Herkules, der große Held der griechischen Mythologie, bändigte den kretischen Stier und löste elf weitere schwere Aufgaben. Seine Stärke könnte die neue griechische Regierung
heute gut gebrauchen – auch sie hat schließlich einen Augiasstall auszumisten. © picture-alliance

KOPF DER WOCHE

Eine Frau führt
Athens Parlament
Zoe Konstantopoulou Sie ist das weibliche Ge-
sicht unter dem griechischen Ministerpräsidenten
Alexis Tspiras: Die Menschenrechtsanwältin Zoe

Konstantopoulou sitzt
zwar nicht im neuen
Links-Rechts-Kabinett,
wie vor der Wahl ge-
mutmaßt – zum Aus-
gleich wurde sie am
Freitag zur neuen Par-
lamentspräsidentin in
Athen gewählt.Wie ihr
Förderer Tsipras gehört
die 38-Jährige der lin-
ken Syriza an, für die
sie seit 2012 im Parla-

ment sitzt. DieTochter des früheren Syriza-Chefs hat
Recht in Athen, Nanterre und Paris studiert. Sie
steht wie ihre Partei für eine ganz andere Politik.
Nach ihrer Wahl erklärte sie, sie wolle Untersuchun-
gen für Entschädigungsforderungen an Berlin we-
gen des Zweiten Weltkrieges fördern. Im Wahl-
kampf hat sie oft polemisiert. Zoe Konstantopoulou
fällt nun als Parlamentspräsidentin die schwierige
Aufgabe zu, ausgleichend zwischen den verfeinde-
ten Lagern zu wirken. kru T
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ZAHL DER WOCHE

300
Abgeordnete sitzen im griechischen Parlament.
Mit 149 die meisten Mandate hat nach demWahl-
sieg vom 25. Januar die linksradikale Syriza. Sie er-
zielte 36,3 Prozent und bekam als stärkste Partei
einen Bonus von 50 Mandaten. Danach folgt mit
76 Sitzen die konservative Nea Dimokratia, dann
(17) die rechtsextreme Goldene Morgenröte.

ZITAT DER WOCHE

»Wir sind uns
einig, dass wir
uns nicht
einig sind.«
Wolfgang Schäuble (CDU), Bundesfinanz-
minister, nach einem Treffen mit seinem
griechischen Amtskollegen Giannis Varoufa-
kis am Donnerstag in Berlin
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Chronik einer Krise
RETTUNGSPAKETE Seit 2010 haben Euro-Staaten und IWF Griechenland mit Krediten in Höhe von 240 Milliarden Euro ausgeholfen

Im Herbst 2009 legt der griechische Pre-
mier Papandreou die Karten auf den
Tisch: Statt der von der Vorgängerregie-
rung angegebenen sechs Prozent beträgt

das Haushaltsdefizit knapp 13 Prozent der
Wirtschaftsleistung. Die hellenische Republik
hat über ihre Verhältnisse gelebt und sitzt
nun auf einem – von diversen Regierungen –
angehäuften Schuldenberg von rund
350 Milliarden Euro. Athen kommt nun
kaum noch an Kredite. Seither haben die
Euro-Staaten und der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) Griechenland mit Darle-
hen im Umfang von rund 240 Milliarden
Euro unter die Arme gegriffen (davon wur-
den bisher rund 230 Milliarden Euro abgeru-
fen): Zunächst 2010 mit Krediten im Umfang
von insgesamt 110 Milliarden Euro, im Jahre
2012 dann mit einem zweiten Rettungspaket
im Umfang von rund 130 Milliarden Euro,
verbunden mit einem Schuldenschnitt im
Umfang von mehr als 100 Milliarden Euro,
bei dem private Gläubiger auf etwas mehr als
die Hälfte ihrer Forderung verzichteten.
Ab 2010 richteten EU und Euro-Länder einen
Rettungsschirm ein (Europäische Finanzsta-
bilisierungsfazilität, EFSF, 2012 dann abge-
löst vom Europäischen Stabilitätsmechanis-

mus, ESM). Diese Schirme sollen vom Zah-
lungsausfall bedrohte Euro-Länder mit Bürg-
schaften und Krediten stützen, darunter zwi-
schenzeitlich Spanien, Portugal und Irland
und bis heute Griechenland und Zypern. Der

ESM hat eine Ausstattung von rund 700 Mil-
liarden Euro, der deutsche Anteil beträgt
27 Prozent. Dies entspricht knapp 22 Milliar-
den Euro an eingezahltem und rund 168 Mil-
liarden Euro an abrufbarem Kapital.

Im Gegenzug zu den Hilfen musste sich
Athen – so wie die anderen „Programmlän-
der“ auch – auf strikte Haushaltskonsolidie-
rung verpflichten. Damit hielt auch das Drei-
gespann aus Vertretern der Europäischen
Kommission, Europäischen Zentralbank und
des IWF Einzug in Athen, die die Umsetzung
der gemeinsam vereinbarten sogenannten An-
passungsmaßnahmen kontrollieren sollten.
Gerade diese Auflagen wurden von vielen
Griechen als zu rigide, die Kontrolle durch
die „Troika“ als Zumutung empfunden.
Zu den von verschiedenen griechischen Re-
gierungen seit 2010 durchs Parlament ge-
brachten Sparpaketen gehören deutliche
Kürzungen im Gesundheitsbereich, bei Ren-
ten und Arbeitslosengeld, Gehaltskürzungen
und Stellenstreichungen im Öffentlichen
Dienst, die Heraufsetzung des Rentenalters
auf jetzt 67 Jahre und die Absenkung des
Mindestlohns. ahe/dpa T
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Populistischer Ruf
CONTRA Selbst Griechenlands neuer Ministerpräsi-

dent Alexis Tsipras ruft nicht mehr nach ei-
nem Schuldenschnitt. Mit dieser Forderung
gewann er die Wahl, aber nun muss er den

Staat retten. Dabei hilft kein Schuldenschnitt.
Ein Blick in die Zahlen zeigt, dass die Forderung
vor allem finanzpolitischer Populismus ist. Auf
Griechenland lastet zwar ein Schuldenberg von
rund 170 Prozent der Wirtschaftsleistung (BIP).
Das gilt gemeinhin als nicht tragbar. Doch in
Athen ist die Lage speziell: Nach zwei Rettungspa-
keten sind die größten Gläubiger die Euro-Staa-
ten, der Internationale Währungsfonds (IWF) und
die Europäische Zentralbank (EZB). Und die Euro-
päer sind den Griechen schon weit entgegenkom-
men: So muss Athen bis 2020 keine Kredite tilgen,
auch die Zinszahlungen sind größtenteils gestun-
det. Ein Schuldenschnitt würde Athen deshalb in
den nächsten fünf Jahren kaum finanziellen Spiel-
raum eröffnen. Nur beim IWF und der EZB steht
die Rückzahlung von Milliardensummen an. Dass
diese beiden Institutionen auf Forderungen ver-
zichten, ist aber ausgeschlossen. Kurzum: Wo der
Schuldenschnitt etwas bringen würde, ist er un-
möglich. Und wo er möglich ist, bringt er nichts.
Ohnehin wäre die heilende Wirkung schnell ver-
gänglich. Griechenland wurde vor drei Jahren von
den privaten Gläubigern bereits ein Großteil der
Verbindlichkeiten erlassen. Das hat den Schulden-
stand nur kurz gesenkt, mittlerweile hat er wieder
das alte ungesunde Niveau erreicht. Nicht weil der
Staat zuletzt geprasst hätte. Die Schuldenquote
stieg vor allem, weil die Wirtschaftskraft sank. Wer
Griechenland helfen will, braucht dem Land keine
Schulden zu erlassen, sondern muss es bei der
Rückkehr zu Wirtschaftswachstum unterstützen.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Jan Hildebrand
»Handelsblatt«
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Die Linke: Annette Groth

Die Begeisterung steht Annette Groth ins Gesicht ge-
schrieben. Die neue griechische Regierung verkauft
Dienstlimousinen, darunter einen gepanzerten BMW,
angeblich mit einem Wert von 750.000 Euro: „Ich ha-

be gar nicht gewusst, dass es so teure Autos gibt“, sagt die Linken-
Abgeordnete. Als Signal gegen Verschwendung findet Groth die
Transaktion prima – ganz neue Saiten eben, die nun in Athen auf-
gezogen werden.
So freut sie sich, dass just jetzt auf der Tagesordnung der deutsch-
griechischen Parlamentariergruppe, der sie vorsteht, das deutsch-
griechische Jugendwerk auf der Tagesordnung steht. Praktika für jun-
ge Griechen im öffentlichen Dienst hierzulande kann sie sich vorstel-
len, Praktika in mittelständischen Betrieben, um das System der dua-
len Ausbildung bekannt zu machen. Mit Geld kann die Parlamenta-
riergruppe nicht aufwarten, aber Anstöße geben. Und das, so zeigt
sie sich sicher, mit deutlich mehr Umsetzungschancen als bisher.
Sparauflagen, Reformpaket: „Die haben es ja nicht gebracht. Es
wurde kein Wachstum erzeugt. Es gab nur negative Auswirkungen.
Was ist das denn für eine Medizin gewesen?“ Sie beklagt „soziale
Verwerfungen“, spricht von „Massenarmut“ oder einer „weitge-
henden Zerstörung der sozialen Sicherungssysteme“. Darauf fußt
denn auch ihr Rat, mit dem sie mit Blick auf Berlin und Brüssel auf-
wartet. Investitionsprogramme zu „großzügigen Konditionen“ for-
dert sie: mehr öffentliche Arbeitsplätze, verbesserte Infrastruktur
oder auch neue Energien – in Griechenland und in Italien, in Portu-
gal oder auf Zypern.

Die Billionen, die EZB-Präsident Mario Draghi jetzt offeriert, seien
doch nur „Spielgeld für Banken“. Wie schon bisher der Finanzsek-
tor der eigentliche Nutznießer der Griechenlandhilfe gewesen sei.
Das sei mittlerweile auch den meisten Steuerzahlern in Deutsch-
land bewusst, gibt sie sich überzeugt. Deshalb sieht sie für einen
neuen Kurs, bei dem das Geld auch bei der griechischen Bevölke-
rung ankommt, keine Akzeptanzprobleme. Groth verlangt von der
Bundesregierung, die „Drohungen gegen Griechenland sofort ein-

zustellen“ und der „Chance eines politischen Neuanfangs keine
Steine in den Weg zu legen“. Schon die „Beeinflussungsversuche
von deutscher Seite vor den Wahlen“ seien „höchst unerfreulich“
gewesen. Es gehe darum, „die Würde der Griechen wiederherzu-
stellen“.
Womöglich im Mai will Groth mit ihrer Abgeordnetengruppe das
neue Parlament in Athen besuchen. Pflege internationaler Kontakte

ist Zweck der derzeit 54 Gruppen, die sich im Bundestag gebildet
haben. Sie als Linke kann mit Hochgefühl die Griechenland-Visite
angehen, seit dort das Bündnis der radikalen Linken (Syriza) von
Ministerpräsident Alexis Spiras das Sagen hat – freilich mit der Ein-
schränkung, dass er nicht ohne Unterstützung der rechtspopulisti-
schen Unabhängigen Griechen (Anel) regieren kann. Die stellt mit
Panos Kammenos den Verteidigungsminister. Das empfindet Groth
angesichts der Ausgangslage als „klugen Schachzug“. Sei Kamme-
nos doch geschickt in die Kabinettsdisziplin eingebunden.
Seit 2009 fungiert die 60-jährige gebürtige Ostwestfälin Annette
Groth, die in Stuttgart lebt, als Vorsitzende der deutsch-grie-
chischen Parlamentarier-Gruppe. Sie wurde von der Fraktionsspitze
gefragt, als die Position den Linken zufiel. Sie musste, wie sie sagt,
nicht überredet werden, das Amt in den turbulenten Zeiten rund
um Griechenland zu übernehmen.
Daneben gilt das besondere Augenmerk der Entwicklungs-Sozio-
login dem Nahen Osten. Ihre Einordnung, strikt israelkritisch zu
sein, mag sie nicht gelten lassen. „Ich bezeichne mich als Freun-
din aller Menschen in Israel, die sich für den Frieden einsetzen
und als Partnerin der israelischen Menschenrechtsorganisationen
und Friedensaktivisten. Gemeinsam mit ihnen kritisiere ich die
Politik des israelischen Regierung.“ Vor Ort in Israel war sie noch
nie. Dazu wird es so schnell auch nicht kommen. Sie ist mit Ein-
reiseverbot belegt – seit ihrer Beteiligung im Mai 2010 an einem
Schiffskonvoi in Richtung Gaza-Streifen, der dann von den Israelis
aufgebracht wurde. Franz-Ludwig Averdunk T

.....................................................................................................................................................

»Es geht jetzt
darum, die Würde

der Griechen
wiederherzustellen.«
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Herr Kyrtsos, nach dem Machtwech-
sel in Athen geht in Europa die Angst
vor einer neuen Griechenland-Krise um.
Wie ist die Stimmung im Europäischen
Parlament?
Wir fragen uns alle, was nun als Nächstes
passieren wird. Der Wahlsieg von Syriza in
Griechenland ist ja kein isoliertes Phäno-
men, sondern Teil einer größeren Entwick-
lung. Wir finden uns in einer neuen euro-
päischen Realität wieder, die vom Vor-
marsch der Populisten gekennzeichnet ist.
Im linken Parteienspektrum haben wir
zum Beispiel Podemos in Spanien, im
rechten Spektrum machen der Front Na-
tional in Frankreich, Ukip in Großbritan-
nien und die Goldene Morgenröte in Grie-
chenland mobil. Zudem ist der neue grie-
chische Premier Alexis Tsipras in Athen ei-
ne Koalition mit den rechtspopulistischen
Unabhängigen Griechen eingegangen. Das
ist eine doppelte Herausforderung für uns.

Kann Tsipras und seine Koalition
Europa und die Währungsunion ernst-
haft gefährden?
Nein, das glaube ich nicht. Bis vor kurzem
hat er noch einen Schuldenschnitt gefor-
dert, bei seinem Besuch in Brüssel war da-
von schon keine Rede mehr. Tsipras ist im
Begriff, seine Position zu ändern. Außer-
dem hat sich die Lage seit dem Höhe-
punkt der Eurokrise 2011 geändert. Grie-
chenland kann heute nicht mehr wie ein
Dominostein alles zum Einsturz bringen.
Und Tsipras kann die anderen Euro-Staa-
ten auch nicht erpressen. Denn Spanien
und andere ehemalige Krisenländer kön-
nen sich wieder günstig an den Märkten
finanzieren. Nur in Griechenland liegt der
Zinssatz für zehnjährige Staatsanleihen
wieder bei über zehn Prozent.

Sie klingen ziemlich entspannt.
Nein, leider können wir uns nicht ent-
spannt zurücklehnen. Denn der Realwirt-
schaft in Griechenland geht es schlecht, die
Lage verschlimmert sich zusehends. Viele
Griechen haben aufgehört, Steuern zu zah-
len und so ein Loch in das Staatsbudget ge-
rissen. Zudem räumen sie ihr Geld von
den Bankkonten. Tsipras muss daher seine
Strategie dringend ändern und die EU-Re-
geln akzeptieren. Sein bisheriger Kurs, die
Konfrontation mit der EU und der Troika,
ist sehr riskant, das führt nirgendwo hin.
Und dabei läuft ihm die Zeit davon. Bis zu
einer Lösung bleiben vielleicht noch zwei
bis drei Wochen.

Die Europäische Zentralbank (EZB)
hat den Druck weiter erhöht und ent-
schieden, dass sie ab 11. Februar keine
griechischen Staatsanleihen mehr als Si-
cherheiten für Zentralbankkredite akzep-
tiert. Damit verliert Griechenland seine
bisher wichtigste Finanzierungsquelle.
Droht dort jetzt ein Bankensturm?
Die Hauptgefahr ist weniger ein Bank
Run, sondern der schleichende Abzug
von Bankeinlagen. Wir sind jetzt wieder
unter dem Niveau von 2012, das macht
mir Sorgen.

Hat die EZB die Krise also noch ver-
schärft?
Sie hat nach den Regeln gehandelt. Im Üb-
rigen bin ich davon überzeugt, dass EZB-
Präsident Mario Draghi die Initiative über-
nehmen und Tsipras an die Spielregeln er-
innern wird.

Aber Tsipras hat versprochen, die Re-
geln zu ändern. Dafür ist er schließlich
gewählt worden.
Es ist nicht das erste Mal in Griechenland,
dass eine Regierung nach der Wahl ihre
Strategie ändern muss. In Wahrheit haben
die Probleme doch schon in den Jahren
2000 bis 2009 begonnen. Die damaligen
Regierungen haben den Griechen eine hei-
le Welt vorgegaukelt.

Tsipras hat vergangene Woche in
Brüssel für seine Politik geworben. Wie
war Ihr Eindruck?
Ich habe ihn selbst nicht getroffen, aber
ich teile die Position der meisten verant-
wortlichen EU-Politiker: Tsipras muss end-
lich die ökonomische Realität anerkennen.
Nach der jüngsten EZB-Entscheidung wird
es für Tsipras noch schwieriger, sein Wahl-
programm zu finanzieren. Natürlich kann
er versuchen, mehr Steuern von den rei-
chen Griechen einzutreiben. Er kann auch
ein paar linke Akzente setzen, indem er

entlassene Mitarbeiter im öffentlichen
Dienst wieder einstellt und an ihrer Stelle
andere Mitarbeiter feuert. Aber an dem An-
passungsprogramm, das mit Brüssel verein-
bart wurde, kommt er nicht vorbei.

Sie selbst sind Mitglied der konserva-
tiven Nea Dimokratia, die in Griechen-
land lange die Regierung gestellt hat.
Premier Antonis Samaras regierte seit
Juni 2012. Warum haben sich die Grie-
chen für einen Machtwechsel entschie-
den? Immerhin ist die griechische Wirt-

schaft in den Monaten zuvor erstmals
wieder gewachsen, es gab also Grund zu
vorsichtigem Optimismus.
Die Menschen waren die Politik von Sama-
ras einfach leid. Seine Regierungszeit war
alles andere als eine Erfolgsgeschichte,
auch wenn er sie gerne so dargestellt hat.
Wir haben wertvolle Zeit bei der Umset-
zung der Spar- und Reformvorgaben verlo-
ren. Portugal und Irland haben es viel bes-
ser gemacht.

Auch Samaras hat den Griechen das
Ende der Anpassungsprogramme und den
Abzug der ungeliebten Troika verspro-
chen. Nur hat ihm die Euro-Gruppe ei-
nen Strich durch die Rechnung gemacht.
Sind die Europäer also Mitschuld am De-
bakel?
Nein, Samaras hat einen großen strategi-
schen Fehler begangen: Er hat eine politi-
sche Lösung für ein wirtschaftliches Pro-
blem versprochen. Genau wie Tsipras. Sie
macht denselben Fehler. Richtig wäre es ge-
wesen – und das ist es auch heute–, das
Anpassungsprogramm schnell umzuset-
zen, genau wie Portugal und Irland es er-
folgreich getan haben. Dazu gibt es keine
realistische Alternative.

Welche Rolle kann das Europaparla-
ment bei der Lösung der Krise spielen?
An den Entscheidungen der Euro-Gruppe
sind die Abgeordneten ja nicht beteiligt.
Eine schwierige Frage. Die Lage ist durch
den Aufstieg der Linken und Rechten ja
nicht einfacher geworden. Ich denke, dass
die gemäßigten Linken und die gemäßig-
ten Rechten, Sozialdemokraten und Christ-
demokraten ihre Kräfte vereinen sollten,
um Europa stabiler zu machen. Wir müs-
sen dieser Herausforderung gemeinsam be-
gegnen.

Der Erfolg populistischer Parteien ist
ein Resultat der anhaltenden Wirt-
schaftskrise in Europa. Nach wie vor ist
die Arbeitslosigkeit hoch, die EU-Kom-
mission sagt für 2015 eine Deflation vo-
raus. Was kann die EU tun, um Europa
wieder zu mehr Wachstum zu verhelfen?
Bisher bestand die Strategie darin, mehr
Geld in das System zu pumpen. Die neue
EU-Kommission setzt mit ihrem Investiti-
onsprogramm nun mehr auf private Inves-
titionen und die Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit. Diese Maßnahmen brau-
chen Zeit, um zu wirken, aber am Ende
werden wir es schaffen. Dass sie funktio-
nieren, sehen Sie in Spanien und Irland,
wo die Wirtschaft inzwischen wieder
wächst.

In anderen großen Euroländern wie
Italien und Frankreich ist das anders. In
Frankreich etwa lag das Haushaltsdefizit
2014 bei 4,3 Prozent. Sollte die EU-Kom-
mission Defizitsünder härter abstrafen?
Nein, die EU-Kommission sollte mit
Frankreich flexibel umgehen. Sanktionen
würden nur dem rechtsextremen Front Na-
tional helfen. Wenn Paris weitere Refor-
men einleitet, sollte sich Brüssel um einen
Kompromiss bemühen.

Das Gespräch führte Eric Bonse.
Er ist freier Korrespondent in Brüssel. T

Georgios Kyrtsos gehört der bisher
regierenden griechischen Partei

„Nea Dimokratia an“ und ist seit Juli
2014 Mitglied der Fraktion der Eu-

ropäischen Volkspartei (EVP) im Eu-
ropäischen Parlament.

© EU/Europäisches Parlament

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Tsipras
hat keine
Wahl«
GEORGIOS KYRTSOS Der
griechische konservative Europa-
Abgeordnete sieht für sein Land
keine Alternative zum Sparprogramm

GASTKOMMENTARE
SCHULDENSCHNITT FÜR GRIECHENLAND?

Unausweichlich
PRO Ein Schuldenschnitt für Griechenland ist un-

ausweichlich, denn die Griechen bedienen
ihre Kredite sowieso nicht. Sie sind längst
pleite. Die griechischen Staatsschulden be-

laufen sich momentan auf 322 Milliarden Euro
und machen 175 Prozent der jährlichen Wirt-
schaftsleistung aus. Diese Summen kann Grie-
chenland unmöglich tilgen, was allerdings noch
keine Nachricht ist. Staatsschulden werden nie zu-
rückgezahlt. Auch Deutschland wird seine Kredite
von rund zwei Billionen Euro nicht tilgen, sondern
neue Darlehen aufnehmen, um alte abzulösen.
Das stört niemanden, solange die Zinsen fließen.
Auf den ersten Blick scheinen die Griechen bei
den Zinsen jedoch kein Problem zu haben. Sie be-
laufen sich nur auf etwa sechs Milliarden Euro im
Jahr. Davon kann doch niemand Pleite gehen?
Doch, das geht. Denn die Griechen haben ihre Kre-
dite im Ausland aufgenommen. Die Zinsen könn-
ten daher nur erwirtschaftet werden, wenn die
Griechen entsprechende Exportüberschüsse hät-
ten. Sie haben aber nur minimale Exportüber-
schüsse – die auch kaum steigen dürften.
Denn die beiden Exportbranchen, Tourismus und
Schifffahrt, machen nur ein Viertel der Wirtschafts-
leistung aus, und bei den Importen lässt sich kaum
sparen, weil sie schon auf ein Minimum ge-
schrumpft sind. Viele Griechen sind inzwischen so
arm, dass sie sogar auf lebensnotwendige Medi-
kamente aus dem Ausland verzichten müssen.
Es kommt zu einem sinnlosen Kreisverkehr: Die
Griechen zahlen die Zinsen auf ihre Auslands-
schulden, indem sie neue Kredite aufnehmen –
natürlich im Ausland. Die Gläubiger finanzieren ih-
re eigenen Zinsen. Also könnte man die grie-
chischen Schulden auch gleich streichen, denn sie
sind wertlose Zahlen in einem Computer.

Ulrike Herrmann
»die tageszeitung«
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Vereidigung der 300 Abgeordneten des neuen griechischen Parlaments am 5. Februar in Athen. Zur neuen Parlamentspräsidentin wurde die Syriza-Politikerin Zoe Konstantopoulou gewählt. © picture-alliance/dpa

Athener Linksruck mit Tücken
NEUE KOALITION Die Syriza ist ein Sammelbecken für zwölf verschiedene Gruppierungen. Kann dieses Bündnis halten?

N
ach sechs aufeinander-
folgenden Rezessions-
jahren wollen die Grie-
chen einen Neuanfang.
Dieses Versprechen
konnte anscheinend kei-

ner so überzeugend verkörpern wie der
40-jährige Vorsitzende des Linksbündnis-
ses Syriza, Alexis Tsipras. Er hat mit den
alteingesessenen politischen Parteien
nichts zu tun und warb im Wahlkampf zu-
dem mit einem genial einfachen Slogan
um Stimmen: „Die Hoffnung kommt.“
Die Hoffnung vieler Griechen ist, dass Tsi-
pras sein wichtigstes Wahlversprechen ein-
löst: den von der EU verordneten Sparkurs
zu beenden. „Unser Vorbild ist nicht Bul-
garien, sondern Frankreich“, sagte vor der
Europawahl 2014 Syriza-Chefökonom Gi-
annis Milios im Interview mit der spani-
schen Zeitung El País. Im Klartext: Nicht
durch niedrige Löhne und Kürzungen,
sondern durch eine ambitionierte Indus-
triepolitik, die Wachstum und Beschäfti-
gung durch staatliche Lenkung und Investi-
tionen fördert, soll Griechenland wieder
wettbewerbsfähig werden.
Diese Politik sollen in Tsipras‘ neuem Ka-
binett vor allem zwei Minister durchsetzen:
zum einen der inzwischen allseits bekann-
te Finanzminister Giannis Varoufakis.
Der Wirtschaftsprofessor gilt als Popstar
des Keynesianismus – scharfzüngig, oft be-
lehrend, aber stets auf Sachlichkeit be-
dacht. Zum anderen Giorgos Stathakis, der
neue Wirtschaftsminister, ist ein in Eng-
land promovierter Ökonom, der auch als
linker Sozialdemokrat durchgehen könnte.
Vor der Wahl versuchte er, europäische Po-
litiker und Investoren zu beruhigen: „Ei-
nen Plan B über den Euro-Austritt Grie-
chenlands darf es nicht geben, unser Platz
ist in der Eurozone.“
Zum Vize-Premier hat Tsipras den 69-jähri-
gen Giannis Dragasakis ernannt – einen an
der Londoner School of Economics and
Political Science ausgebildeten Ökonom,
der als gemäßigte Stimme gilt und für die
wirtschaftspolitischen Passagen im Wahl-
programm von Syriza verantwortlich sein
soll: Darin ist von einer Unterbrechung des
Sanierungsprogramms, sozialen Wohltaten
und staatlichen Investitionen für mehr
Wachstum die Rede.

Viele Widersprüche Schon zweimal muss-
te Dragasakis in seiner ersten Amtswoche
öffentlich intervenieren, um scheinbare
Meinungsverschiedenheiten zwischen ein-
zelnen Ministern zu beseitigen. Kein Wun-
der – Syriza ist eine Partei mit vielen Wi-
dersprüchen. In ihr tummeln sich Realisten
neben rein marxistisch orientierten Wirt-
schaftsexperten, wie dem bisherigen Chef-
ökonom von Syriza, Giannis Milios. Er
blieb bei der Besetzung von Wirtschafts-
und Finanzministerium außen vor. Die
Anführer des linken Parteiflügels haben
sich dafür die Schlüsselressorts für Energie
und Soziales gesichert.
Nur wenige Stunden nach seinem Wahl-
sieg kürte Alexis Tsipras ausgerechnet die
rechtspopulistische Gruppierung „Unab-
hängige Griechen“ (Anel) zum Koalitions-

partner. In gesellschaftspolitischen Fragen
sind die beiden Parteien weit voneinander
entfernt. Zusammengeschweißt werden sie
vielmehr durch gemeinsame, äußere Feind-
bilder: die Sparpolitik und die aus EU, In-
ternationalem Währungsfonds (IWF) und
Europäischer Zentralbank (EZB) bestehen-
de „Troika“. Anel-Vorsitzender Panos Kam-
menos ist nun Verteidigungsminister, zu-
dem dürfen die Rechtspopulisten vier
Staatssekretäre stellen.
Könnte diese ungewöhnli-
che Koalition an ihren Wi-
dersprüchen zerbrechen?
„Die Gefahr ist nicht zu
leugnen“, erklärt Politik-
wissenschaftler Giorgos
Tzogopoulos vom Athener
Think Tank Eliamep. „Viel
hängt davon ab, ob sich die
neue Regierung und die
Gläubiger Griechenlands
auf einen Kompromiss im
Schuldenstreit einigen wer-
den. Wenn Syriza von ihrer
Rhetorik abweicht und sich
auf eine Einigung einlässt,
wäre das gut für Griechenland, aber da-
durch geriete der innerparteiliche Frieden
in Gefahr“, erläutert Tzogopoulos.
Anzeichen dafür gibt es schon. So hat die
Syriza nach ihrem fulminanten Wahlsieg
zunächst ihre Wahlversprechen bezüglich
Wirtschaft und Finanzen erneuert: „Unver-
züglich“ solle der Mindestlohn auf das
Vor-Krisenniveau von 751 Euro pro Monat

steigen und der Steuerfreibetrag auf 12.000
Euro angehoben werden, hieß es. Privati-
sierungen sollten gestoppt und Rentenkür-
zungen rückgängig gemacht werden.
Doch nur wenige Tage nach der Regie-
rungsübernahme kam es zu ersten, öffent-
lich ausgetragenen Kontroversen: In einem
TV-Interview warnte der für die Sozialversi-
cherung zuständige Staatssekretär Nikos
Romanias, derzeit gäbe es zwar keine Pro-
bleme bei der Auszahlung der Renten,

doch schon im März könn-
te es finanziell eng werden.
Worauf Sozialminister Di-
mitris Stratoulis interve-
nierte und prompt erklärte,
die Renten seien eine heili-
ge Kuh der Sozialpolitik.
Durch die Sachzwänge des
Regierens würde das Links-
bündnis zur Mäßigung ge-
nötigt, glaubt der EU-Exper-
te und langjährige Korres-
pondent für das griechische
Radio in Paris, Thanassis
Kalfas: „Vor und unmittel-
bar nach der Wahl hieß es,

sämtliche Privatisierungen würden rückgän-
gig gemacht, doch mittlerweile will man al-
les im Einzelfall prüfen. War erst von einer
sofortigen Erhöhung des Mindestlohns die
Rede, spricht die Regierung heute von einer
sechsmonatigen Beratungszeit entsprechen-
der Gesetzesvorlagen.“
Für Aufsehen sorgten auch andere ange-
kündigte Reformen in der Sozialpolitik:

Sozialminister Dimitris Stratoulis will das
kürzlich eingeführte Defizit-Finanzierungs-
verbot für Rentenkassen abschaffen, Ge-
sundheitsminister Panagiotis Kouroumplis
verspricht Neueinstellungen. Wie das alles
finanziert werden soll, bleibt unklar. „Kou-
roumplis will 10.000 Ärzte und Pfleger ein-
stellen. Dabei hatte die Vorgängerregierung
zugesagt, bis 2016 insgesamt 150.000 Stel-
len im öffentlichen Dienst zu streichen“,
gibt Kalfas zu Bedenken.
Eine Schlüsselrolle in der Partei kommt
Energieminister Panagiotis Lafazanis zu.
Der Mathematiker aus Piräus, der seine po-
litische Laufbahn, genauso wie Tsipras, in
der Jugendorganisation der orthodoxen
Kommunistischen Partei Griechenlands
(KKE) begonnen hat, gilt als Anführer ei-
ner starken und streng marxistisch orien-
tierten innerparteilichen Opposition. Vehe-
ment plädiert der 63-Jährige für einen
Euro-Austritt und gerät dadurch in Kon-
flikt mit Parteichef Tsipras. Bisher lässt der
ihn jedoch gewähren. In seiner ersten Äu-
ßerung als Energieminister beharrte
Lafazanis zudem auf dem „öffentlichen
Charakter“ der Energieversorgung und er-
teilte somit der geplanten Teilprivatisie-
rung des staatlichen Energieriesen DEH ei-
ne Absage.

Nicht gegenfinanziert „Viel wird davon
abhängen, wie sich die einzelnen Syriza-
Parteiströmungen in nächster Zeit positio-
nieren“, erläutert Thanassis Kalfas. Immer-
hin sei die griechische Linke ein Zusam-
menschluss aus zwölf verschiedenen Grup-
pierungen, von den linken Sozialdemokra-
ten bis hin zu den Trotzkisten, die weiter-
hin eine gewisse Autonomie bewahren. Po-
litikwissenschaftler Tzogopoulos ist der
Auffassung, dass die Wahlversprechen von
Syriza überhaupt nicht gegenfinanziert sei-
en. Insofern bliebe der Regierung nichts
anderes übrig, als einen Rückzieher zu ma-
chen. „Die Umsetzung wird vermutlich in
die ferne Zukunft verschoben und von den
Wachstumsraten der Wirtschaft abhängig
gemacht“, glaubt er.
In Konflikt mit Brüssel geriet die Athener
Linksregierung zunächst gar nicht wegen
ihrer Wirtschaftspolitik, sondern wegen ih-
res Russland-Kurses. Griechenland sei im
Vorfeld einer gemeinsamen Erklärung der
Staats- und Regierungschefs der EU zu
möglichen neuen Sanktionen gegen Russ-
land nicht konsultiert worden, monierte
Tsipras. Daher stimmt er ihr auch nicht zu.
Viele befürchteten daraufhin eine Neuori-
entierung Athens in Richtung Russland.
Daran glaubt Tzogopoulos nicht: „Tatsache
ist, dass Außenminister Nikos Kotzias eine
so genannte multidimensionale Außenpo-
litik anstrebt, in die er Russland oder
China einbeziehen will. Das soll aber nicht
zu Lasten Europas geschehen“, sagt der
Analyst.
So oder so will der neue Athener Chefdi-
plomat vermutlich eigene Akzente setzen.
Kotzias, Professor an der Universität Piräus
und einst außenpolitischer Berater von Ex-
Regierungschef Giorgos Papandreou, hat in
Gießen studiert und gilt als Kenner, aber
auch Kritiker Deutschlands. Selbst politi-

sche Gegner bezeichnen ihn als brillanten
Denker, der allerdings eine Neigung zu
mitunter eigenwilligen Ansichten pflege.
Seine politische Laufbahn begann Kotzias
ebenfalls bei der Kommunistischen Partei
Griechenlands, wo er den Spitznamen
„Suslow“ bekam – in Anspielung an einen
früheren Chefideologen der sowjetischen
Kommunisten.

Kampf gegen Korruption Regierungschef
Tsipras zählt zu seinen Prioriäten auch die
Bekämpfung von Klientelismus und Korrup-
tion. Als Zeichen, dass er es damit ernst
meint, gilt unter anderem die Wahl von Zoe
Konstantopoulou zur Parlamentspräsiden-
tin. (siehe auch „Kopf der Woche“ auf
Seite 1) Aufgefallen war die eloquente An-
wältin bisher durch ihre engagierte Mitarbeit
im parlamentarischen Untersuchungsaus-

schuss zur Aufklärung der so genannten La-
garde-Liste. Der Hintergrund: 2010 hatte die
damalige französische Finanzministerin und
heutige Chefin des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF), Christine Lagarde, ihrem
griechischen Amtskollegen Giorgos Papa-
konstantinou eine Liste mit den Namen von
mutmaßlichen griechischen Steuersündern
zukommen lassen. Papakonstantinou hatte
die Angelegenheit aber nicht energisch ge-
nug weiterverfolgt. Nun stellt Syriza die wei-
tere Aufarbeitung in Aussicht. Politikwissen-
schaftler Tzogopoulos sieht das positiv. Er
meint aber auch: „Die Bekämpfung von Kor-
ruption und Schattenwirtschaft braucht viel
Zeit. Und vor allem: stabile Regierungsver-
hältnisse.“ Jannis Papadimitriou T

Der Autor ist freier Korrespondent
in Griechenland.

Kämpfen für eine neue Schuldenpolitik: Premier Alexis Tsipras (links) und sein Finanzmi-
nister Giannis Varoufakis. © picture-alliance/ZUMAPRESS.com

(K)ein Zurück zur Drachme
EURO-AUSSTIEG Die bitteren Folgen eines »Grexits«

Einen „Grexit“ wird es nicht geben. So je-
denfalls lauten die offiziellen Stellungnah-
men aus Berlin, Brüssel und Athen. Doch
wer kann schon voraussagen, was sich in
zwei, drei Wochen in Griechenland ereig-
nen wird? Zum Beispiel dies: Die Griechen
werden angesichts der hektischen Finanz-
diplomatie immer nervöser und machen
das, was sie bereits mehrfach getan haben
– sie rennen zum nächsten Bankautoma-
ten und heben so viele Euros wie möglich
ab. Ein „bank run“ setzt ein. Die ersten
Bankautomaten laufen leer und der Geld-
nachschub gerät ins Stocken. Griechische
Banken, die von der Europäischen Zentral-
bank kein Geld mehr bekommen, weil
sich die neue Regierung weigert, mit den
Geldgebern und deren Kontrolleuren (der
„Troika“) zusammenzuarbeiten, können
nicht nachschießen.
Der „Grexit“ – von niemandem gewollt –
wäre da, und zwar als „dirty exit“. Grie-
chenland müsste aus der Euro-Zone –
nicht aber aus der Europäischen Union –
austreten. Die griechische Nationalbank
müsste eigene Staatsanleihen aufkaufen
und der Regierung tonnenweise Drachmen
zur Verfügung stellen, mit denen Beamte
und Mitarbeiter im öffentlichen Dienst be-
zahlt oder Renten und die Arbeitslosenun-
terstützung finanziert würden.

Kapitalflucht Technisch ginge das ähnlich
vor sich wie bei der Einführung der
D-Mark am Ende der DDR. Sämtliche Euro-
Guthaben von Bürgern und Unternehmen
würden 1:1 auf Drachme umgestellt. Eine
riesige Kapitalflucht wäre die Folge, die nur
durch Kapitalverkehrskontrollen unterbun-
den werden könnte. Griechische Inlands-
schulden würden ebenfalls in Drachmen
umgestellt, außerdem alle Preise. Soweit
kein Problem. Aber ausländische Zahlungs-
verpflichtungen blieben in der jeweiligen
Währung wie Euro oder Dollar bestehen –
unbezahlbar für Griechenland. Auch wür-
den sich alle Importe radikal verteuern.

Zunächst wären die Folgen für griechische
Unternehmer positiv: Sie wären die Gewin-
ner, könnten billig exportieren, Tomaten,
Wein, Feta, aber auch Textilien, Chemie-
und Pharmaprodukte konkurrenzlos güns-
tig in Europa anbieten. Mit der Drachme-
Abwertung wäre Athens Wirtschaft mit ei-
nem Schlag wieder wettbewerbsfähig.
Neue Arbeitsplätze entstünden und Urlaub
in Griechenland würde zum Schnäppchen
zu haben sein. Auch Grundstücke und Fe-
rienhäuser wären zum Sonderpreis verfüg-
bar. Andererseits aber müssten die grie-
chischen Arbeitnehmer radikale Einkom-
menseinbußen hinnehmen. Importe wür-
den immer teurer werden. Abgeschnitten
vom internationalen Geldmarkt würde die
Drachme immer weiter an Wert verlieren.
Inflation wäre die Folge.

Aus für Schwarze Null Und was würde
ein „Grexit“ für Europa bedeuten? Insge-
samt 380 Milliarden Euro hat Griechen-
land an Hilfen, Subventionen und Kredi-
ten erhalten; davon ungefähr ein Viertel
aus Deutschland. Dieses Geld wäre mit
einem Schlag weg. Wolfgang Schäubles
Schwarze Null wäre plötzlich tiefrot. Ein
Land wie Deutschland kann das vielleicht
noch finanziell tragen. Nicht aber Gläubi-
ger wie Italien und Frankreich, die eben-
falls milliardenschwere Staatsanleihen
aus dem verschuldeten Griechenland hal-
ten. Der „Grexit“ wäre deshalb ein „Gau“
der europäischen Rettungspolitik. Einfa-
cher würde es durch ihn wohl für nie-
manden. Christoph Birnbaum T

Der Autor ist Wirtschaftsjournalist
in Bonn.

»Abwei-
chungen von
der Rhetorik

gefährden den
Frieden in der

Partei.«
Giorgios Tzogopoulos

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Fachkräfte
erwünscht
MIGRATION Die Koalition ist beim
Thema Einwanderungsgesetz uneins

Schluss mit dem »Weiter so«
SPORT Innenminister de Maizière und Abgeordnete sprechen sich für Reform der Sportförderung aus

Ein „Weiter so“ bei der deutschen Spitzen-
sportförderung wird es nicht geben. „Die
Struktur kommt auf den Prüfstand“, sagte
der für den Sport zuständige Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière (CDU) ver-
gangene Woche während der Debatte zum
13. Sportbericht der Bundesregierung
(18/3523). Nicht zuletzt die „enttäuschen-
den Ergebnisse“ der Olympischen Winter-
spiele 2014 in Sotschi hätten deutlich ge-
macht, dass Deutschland Gefahr laufe, den
Anschluss an die absolute Weltspitze zu
verlieren. Gemeinsam mit dem Deutschen
Olympischen Sportbund (DOSB) müsse

nun analysiert werden, „warum manche
Verbände erfolgreicher sind als andere“,
sagte de Maizière. Der Blick in die Zukunft
gehe dabei über die Sommerspiele 2016 in
Rio de Janeiro hinaus. Er richte sich viel-
mehr auf die Jahre 2024 bis 2028, weil ei-
ne solche Neustrukturierung Zeit brauche.
Was die Chance einer deutschen Bewer-
bung für die Sommerspiele 2024 oder
2028 angeht, so gab sich de Maizière opti-
mistisch. Die Konzepte von Berlin und
Hamburg passten gut in die Reform-Agen-
da des Internationalen Olympischen Ko-
mitees (IOC), die eine Abkehr vom Gigan-
tismus vorsehe, betonte der Minister.
Statt mit der Olympiabewerbung befasste
sich André Hahn von der Fraktion Die Lin-
ke mit dem der Debatte zugrunde gelegten
13. Sportbericht zur Lage des Sports in
Deutschland. Vieles, was der Bundestag in
einer Entschließung zum vorangegangenen

12. Sportbericht gefordert habe, sei nicht
erfüllt worden. So sei die Olympiabewer-
bung Münchens gescheitert, ein Anti-Do-
pinggesetz noch immer nicht beschlossen
und die Situation der Sportstätten vieler-
orts schlecht, kritisierte Hahn. Was die
„nicht berauschenden“ Ergebnisse von Sot-
schi angeht, so forderte er, daraus Konse-
quenzen zu ziehen, sprach sich aber für
die Fortsetzung einer differenzierten Sport-
förderung in den für Deutschland traditio-
nellen Sportarten aus.
Kritik am Sportbericht übte auch Özcan
Mutlu (Bündnis 90/Die Grünen). Es sei
„eine absolute Missachtung des Bürgerwil-
lens“, wenn man in dem Bericht verschwei-
ge, dass die letzten Bewerbungen an den
fehlenden Mehrheiten vor Ort gescheitert
seien, weil man die Bürger nicht mitge-
nommen habe. Mutlu ging auch auf die im
Bericht lobend erwähnte Autonomie des

Sports ein. Diese sei zwar grundsätzlich
wichtig. Zu oft aber habe man die Verbän-
de „einfach machen lassen“. „Eine gute
Sportpolitik lässt die Verbände aber nicht
mit den vielen gesellschaftlichen Themen
und Anforderungen allein“, befand er.
Detlev Pilger (SPD) sprach schließlich das
Thema Mindestlohn im Sportbetrieb an.
Wenig Verständnis zeigte er dabei für die
Kritik an den Dokumentationspflichten. In
Sportvereinen sähen diese so aus, dass
handschriftlich der Beginn und das Ende
der Arbeitszeit in eine Liste eingetragen
werden müssten. „Das ist durchaus leist-
bar“, urteilte er. Problematisch sei dagegen
die Situation sogenannter Vertragsamateu-
re, die formal als Minijobber gelten und
damit unter das Mindestlohngesetz fallen.
Dieses Problem sei aber erkannt und bei
Arbeitsministerin Andrea Nahles (SPD) „in
den besten Händen“.

Das angekündigte Engagement der Arbeits-
ministerin in dieser Frage begrüßte auch
Eberhard Gienger (CDU). Es sei gut, dass
die Ministerin in Kürze ein Gespräch mit

dem DOSB und dem Deutschen Fußball-
bund (DFB) zum Thema Mindestlohn in
Sportvereinen führen wolle, betonte der
Unionsabgeordnete. Götz Hausding T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Der sportliche Nachwuchs soll gezielter gefördert werden. © picture-alliance/dpa
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Symbolische Anerkennung
NS-UNRECHT Ruf nach Entschädigung für Kriegsgefangene

70 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg sol-
len die ehemaligen sowjetischen Kriegsge-
fangenen nach dem Willen der Oppositi-
onsfraktionen Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen eine finanzielle Entschädigung
für an ihnen begangenem NS-Unrecht er-
halten. Über entsprechende Anträge der
Links- (18/3316) und der Grünen-Fraktion
(18/2694) debattierte der Bundestag erst-
mals vergangene Woche. Die Linke fordert
in ihrer Vorlage die Bundesregierung auf,
den noch lebenden sowjetischen Kriegsge-
fangenen „eine einmalige individuelle An-
erkennung für erlittenes Unrecht in Höhe
von 7.670 Euro“ zu verschaffen. Nach dem
Grünen-Antrag sollen die Betroffenen ein-
malig einen „individuellen Anerkennungs-
betrag für das erlittene NS-Unrecht in Hö-
he von 2.500 Euro“ erhalten.
In der Debatte verwies Jan Korte (Linke)
darauf, dass von sechs Millionen sowjeti-
schen Kriegsgefangenen 3,3 Millionen „un-
ter der Verantwortung der Wehrmacht
durch Hunger, Krankheiten, Kälte, Zwangs-
arbeit oder massenweise Erschießung“ star-
ben. 70 Jahre danach sei es nun an der
Zeit, „dieser vergessenen Opfergruppe zu

gedenken und den gerade einmal noch
rund 4.000 Überlebenden zumindest eine
kleine Entschädigung zukommen zu las-
sen“.
Volker Beck (Grüne) nannte die Behand-
lung der sowjetischen Kriegsgefangenen
„Teil des nationalsozialistischen rassisti-
schen Vernichtungskampfes gegen die sla-
wischen Völker im Osten“. Es gehe jetzt vor
allem „um das Anerkennen des Unrechts,
das diesen Menschen zugefügt wurde“.
Matthias Schmidt (SPD) sprach von „nur
noch 2.000 zu Begünstigenden“. Dabei
werde die Zahl „täglich kleiner“. Letztlich
gehe es nur um eine symbolische Anerken-
nung, fügte er hinzu und warb für eine
parteiübergreifende Lösung.
Erika Steinbach (CDU) nannte die sowjeti-
schen Kriegsgefangenen eine „besonders
bedauernswerte Gruppe“, gegen die die
Sowjetunion selbst Hass geschürt und sie
als Schwerverbrecher klassifiziert habe. Sie
verwies unter anderem darauf, dass
Deutschland in den 1990er Jahren Stiftun-
gen in Moskau, Minsk und Kiew eine Milli-
arde D-Mark zugunsten von NS-Opfern zur
Verfügung gestellt habe. sto T

I
n der Regel bemüht sich eine Ko-
alition, im Bundestag ein Bild der
Geschlossenheit zu bieten, auch
wenn das bisweilen nicht so über-
zeugend gelingt wie von manchem
Akteur gewünscht. Dass diese Regel

für die Parlamentsdebatte über ein Ein-
wanderungsgesetz vergangene Woche nicht
galt, konnte nicht wirklich überraschen.
Schließlich wird das Thema sowohl in der
Union als auch bei den Sozialdemokraten
seit den Vorstößen von CDU-Generalsekre-
tär Peter Tauber und
SPD-Fraktionschef Tho-
mas Oppermann für ein
Einwanderungsgesetz
kontrovers diskutiert – ei-
ne Kontroverse, die Bun-
deskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) noch vor der
Bundestagsdebatte quasi
autorisierte mit der Be-
merkung, ihre Meinungs-
bildung dazu sei „noch
nicht abgeschlossen“.
Das scheint bei der Grü-
nen-Fraktion anders zu
sein; jedenfalls legte sie ei-
nen Antrag für ein „modernes Einwande-
rungsgesetz“ (18/3915) vor, der den Koali-
tionspartnern im Parlament gegensätzliche
Signale entlockte. Während sich Vertreter
der SPD-Fraktion offen für die Initiative
zeigten, lehnten Redner der Union einen
solchen Schritt ab.
In dem Antrag, der erstmals auf der Tages-
ordnung des Parlaments stand, argumen-
tiert die Grünen-Fraktion, die Bundesrepu-
blik brauche ein Gesetz, „das Einwande-
rung in ihrem wirtschaftlichen und arbeits-
marktpolitischen Interesse ermöglicht und

zugleich ihrer menschenrechtlichen Ver-
antwortung gerecht wird“. Die Bundesre-
gierung wird in der Vorlage aufgefordert,
spätestens bis Jahresende den Entwurf ei-
nes Einwanderungsgesetzes vorzulegen,
mit dem die Vorschriften zur Arbeitsmigra-
tion „systematisiert, liberalisiert und unbü-
rokratisch ausgestaltet“ werden. Sie sollen
der Vorlage zufolge durch ein „System der
Kriterien-gesteuerten Arbeitsmigration“ er-
gänzt werden. Auf dieser Grundlage sollten
Bundestag und Bundesrat eine jährliche

Aufnahmezahl für den Be-
reich der Arbeitsmigration
festlegen, um dem Bedarf
des Arbeitsmarkts Rechnung
zu tragen.
Grünen-Fraktionschefin Ka-
trin Göring-Eckardt betonte,
gebraucht werde ein „echtes
Einwanderungsgesetz“ und
kein „Einwanderungsverhin-
derungsgesetz“. Pro Jahr be-
nötige Deutschland 300.000
Einwanderer. Zwar habe die
Bundesregierung „eine gan-
ze Menge kleine Türen auf-
gemacht“, und theoretisch

sei Deutschland derzeit das weltweit zweit-
attraktivste Land für Einwanderung. Prak-
tisch aber bewerte die OECD das deutsche
Zuwanderungssystem wegen der bürokrati-
schen Hürden als „Anwerbestopp mit Aus-
nahmen“. Man müsse dringend die Per-
spektive ändern, forderte Göring-Eckardt.
„Viele kleine Türen müssen zu großen To-
ren werden“, fügte sie hinzu. Dann werde
das Land reicher, vielfältiger und „mit
ziemlicher Sicherheit auch erfolgreicher“.
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesinnenministerium, Ole Schröder

(CDU), entgegnete unter Verweis auf das
Aufenthaltsgesetz, Deutschland habe be-
reits „ein Gesetz, das genau regelt, wer
nach Deutschland nach welchen Vorausset-
zungen kommen kann“. Mit der jetzigen
Regelung sei es auch möglich, flexibel auf
die Bedürfnisse des Arbeitsmarkts zu rea-
gieren sowie die „langfristigen Entwicklun-
gen im Blick zu behalten“. Der Zuwande-
rung von Fachkräften stünden keine auf-
enthaltsrechtlichen Hürden entgegen. Man
habe sich aber bewusst für ein „nachfrage-
orientiertes System“ ent-
schieden: „Voraussetzung
dafür, dass jemand im Be-
reich des Arbeitsmarktzu-
gangs nach Deutschland
kommen kann, ist, dass ein
konkreter Arbeitsplatz in
einem Betrieb nachgewie-
sen wird“. Das in dem An-
trag geforderte Punkte-Sys-
tem verfolge dagegen einen
„angebotsorientierten An-
satz“. Werden Arbeitskräfte
ins Land geholt, ohne dass
es einen konkreten Job für
sie gibt, sei Lohndumping
die Konsequenz, argumentierte Schröder
und warnte vor einer „Zuwanderung auf
Kosten unserer Sozialsysteme“.
Auch der CSU-Abgeordnete Stephan Mayer
betonte, dass Deutschland „längst ein au-
ßerordentlich modernes und fortschrittli-
ches Zuwanderungsrecht“ habe. Die OECD
habe darauf hingewiesen, dass das deut-
sche Zuwanderungsrecht „sehr geringe
Hürden bietet für die Zuwanderung von
nichteuropäischen Fachkräften“. Es sei un-
streitig, dass die Bundesrepublik in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten eine ver-

stärkte Zuwanderung von Fachkräften be-
nötige. Mit den geltenden Regelungen kön-
ne aber „diesen erhöhten Bedürfnissen der
Wirtschaft“ Rechnung getragen werden.
Die Regierungsbeauftrage für Migration,
Flüchtlinge und Integration, Aydan Özo-
guz (SPD), beklagte, es sei vielen vollkom-
men unbekannt, dass Deutschland im in-
ternationalen Vergleich „zumindest auf
dem Papier wirklich liberale Einwande-
rungsregelungen“ habe. Auch im Koaliti-
onsvertrag seien „richtige Dinge“ aufge-

schrieben, fügte Özoguz
hinzu und warf die Frage
auf, was dagegen spreche,
„jetzt ein ordentliches Ge-
setz zu erarbeiten, in dem
das alles vernünftig aufge-
listet wird“.
Der SPD-Parlamentarier
Rüdiger Veit nannte es
„höchste Zeit“, wieder über
ein „punktegesteuertes Aus-
wahlsystem für die Einwan-
derung“ zu diskutieren. Im
Kern gehe es in der Debatte
darum, einer angebotsori-
entierten Anwerbung von

Arbeitskräften auch eine Chance zu geben.
Für Die Linke sagte ihre Abgeordnete Petra
Pau, es sei „höchste Zeit für ein modernes
Einwanderungsgesetz mit einer guten Will-
kommenskultur“. Ihre Fraktion könne etli-
chen Vorhaben des Grünen-Antrags folgen.
Pau mahnte zugleich, in der Debatte gehe
es um Menschen, die man nicht in „nütz-
lich, unnütz oder gar schädlich“ einteile.
„Wer das dennoch versucht, und sei es
über Punktesysteme, entfernt sich gedank-
lich von Artikel eins Grundgesetz“, fügte
sie hinzu. Helmut Stoltenberg T

»Viele
kleine Türen

müssen
zu

großen Toren
werden.«

K. Göring-Eckardt (Grüne)

»Wir haben
ein außer-
ordentlich
modernes

Zuwanderungs-
recht.«

Stephan Mayer (CSU)

Linke will neue Asylpolitik
FLÜCHTLINGE »Grundlegender Wandel« gefordert

Die Fraktion Die Linke dringt auf einen
„grundlegenden Wandel in der Asylpoli-
tik“. In einem Antrag (18/3839) fordert sie
die Bundesregierung auf, die notwendigen
Schritte für einen solchen „Wandel in der
Aufnahmepolitik gegenüber Asylsuchen-
den einzuleiten und hierzu einen Entwurf
für ein neu zu schaffendes Flüchtlingsauf-
nahmegesetz vorzulegen“.
Darin soll nach dem Willen der Abgeord-
neten unter anderem geregelt werden, dass
der Bund vorrangig die Kosten der Flücht-
lingsaufnahme übernimmt und eine priva-
te, dezentrale Unterbringung Vorrang hat.
Auch will die Fraktion bundesweit ver-
pflichtende Mindeststandards bei der Un-
terbringung und Versorgung von Asylsu-
chenden. Ferner fordern sie eine Personal-
aufstockung beim Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge, mit der die Zielvorga-
be von maximal dreimonatigen Asylprü-
fungen erreicht werden kann. Zudem spre-
chen sich die Abgeordneten dafür aus, das
Asylbewerberleistungsgesetz als „diskrimi-
nierendes Sondergesetz“ ebenso abzuschaf-
fen wie sämtliche Beschränkungen beim
Arbeitsmarktzugang, und verlangen eine

„konsequente Aufhebung der sogenannten
Residenzpflicht“, eine verbesserte Anerken-
nung von im Ausland erworbenen Qualifi-
kationen sowie Zugang zu Integrationskur-
sen für Asylsuchende und Geduldete.
In der Vorlage verweist die Fraktion darauf,
„dass kriegerische Auseinandersetzungen,
Vertreibungen, politische Verfolgung, Men-
schenrechtsverletzungen und existenzbe-
drohliche Notlagen in vielen Ländern der
Welt immer mehr Menschen zur Flucht
zwingen“. Auch in Deutschland „steigt die
Zahl der Asylsuchenden, im Jahr 2014 auf
etwa 173.000“, heißt es in dem Antrag.
Dies sei indes nur ein Bruchteil der mehr
als 50 Millionen Menschen, die sich welt-
weit auf der Flucht befinden. Trotz der zu-
letzt gestiegenen Zahl von Asylsuchenden
habe sich die Gesamtzahl der in Deutsch-
land lebenden Flüchtlinge in den vergan-
genen 15 Jahren mehr als halbiert und be-
trage etwa 500.000 Menschen, schreibt die
Fraktion und mahnt ein Ende der „bisheri-
gen Politik der Abschreckung gegenüber
Flüchtlingen“ an. Als eine der reichsten
Nationen der Welt müsse Deutschland für
Flüchtlinge offen sein. sto T

Lobbyisten in die Pflicht
BUNDESTAG Opposition will verbindliches Register

Die Opposition macht sich für die Einfüh-
rung eines verpflichtenden öffentlichen
Lobbyistenregisters stark. In getrennten
Anträgen fordern Die Linke (18/3842) und
die Grünen (18/3920) die Bundesregie-
rung auf, einen entsprechenden Gesetzent-
wurf vorzulegen.
Wie die Linksfraktion in ihrer Vorlage
schreibt, sollen die Lobbyisten die Pflicht
haben, sich in das Register einzutragen. Als
Lobbyisten sollen danach alle natürlichen
oder juristischen Personen gelten, die auf
die Entscheidungen im Bereich der Bun-
desregierung und des Bundestages unmit-
telbar Einfluss ausüben wollen und zu die-
sem Zweck Kontakte etwa mit Parlaments-
oder Regierungsmitgliedern oder ihren
Mitarbeitern „vorbereiten, anbahnen,
durchführen oder nachbereiten“. Um si-
cherzustellen, dass Betroffene sich weiter-
hin ohne Verwaltungsaufwand jederzeit
politisch zu Wort melden können, sollen
Ausnahmen vorgesehen werden können,
„soweit die Lobbyarbeit geringe Finanz-
oder Zeit-Schwellenwerte nicht überschrei-
tet“.

In das Register aufgenommen werden sol-
len nach dem Willen der Grünen Daten zu
den Lobbyisten, zu ihren Arbeitgebern und
zu den finanziellen Aufwendungen, die sie
in die Interessenvertretung investieren. Zu-
dem soll das Register dem Grünen-Antrag
zufolge unter anderem „Daten zur mit-
gliedschaftlichen Struktur, zum Gesamt-
budget und zu den Hauptfinanzierungs-
quellen bei Institutionen“ enthalten, deren
Haupttätigkeit in der Einflussnahme auf
politische Entscheidungen besteht.
Jeder Bürger soll das Recht auf kostenlose
Einsichtnahme in das Register haben, for-
dern die Abgeordneten weiter. Der Zugang
von Lobbyisten zu Bundesministerien und
nachgeordneten Bundesbehörden und jede
Kontaktaufnahme zu deren Personal soll –
sofern eine Lobbytätigkeit beabsichtigt ist
– nur nach einer Registrierung möglich
sein, ebenso wie die Ausgabe von Hausaus-
weisen für den Bundestag, heißt es in der
Grünen-Vorlage weiter. Darin wird zudem
eine Kennzeichnung der Mitwirkung von
Lobbyisten in für das Parlament bestimmte
Vorlagen der Exekutive gefordert. sto T
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Ein Fax sorgt für Aufruhr
EDATHY-AFFÄRE Eklat im Ausschuss: Zeuge Hartmann verweigert die Aussage. Abgeordnete empört

D
ie Vernehmung des
Rechtsanwalts von Se-
bastian Edathy ging ih-
rem Ende entgegen, als
auf der Besuchertribüne
des Saals im Marie-Elisa-

beth-Lüders-Haus ein Mann aufstand und
hinausging. Kurz danach traf ein Fax im
Büro des 2. Untersuchungsausschusses ein,
in dem der Anwalt des SPD-Abgeordneten
Michael Hartmann verkün-
dete, sein Mandant, der als
nächster gehört werden
sollte, werde von seinem
Recht auf Auskunftsverwei-
gerung Gebrauch machen.
Grund sei die Eröffnung ei-
nes Strafverfahrens wegen
„Strafvereitelung zugunsten
des Angeklagten Sebastian
Edathy“. Hartmann soll sei-
nen früheren Fraktionskol-
lege Edathy vor den Kin-
derporno-Ermittlungen ge-
gen ihn gewarnt haben.

Schwere Vorwürfe Der Anwalt begründet
Hartmanns Entscheidung aber auch damit,
dass „tragende Mitglieder dieses Ausschus-
ses“ an der Sachaufklärung und Wahrheits-
findung „gänzlich uninteressiert“ seien.
„Aus erkennbar politischen Motiven wird
der Mandant als Lügner gebrandmarkt“,
heißt es in dem Fax, das im Ausschuss die
Runde machte. Mit Edathys Anwalt Christi-
an Noll hatte zu diesem Zeitpunkt vergan-

gener Woche ein weiterer Zeuge Anhalts-
punkte dafür geliefert, dass von den beiden
Zeugen, die am 18. Dezember einander
widersprechende Aussagen gemacht hat-
ten, Edathy näher an der Wahrheit liegen
könnte als Hartmann. Bereits eine Woche
zuvor hatten mehrere Zeugen aus Edathys
beruflichem und privatem Umfeld ausge-
sagt, vieles von dem, was Edathy vor dem
Untersuchungsausschuss ausgesagt hatte,

habe er ihnen schon Ende
2013 mitgeteilt. Dies passte
schlecht zu Hartmanns An-
schuldigung, Edathy habe
sich das alles nachträglich
ausgedacht.
Noll sagte nun aus, Edathy
habe ihm bei der ersten Be-
gegnung am 27. November
2013 mitgeteilt, er habe vor
Jahren bei einer kanadi-
schen Firma, die mittler-
weile Gegenstand von Kin-
derporno-Ermittlungen sei,
Filme bestellt. Dabei habe

es sich um „rechtlich nicht zu beanstan-
dendes“ Material gehandelt. Hartmann ha-
be ihn aber informiert, dass das Bundeskri-
minalamt (BKA) eine Akte über ihn ange-
legt habe. Weiterhin habe Edathy ihm be-
richtet, dass Hartmann diese Informatio-
nen aus der BKA-Spitze erhalten habe. Ihm
zufolge wisse eine „ganze Reihe von Perso-
nen“ Bescheid, darunter führende SPD-Po-
litiker. Schon länger ist aus dem Akten be-
kannt, dass Noll, nachdem er das Mandat

von Edathy erhalten hatte, Erkundigun-
gen bei Ermittlungsbehörden in Nieder-
sachsen und Berlin anstellte. Dies war
auch schon Thema im Innenausschusses
im ersten Halbjahr 2014 sowie danach
im Untersuchungsausschuss, wobei zeit-
liche Zusammenhänge zwischen einzel-
nen Anfragen und Daten, zu denen das
BKA bestimmte Informationen erhalten
hatte, aufgefallen waren. Dass es hier
auch einen sachlichen
Zusammenhang gibt, da-
für lieferte Noll nun vor
dem Ausschuss allerdings
keine Bestätigung.

Die Akte Verwundert
zeigte sich Noll darüber,
dass die Staatsanwalt-
schaft Hannover noch im
Dezember 2013 jede
Kenntnis eines Vorgangs
Edathy geleugnet habe,
obwohl sie, wie inzwi-
schen klar ist, bereits seit
dem 5. November im Besitz der Akte
war. Am 20. Dezember habe dann der
zuständige Oberstaatsanwalt Thomas
Klinge die Existenz einer Akte Edathy
eingeräumt. Sie hätten dann ein Treffen
am 22. Januar 2014 in Hannover verein-
bart, sagte Noll. Bei diesem Termin sei
Klinge zurückgerudert und habe erklärt,
er kenne die Akte nicht. Das Treffen sei
„ein Schauspiel erster Güte“ gewesen.
Noll begründete die Versuche der Kon-

taktaufnahme mit Ermittlungsbehörden
damit, dass Edathy eine Bearbeitung der
Vorwürfe ohne öffentliches Aufsehen
angestrebt und den Ermittlern eine um-
fangreiche Kooperation angeboten habe.
Diese seien aber darauf nicht eingegan-
gen. Am 29. oder 30. Januar 2014 habe
er dann eine SMS von Edathy erhalten,
der zufolge Hartmann von BKA-Chef Jörg
Ziercke den Hinweis erhalten habe, dass es

nun ernst werde. Am 28.
Januar hatte die Staatsan-
waltschaft Hannover offi-
ziell ein Verfahren gegen
Edathy registriert. Wenig
später habe sich Sebastian
Edathy zum Mandatsver-
zicht entschieden in der
Hoffnung, öffentliches Auf-
sehen zu vermeiden. Am
6. Februar unterzeichnete
er vor dem Notar die Rück-
trittserklärung, am 10. Feb-
ruar begannen die Durch-
suchungen seiner Wohn-

und Geschäftsräume.

Hartmann schweigt Nach Nolls Verneh-
mung beschloss der Ausschuss, Hartmann
müsse erscheinen. Als dieser zwar kam,
sich jedoch weigerte, die Fragen zu beant-
worten, teilte ihm die Ausschussvorsitzen-
de Eva Högl (SPD) mit, dass seine Aussa-
ge nach Ablauf der vorgeschriebenen
zweiwöchigen Frist für abgeschlossen er-
klärt werde. Er habe dann keine Möglich-

keit mehr, mögliche frühere Falschaussa-
gen zu „heilen“. Hartmanns Aussage wer-
de dann, mit Edathys Aussagen und der
seitdem gehörten Zeugen, der Staatsan-
waltschaft „zur Überprüfung auf eventuel-
le uneidliche Falschaussagen“ übergeben.
Die Abgeordneten waren nach dem Eklat
im Ausschuss irritiert und empört, einige
machten ihrem Unmut draußen vor der
Presse Luft. Unions-Obmann Armin
Schuster (CDU) sprach von einem Affront
gegenüber dem Parlament, Der Linke-Ob-
mann Frank Tempel warf Hartmann vor,
dieser habe „offensichtlich den Bezug zur
Realität verloren“. Die Grünen-Obfrau Ire-
ne Mihalic sagte: „Ich finde das Vorgehen
einfach ungeheuerlich.“
Für Hartmann spitzt sich die Lage damit
dramatisch zu. Inzwischen wird spekuliert,
er könnte sein Mandat verlieren. Auf die
Frage, ob der SPD-Innenexperte noch in
der SPD-Fraktion zu halten sei, wiegelte
Högl allerdings ab und bekundete: „Diese
Frage stellt sich nicht.“ Womöglich stellt
sich die Frage aber doch, zumal die Rolle
der SPD-Spitze in dem Fall nicht hinrei-
chend geklärt scheint. Mihalic fragte denn
auch, wen Hartmann wohl schützen wolle.
Sie forderte die SPD auf, ihr Verhältnis zu
dem Kollegen zu „klären“. Für den Aus-
schuss wird es ohne die zentralen Aussagen
des Schlüsselzeugen Hartmann schwer,
mögliche weitere Verwicklungen von Poli-
tikern aufzuklären. Das Gremium wird
nun zunächst mit der Vernehmung von
BKA-Beamten fortfahren. Peter Stützle T

»Der Kollege
Hartmann hat
offensichtlich

den Bezug
zur Realität
verloren.«

Frank Tempel (Linke)

»Es stellt
sich natürlich

die Frage,
wen Herr
Hartmann

schützen will.«
Irene Mihalic (Grüne)

Anzeige

Arm, aber eifrig
GESUNDHEIT Cochrane Zentrum bündelt Informationen

Experten sehen in der Grundlagenarbeit
des Deutschen Cochrane Zentrums (DCZ)
für evidenzbasierte Medizin eine zentrale
Aufgabe zur Stärkung des Gesundheitswe-
sens. So wachse der Bedarf an systematisch
gesammelten und verständlich aufbereite-
ten medizinischen Erkenntnissen, erklär-
ten Sachverständige vergangene Woche im
Gesundheitsausschuss. Zur Erarbeitung der
Leitlinien in der Gesundheitspolitik und
Gesetzgebung komme dieser Form der
Grundlagenforschung in Deutschland eine
aktuelle Bedeutung zu, hieß es.
Die 1993 in Großbritannien gegründete
Cochrane Collaboration ist benannt nach
Archibald Leman Cochrane (1909-1988),
einem Epidemiologen, der als Begründer
der evidenzbasierten Medizin gilt. Die in-
ternationale Organisation vereinigt For-
scher, Ärzte und Methodiker, die Informa-
tionen zum Stand der klinischen For-
schung systematisch und aktualisiert zu-
sammentragen, in Übersichtsarbeiten (sys-
tematic reviews) bündeln und veröffentli-
chen. Daraus resultieren dann Empfehlun-
gen für medizinische Therapien.
Finanziert und gefördert werden die ge-
meinnützigen Cochrane Zentren von Be-
hörden, Universitäten, wissenschaftlichen
Fonds, Stiftungen oder durch private Spen-
der. DCZ-Direktor Gerd Antes wies im Aus-

schuss auf die „wackelige Finanzierung“
der Einrichtung hin, die unter kurzfristigen
Verträgen und einem Mangel an Personal
leide. Es bestehe zudem „ein völliges An-
nahmeverbot von Industriemitteln“. Das
mache die Organisation finanziell „ver-
wundbar“, präge aber auch ihren guten
Ruf, ihre Unabhängigkeit und Integrität. Er
betonte: „Wir sind extrem klein, extrem
wendig und deswegen immer nah dran an
den Themen.“ Claus Peter Kosfeld T

Drohungen aus England
NSA-AUSSCHUSS Beratung über Geheimprojekt »Glotaic«

Die Bombe schlug am vergangenen Don-
nerstag kurz vor Beginn der Sitzung ein,
bei der der NSA-Untersuchungsausschuss
mit der Durchleuchtung der hochsensiblen
Operation „Glotaic“ begann. Bei diesem
Projekt kooperierten der Bundesnachrich-
tendienst (BND) und der US-Geheim-
dienst CIA beim Abzapfen ausländischer
Telefon- und Faxdaten, die durch das deut-
sche Netz eines US-Providers geleitet wur-
den. Just in dem Moment wurde eine Dro-
hung des britischen Geheimdienstes be-
kannt, jede Zusammenarbeit mit dem
BND einzustellen, falls über das Bundes-
tagsgremium weiter Geheimes publik wür-
de. Unter den Abgeordneten kursierte die
Vermutung, der Ausschuss solle einge-
schüchtert werden. Man sei „verärgert und
verunsichert“, schimpfte Linken-Obfrau
Martina Renner, und Hans-Christian Strö-
bele (Grüne) rügte den „Aufbau einer
Drohkulisse“.
Am Vorabend hatten beim Routinetreffen
der Fraktionsobleute BND-Chef Gerhard
Schindler und Geheimdienstkoordinator
Klaus-Dieter Fritsche eine geheime Aktion
des BND und britischer Kollegen im Jahr
2013 offenbart – verbunden mit der War-
nung, es dürfe davon nichts nach draußen
dringen, weil die Beziehungen zu den Bri-
ten gefährdet wären. Die Obleute waren

am nächsten Morgen über die kursierende
Meldung verblüfft. Vor dem Sitzungssaal
sprachen Abgeordnete vom Verdacht einer
lancierten Meldung, vielleicht sei Schind-
lers und Fritsches Auftritt ein Trick gewe-
sen, um den Ausschuss als Quelle von
Lecks hinstellen zu können. Der Vorsitzen-
de Patrick Sensburg schrieb einen Protest-
brief an Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (beide CDU). Unter solchen Umstän-
den werde der Ausschuss seinem Auftrag
nur schwer nachkommen können.
Über „Glotaic“ teilten die beiden BND-
Zeugen Näheres nur geheim mit. Bestätigt
wurden nur Berichte, nach denen der BND
mit der Tochterfirma eines US-Providers in
Dortmund vereinbarte, dessen Netz für die
Spähaktion zu nutzen und über die BND-
Außenstelle Rheinhausen der CIA Meldun-
gen zu übermitteln. Nach Angaben eines
Zeugen wurden keine Informationen über
Deutsche und auch nicht über US-Bürger
erfasst. Mangels Ertrag sei das Projekt 2006
beendet worden. Karl-Otto Sattler T

DCZ-Direktor Gerd Antes
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Viel Spannung
vor der Wahl
in Hamburg
LÄNDER Die Bürgerschaftswahl in Ham-
burg verspricht einiges an Spannung: da
ringt eine gebeutelte FDP mal wieder um
ein Stück politisches Überleben, eine zer-
strittene Alternative für Deutschland (AfD)
um politische Anerkennung, eine starke
SPD um die absolute Mehrheit und eine
schwächelnde CDU um so etwas wie einen
Achtungserfolg. Rund 1,3 Millionen Bürger
sind am 15. Februar aufgerufen, über die
Zusammensetzung der neuen Hamburger
Bürgerschaft abzustimmen, die erstmals
für fünf statt vier Jahre gewählt wird. Es gilt
eine Fünf-Prozent-Sperrklausel bei den
Landeslisten, die für die Verteilung der
121 regulären Parlamentssitze entschei-
dend sind. Derzeit sind fünf Parteien in
der Bürgerschaft vertreten.
Eine Wechselstimmung, so befanden die
Demoskopen, ist in Hamburg nicht auszu-
machen. Seit dem fulminanten Wahlsieg
der SPD 2011 regiert in der Hansestadt der
Erste Bürgermeister Olaf Scholz, der sich
selbst unter anderem Erfolge beim Woh-
nungsbau zuschreibt. Bei vielen Hambur-
gern ist der 56-jährige SPD-Bundesvize be-
liebt, allerdings wird er laut Umfragen die
absolute Mehrheit von 2011, als die SPD
48,4 Prozent der Stimmen gewinnen
konnte und 62 Sitze im Parlament errang,
wohl nicht mehr schaffen.
Sicherheitshalber verkündete Scholz be-
reits, dass er ohne absolute Mehrheit mit
den Grünen/GAL über ein Bündnis spre-
chen wolle, die 2011 auf 11,2 Prozent der
Stimmen kamen (14 Sitze). Die Grünen
mit ihrer Doppelspitze aus der Landesvor-
sitzenden Katharina Fegebank und Frakti-
onschef Jens Kerstan werden in Umfragen
derzeit mit bis zu 14 Prozent gehandelt.
Knackpunkt wäre vermutlich die Olympia-
bewerbung für 2024/2028: Die SPD will
die Spiele, die Grünen sind noch zurück-
haltend. Die Opposition hält auch die Ver-
kehrspolitik des Senats im staugeplagten
Hamburg für verfehlt.

Schwierige Ausgangslage Für die CDU mit
ihrem Fraktionschef Dietrich Wersich an
der Spitze deuten die Umfragen auf ein er-
neut schwaches Ergebnis hin. Nach dem
krachenden Verlust von 2011, als die CDU
nach der gescheiterten schwarz-grünen Ko-
alition von 42,6 auf 21,9 Prozent absackte
(28 Sitze), könnte es noch übler kommen,
jedenfalls sehen einige Demoskopen die
Partei inzwischen sogar unter 20 Prozent.
Wersich wäre bereit, mit der SPD zu ko-
alieren, fordert aber eine engagiertere Wirt-
schafts- und Infrastrukturpolitik. Hier sei
die SPD in den vergangenen Jahren zu zö-
gerlich gewesen. Die Opposition hält zu-
dem die Verkehrspolitik des Senats im
staugeplagten Hamburg für verfehlt. Im di-
rekten Vergleich mit Scholz kann CDU-
Mann Wersich kaum Punkte machen.
Die FDP hofft auf einen Wiedereinzug in
das Parlament, mit Umfragewerten um die
fünf Prozent deutet sich jedoch eine Wa-
ckelpartie an, auch wenn mit Fraktions-
chefin Katja Suding eine Frau an der Spitze
steht, die mit den Liberalen 2011 (6,7 Pro-
zent, 9 Sitze) schon einmal erfolgreich war.
Ein Erfolg der AfD, die bei der Wahl 2011
noch nicht existierte, scheint gleichfalls un-
gewiss. Die Demoskopen trauen den Euro-
Skeptikern mit Spitzenmann Jörn Kruse al-
lenfalls fünf bis sechs Prozent zu. Die Lin-
ke mit Fraktionschefin Dora Heyenn kann
hingegen offenbar mit einem klaren Wie-
dereinzug in das Landesparlament rech-
nen. Nach 6,4 Prozent 2011 (acht Sitze),
schwanken die Umfragen für die Linke
zwischen sieben und neun Prozent. pk T

Der SPD-Abgeordnete Michael Hartmann genießt als Innenexperte einen guten Ruf. Wegen seiner Aussageverweigerung im Untersuchungsausschuss ist der Politiker nun heftig kritisiert worden. © picture-alliance/dpa



D
ie Hauptstadt im Berlina-
le-Fieber: Am Abend des
5. Februar wurden die In-
ternationalen Filmfest-
spiele feierlich und mit
großem Staraufgebot er-

öffnet. Ein trefflicher Anlass, um über das
Verhältnis von Kunst und Politik zu sinnie-
ren. Und doch, das macht Moderator Chris-
toph Stölzl zu Beginn der Podiumsdiskussi-
on im Mauer-Mahnmal des Bundestages,
die zeitgleich zur Berlinale-Eröffnung statt-
fand, klar: An dieser „früheren Nahtstelle
zwischen Ost und West“ könne es nur um
das spezifisch deutsche Verhältnis zwischen
Kunst und Politik gehen, sagte der Histori-
ker, Publizist und Politiker Stölzl.
Seine beiden Gesprächspartner sind wie er
selbst prädestiniert, über das nicht immer
unproblematische Wechselspiel zwischen
Kunst und Politik in Ost und West zu disku-
tieren. Der eine, Norbert Lammert, 1948 in

Bochum geboren, ist als langjähriger Präsi-
dent des Deutschen Bundestages bestens
vertraut mit allen kulturpolitischen Debat-
ten. Der andere, Lutz Friedel, hat eine „lu-
penreine Ostkünstler-Biografie“, wie Stölzl
es nennt: Im selben Jahr wie Lammert in
Leipzig geboren, befand sich der Maler viele
Jahre in kritischer Distanz zur politischen
Klasse der DDR. Sein Versuch, dort als un-
abhängiger Künstler zu leben, scheiterte;
1984 siedelte er in die Bundesrepublik
über. Die Ausstellung „Möve auf Sirene.
Vom Untergang der Titanic und anderem“,
die über dieses Ringen um selbstbestimmte
Arbeits- und Lebensmöglichkeiten in der
DDR Auskunft gibt, ist noch bis zum 22.
Februar 2015 im Mauer-Mahnmal des Bun-
destages zu sehen.
Mit Friedel sitzt also an diesem Abend ein
Künstler auf dem Podium, dessen Werk
früh in Opposition zum damals herrschen-
den Regime entstand und das bis heute da-

durch stark geprägt ist. Und dennoch: Auf
die Frage, wann er begonnen habe, das Ver-
hältnis zwischen Kunst und Politik als pro-
blematisch zu empfinden, antwortet Frie-
del, dass das „ein schleichender Prozess“ ge-
wesen sei. „Irgendwann hat man die Will-
kür erkannt in diesem Staat“, erzählt der
frühere Meisterschüler Bernhard Heisings.
Mit 18 aber habe er einfach studieren wol-
len, und zwar „in Dresden; ich hatte Dix
und Kokoschka im Kopf“.

Selbstverständnis Stölzl macht darauf auf-
merksam, dass es bei allen Unterschieden
zwischen dem Selbstverständnis von Bun-
desrepublik und DDR – „der Staat als Kul-
turveranstalter, das war gar nicht anders
denkbar in der DDR“ –, auch Gemeinsam-
keiten gegeben habe. Auch die Bundesrepu-
blik habe Aufträge an Künstler vergeben –
und vergebe sie bis heute. „Die Demokratie
tut es also auch“, meint der Präsident der

Hochschule für Musik Franz Liszt Weimar.
„Dabei könnte man fragen: Warum tut sie
das eigentlich?“
Das sei eine spannende Frage, entgegnet
Lammert. Dabei falle ihm auf, dass es kein
explizit westliches Kulturverständnis gebe:
„Dem angelsächsischen Kulturverständnis
zufolge sind Kunst und Kultur eine rein pri-
vate Angelegenheit, die den Staat gar nichts
angeht.“ In Frankreich und Deutschland
hingegen habe sich das Verständnis heraus-
gebildet, dass Kulturförderung eine öffentli-
che Aufgabe sei. Die Bundesrepublik habe
von der deutschen Geschichte profitiert:
Die Fürsten der deutschen Kleinstaaten hät-
ten miteinander um die schönsten Kunst-
und Bauwerke konkurriert und sich als Mä-
zene betätigt. „Ich empfehle, diese Tradition
mit Zähnen und Klauen zu verteidigen“,
fordert Lammert. Auf den Einwand Stölzls,
dass es dafür keine verfassungsrechtliche
Grundlage gebe, antwortet Lammert, umso
mehr müsste diese Tradition eben mit Zäh-
nen und Klauen verteidigt werden.

Reichstagsverhüllung Stölzl erinnert so-
dann an die im Vorfeld heftig umstrittene
Verhüllung des Reichstagsgebäudes durch
Christo 1995. Vom Bundestagspräsidenten
will Stölzl wissen, ob dieses Ereignis das
Verhältnis der politischen Klasse zur Kunst
grundlegend verändert habe. Nein, entgeg-
net dieser. Aber es habe die Stadt verändert.
„Dieses Gebäude wurde verhüllt und der
Stadt dann wieder zur Verfügung gestellt.
Das war ein unglaublicher und so sicherlich
nicht wiederholbarer Vorgang.“ Friedel ist
der Gedanke einer Art Weihe des Reichs-
tagsgebäudes durch die Christo-Verhüllung
zwar neu, aber sie sei ihm sehr sympa-
thisch. Ob Christo das beabsichtigt habe,
sei eine andere Frage, aber letztlich auch
egal.
Auf die Rolle des Bundestages als „Player
auf dem Kunstmarkt“ kam Stölzl dann zu
sprechen: Es sei doch sehr ungewöhnlich,
dass ein Parlament sich eine eigene Kunst-
sammlung leiste. Dem stimmt Lammert
zwar zu, erinnert zugleich aber daran, dass
im Einigungsvertrag die Zuständigkeit des
Bundes für die Kunstförderung im Osten
festgeschrieben worden sei. Das sei aus der
Sorge heraus geschehen, die Kunst- und
Kulturszene der früheren DDR könnte sonst
zusammenbrechen – und prompt habe der
Passus Begehrlichkeiten auch in den alten
Bundesländern nach finanzieller Unterstüt-
zung geweckt. „Dass die Bundeskompetenz
für Kunst und Kultur heute von niemandem
ernsthaft bestritten wird, ist eine ziemlich
direkte Nebenwirkung der Wiedervereini-
gung“, meint Lammert .
Die provokante Frage Stölzls, ob es nicht ei-
ne Schwäche sei, dass die Politik Entschei-
dungen über Kunst im öffentlichen Raum
gerne an Kommissionen delegiere, kontert
Lammert mit dem ironischen Hinweis auf
Helmut Kohl und dessen Entscheidung von
1993, die Neue Wache in Berlin umgestal-
ten zu lassen. Dies sei „eine der letzten Feu-
dalentscheidungen eines Potentaten“ gewe-
sen. Im konkreten Fall möge man das für
einen Glücksfall halten, grundsätzlich sei
ein solches Vorgehen aber kein Modell, um
in einem demokratischen Gemeinwesen
über Kunst zu entscheiden.
Als „letztes Reservat der Politik“ bezeichnet
Stölzl zum Abschluss der Diskussion das
Privileg der Kanzler, sich den Künstler
selbst aussuchen zu dürfen, der sie für die
berühmte Ahnengalerie im Kanzleramt por-
trätiert. Kohl habe sich von Friedel malen
lassen. Wie ihm das Porträt gefallen habe,
wisse man allerdings nicht. Da konnte der
Künstler Aufklärung leisten: „Kohl hat zu
mir gesagt, in Wirklichkeit sehe er ein biss-
chen besser aus“, erzählt Friedel mit einem
Schmunzeln. Nicole Alexander T

Die Autorin ist freie Journalistin
in Berlin.

Christoph Stölzl im Gespräch mit Lutz Friedel und Norbert Lammert (Bild oben, von links nach rechts). Die Kopfskulpturen Friedels
(Bild unten) sind noch bis zum 22. Februar im Mauer-Mahnmal des Bundestages zu besichtigen. © Deutscher Bundestag/Achim Melde

Wechselspiele
KUNST UND POLITK Podiumsdiskussion im Bundestag
über ein spannungsreiches Verhältnis

Rückgabe von
NS-Raubkunst
KULTUR Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen sieht Defizite in der Provenienzfor-
schung und bei der Rückgabe von NS-
Raubkunst. In einem Antrag (18/3046),
über den der Bundestag am vergangenen
Freitag in erster Lesung beriet, fordert sie
die Bundesregierung deshalb unter ande-
rem auf, Maßnahmen zu ergreifen, um den
Prinzipien der Washingtoner Erklärung
nicht nur für öffentliche sondern auch pri-
vate Kunstsammlungen Geltung zu ver-
schaffen. Die kulturpolitische Sprecherin
der Grünen, Ulle Schauws, begrüßte zwar
ausdrücklich die Gründung des Deutschen
Zentrums Kulturgutverluste. Allerdings
könne das Zentrum allein nicht alle anste-
henden Probleme beheben.
Die Koalitionsfraktionen wiesen die Kritik
der Grünen zurück. Die Kulturpolitiker
Ansgar Heveling (CDU), Burkhard Blienert
(SPD) und Astrid Freudenstein (CSU) ver-
wiesen darauf, dass Kulturstaatsministerin
Monika Grütters (CDU) bereits bei ihrem
Amtsantritt die Provenienzforschung zur
Priorität gemacht habe. Die Gründung des
Zentrums für Kulturgutverluste und die Er-
höhung der Haushaltsmittel auf sechs Mil-
lionen Euro zeigten dies deutlich.
Nach Ansicht der Linksfraktion bleibt der
Antrag der Grünen zu „brav“. Deren kultur-
politische Sprecherin Sigrid Hupach for-
derte, dass die Beweislast bei Rückgabefor-
derungen umgekehrt wird. Nicht die ur-
sprünglichen Besitzer von Kulturgütern
und deren Erben sollten ihren rechtmäßi-
gen Anspruch auf ein Kulturgut beweisen
müssen, sondern jene Sammler und Mu-
seen, in deren Besitz sich die Kulturgüter
derzeit befinden. aw T

Kultur als
Zugpferd
TOURISMUS Ob die Klosteranlage Maul-
bronn, der Fürst-Pückler-Park in Bad Mus-
kau oder das Bauhaus in Dessau –
Deutschland verfügt über eine große Zahl
von Kulturschätzen. 39 Stätten stehen al-
lein auf der „UNESCO-Liste des Kultur-
und Naturerbes in der Welt“. Um die wirt-
schaftlichen Potenziale des Kulturtouris-
mus vor allem in ländlichen Regionen zu
stärken, sollen Akteure aus den Bereichen
Kultur und Tourismus in Zukunft besser
zusammenarbeiten. In einem Antrag der
Koalitionsfraktionen (18/3914), der am
vergangenen Freitag im Plenum debattiert
wurde, sprechen sich CDU/CSU und SPD
daher für die Einrichtung einer „Initiative
Kulturtourismus in den Regionen“ aus. Ga-
briele Hiller-Ohm (SPD) wies darauf hin,
dass Deutschland als Kulturreiseziel die
„Nummer eins vor Frankreich und Italien
ist.“ Barbara Lanzinger (CSU) erklärte:
„Der Tourismus ist ein Zugpferde für die
Wirtschaft in Deutschland.“
Auch die Opposition begrüßte den Antrag
weitgehend, forderte aber wie Kerstin Kass-
ner (Linke) eine bessere Bezahlung für Mit-
arbeiter im Tourismusbereich und eine
bessere Ausstattung der Kommunen. Mar-
kus Tressel (Grüne) kritisierte den Antrag
als insgesamt zu „schwammig“ und wies
auf die schlechte Anbindung ländlicher
Räume und fehlende Übernachtungskapa-
zitäten hin.
Die Tourismusbeauftragte der Bundesregie-
rung, die Parlamentarische Staatssekretärin
im Wirtschaftsministerium Iris Gleicke
(SPD) warnte: „Alle Konzepte nutzen
nichts, wenn Deutschland nicht als weltof-
fenes Land wahrgenommen wird.“ as T
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KURZ NOTIERT

Nach den Terroranschlägen in Paris An-
fang Januar 2015 gingen die europäi-
schen Sicherheitsdienste gegen die be-
kannten islamistischen Netzwerke aktiv
vor. Die meisten dieser Extremisten füh-
len sich den Zielen des „Islamischen
Staates“ (IS) – vormals „Islamischer
Staat in Syrien und in der Levante“ (ISIS)
– verbunden. Über diese aus Al-Qaida
hervorgegangene Bewegung, ihre Struk-
turen und Ideologie sowie ihren Anfüh-
rer Abu Bakr al-Bagdadi informiert der
Nahost-Kenner Bruno Schirra. Der freie
Journalist erlangte einige Berühmtheit,
nachdem er Geheimdienstakten veröf-
fentlicht und gegen die anschließende
Durchsuchung seines Büros erfolgreich
vor Gericht geklagt hatte.
Schirra prophezeit weitere Terrorakte in
Europa, durchgeführt von salafistisch in-
doktrinierten Muslimen. Dies leitet er
aus der Tatsache ab, dass inzwischen be-
reits 3.000 der 8.000 in den Dschihad
gezogenen Muslime nach Europa zu-
rückgekehrt seien.
Für den Leser ist die Lektüre seines Bu-
ches mitunter jedoch mühsam: Zwischen
den vielen guten Reportagen, informati-
ven Hintergrundberichten und wider-
sprüchlichen Analysen fällt es nicht
leicht, einen roten Faden zu finden. Ei-
nerseits bezweifelt Schirra die demokra-
tischen Ausrichtung des Arabischen
Frühlings – als Beispiel dient ihm die re-
ligiös-fundamentalistische Einstellung
vieler Ägypter. Andererseits glaubt er,
dass in Syrien die „nicht-dschihadisti-
schen Gruppen“ den Aufstand anfäng-
lich dominiert hätten. Auch wenn sie
„keine Demokraten“ seien, sollte sie der
Westen unterstützen.
Dem Buch hätte man eine systemati-
schere Darstellung der politischen Ereig-
nisse mit weniger Zeitsprüngen und eine
kritischere Bewertung der Geheim-
dienstquellen gewünscht. Zumindest
scheut er sich nicht, Saudi-Arabien und
die Golfstaaten sowie und das Nato-Mit-
glied Türkei als Paten des IS offen zu be-
nennen. Aschot Manutscharjan T

Bruno Schirra:

ISIS.
Der globale
Dschihad.

Econ Verlag,
Berlin 2015;
335 S., 18 €

In „Klassiker des europäischen Den-
kens“ präsentieren 69 Wissenschaftler
100 Persönlichkeiten aus mehr als
14 europäischen Ländern mit ihren Vor-
stellungen und Visionen zur Zukunft
Europas. Nach einem Geleitwort von
Martin Schulz, dem Präsidenten des Eu-
ropäischen Parlaments, erläutert der He-
rausgeber Winfried Bötticher Idee, Plan
und Aufbau des Bandes sowie die Aus-
wahlkriterien für die 100 Persönlichkei-
ten. In fünf Kapiteln wird das grie-
chische, römische, jüdisch-christliche,
muselmanisch-byzantinische und ab-
schließend das Erbe Karls des Großen für
Europa dargestellt.
Die 100 Persönlichkeiten werden biogra-
phisch und in ihrer jeweiligen Zeit vorge-
stellt, gegliedert in fünf Perioden: Die
frühe Neuzeit von 1306-1648, die Auf-
klärung und ihre Folgen von 1649-1815,
der Umbruch zur Moderne 1816-1913,
die doppelte Katastrophe von
1914-1945 und „Phönix aus der Asche“
von 1946-2011. Als Beginn wurde das
Jahr 1306 ausgewählt, in dem der fran-
zösische Scholastiker Pierre Dubois ei-
nen ersten vollständigen Friedensplan
für Europa entwarf. Letzter Klassiker ist
der 2011 verstorbene, frühere tschecho-
slowakische Staatspräsident Václav Ha-
vel. Kaum jemand wird alle präsentier-
ten Persönlichkeiten kennen.
Den Einzeldarstellungen folgt ein ab-
schließendes Kapitel Böttichers zur Zu-
kunft Europas. Darin entwickelt er eine
konkrete Utopie für Europa als partizipa-
tiver Föderation neuer Art. Sie sieht er
als Alternative zum bisherigen „Weiter
so“ und zur Renationalisierung.
Der Band bietet einen hervorragenden
Einblick in eine 700-jährige Kulturge-
schichte. Trotz seines lexikalischen Cha-
rakters fällt es schwer, nicht von den ein-
zelnen Beiträgen gefesselt zu werden
und sich neugierig auch mit weniger be-
kannten Persönlichkeiten zu beschäfti-
gen. Ein weiterer Band mit „Klassikern
des europäischen Denkens“ wäre wün-
schenswert. Otmar Philipp T

Winfried
Böttcher (Hg.):

Klassiker des
europäischen
Denkens.

Nomos-Verlag,
Baden-Baden 2014
781 S., 98 €

Anzeige

Vollendung des Kulturforums
HAUSHALT Öffentliche Anhörung zum geplanten Museum der Kunst des 20. Jahrhunderts

Der geplante Bau eines Museums für die
Kunst des 20. Jahrhunderts auf dem Gelän-
de des Kulturforums an der Potsdamer Stra-
ße in Berlin wird von Experten weitgehend
begrüßt. Dies wurde bei einer öffentlichen
Anhörung des Haushaltsausschusses in der
vergangenen Woche deutlich. Der Ausschuss
hatte im Verlauf der Etatberatungen 2015
insgesamt 200 Millionen Euro für das Pro-
jekt bewilligt.

Kosten unklar „Dieses Museum an dieser
Stelle wird eine große Bereicherung für die
Kultur Berlins und der Bundesrepublik wer-
den“, sagte die Berliner Senatsbaudirektorin
Regula Lüscher. Es sei eine einmalige Chan-
ce, dass Kulturforum zu Ende zu bauen. Ber-
lin werde den Bund bei der Realisierung
„nach Kräften“ unterstützen. Sowohl auf po-
litischer wie auch fachlicher Ebene sei ein
gemeinsames Vorgehen bereits vereinbart.
Lüscher hält ein „qualifiziertes Wettbewerbs-
verfahren“ für diese herausragende und
schwierige Aufgabe inmitten eines Ensem-
bles hochkarätiger Solitärbauten für „zwin-
gend“ erforderlich. Damit sich Architektur-
büros am Verfahren beteiligen, müsse si-
chergestellt werden, dass der vom Preisge-
richt ausgewählte Entwurf zur Umsetzung
komme und der Projektverfasser auch in der
Ausführung konzeptionell und gestalterisch

eine federführende Rolle behalte. Da noch
keine Bedarfsplanung vorliege, könne über
die Kosten noch nichts gesagt werden.
Auch Katrin Lompscher, Sprecherin für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen der
Linksfraktion im Berliner Abgeordneten-
haus, sprach sich für einen Neubau an der
Potsdamer Straße aus. Der Museumsbau
müsse so positioniert und konturiert wer-
den, dass prägende Sichtbeziehungen nicht
zerstört und das kompositorische Gefüge
nicht beeinträchtigt werden. Die Vorstellung
des Bundes, das Museum in öffentlich-priva-
ter Partnerschaft (ÖPP) zu errichten, hält sie
aber für problematisch. In jedem Fall müsse
eine Wirtschaftlichkeitsprüfung durchge-
führt werden müsse.
Für den Standort an der Potsdamer Straße
sprachen sich auch Thomas Köhler, Direktor
der Berlinischen Galerie, und der Generaldi-
rektor der Staatlichen Kunstsammlungen
Dresden, Hartwig Fischer, aus. Der Standort
stelle eine große Chance für das Kulturfo-
rum dar, sagte Köhler. Es sei jedoch nicht
unproblematisch, das neue Gebäude in di-
rekter Konfrontation mit der Neuen Natio-
nalgalerie Mies van der Rohes und den Ge-
bäuden Hans Scharouns zu bauen. Das neue
Museum ermögliche eine dauerhafte Prä-
sentation der Kunst des 20. Jahrhunderts
und bette die Privatsammlungen Marx, Mar-

zona und Pietzsch in die historisch gewach-
sene öffentliche Sammlung ein. Das Muse-
um der Moderne würde Bestandteil eines
neu zu definierenden Museumsquartiers mit
Neuer Nationalgalerie, Kupferstichkabinett,
Gemäldegalerie und Kunstgewerbemuseum.

Grundstückserwerb Andreas Rahm vom
Bundesrechnungshof warnte allerdings,
dass derzeit wesentliche rechtliche und
projektspezifische Rahmenbedingungen
noch nicht geklärt seien. Er empfahl daher,
mit Blick auf die Finanzierung eines mögli-
chen ÖPP-Models festzustellen, ob eine
Garantie des Bundes notwendig und recht-
lich zulässig sei und ob ein Architekten-
wettbewerb in das ÖPP-Vergabeverfahren
integriert oder dem Vergabeverfahren vor-
geschaltet werden solle. Vor Eröffnung des
Verfahrens müsse der Grundstückserwerb
abgeschlossen sein und ein genehmigter
Bebauungsplan vorliegen, forderte er in
seiner Stellungnahme. Michael Klein T
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Richard von Weizsäcker bei seiner Rede am 8. Mai 1985 im damaligen Plenarsaal des Bundestages in Bonn zum 40. Jahrestag des Kriegsendes © picture-alliance/dpa

»Ein Tag der Befreiung«
RICHARD VON WEIZSÄCKER Das Leben und Wirken des verstorbenen Altbundespräsidenten in Zitaten

A
m 1. Juli 1994 blickte Richard
von Weizsäcker nach zehnjähri-
ger Amtszeit als Bundespräsi-
dent vor der Bundesversamm-
lung in seiner Abschiedsrede
zurück: ,,Bald sind fünf Jahre

vergangen, seit die Mauer fiel. Es war ein epo-
chales Ereignis, weit über Deutschland hi-
naus. Für mich war es auch das größte per-
sönliche Erlebnis. Wer immer wieder in Ber-
lin lebte, der hatte zwar stets empfunden,
dass die Mauer keinen Bestand in der Ge-
schichte haben könne. Nach dem Plan ihrer
Erbauer sollte sie uns trennen. Doch sie war
so sehr gegen Wesen und Willen der Men-
schen, dass sie selbst unaufhörlich zu ihrer
Überwindung mahnte, zur Einheit. Nur eines
hatte keiner von uns gewusst: ob er ihren Fall
noch erleben würde.“

Beziehungen zu Polen Die Überwindung der
deutschen Spaltung und das Gelingen der
Einheit, die Öffnung zu den Ländern Osteu-
ropas sowie die Aussöhnung mit ihren Völ-
kern waren die zentralen Themen im politi-
schen Leben Weizsäckers. Die Verbesserung
der Beziehung zu Polen lag ihm besonders
am Herzen. Als im Februar 1962 das ,,Tübin-
ger Memorandum“ bekannt wurde, in dem
acht der evangelischen Kirche nahe stehende
Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Me-
dien für die Anerkennung der polnischen
Westgrenze an Oder und Neiße plädierten,
nahm Weizsäcker die Autoren – unter ihnen
sein Bruder Carl Friedrich – gegen heftige Kri-
tik in Schutz: ,,Sie waren keine missvergnüg-
ten Oppositionellen, die zum intellektuellen
Zeitvertreib Denkschriften anfertigten. Was
sie antrieb, war die Beunruhigung über eine
wachsende Erstarrung in der politischen
Landschaft.“
Im August 1962 wurde Weizsäcker, der an
den Vorarbeiten der Denkschrift mitgewirkt
hatte, in einem Grundsatzartikel für die Wo-
chenzeitung ,,Die Zeit“ deutlicher: ,,Haupt-
ziel unserer Politik gegenüber Polen muss es
sein, die langsame Evolution zu fördern, an
deren Ende die Aufhebung der Teilung
Europas und damit auch Deutschlands steht.
Das heißt, wir müssen ihnen helfen, ihre in-
neren Freiheiten zu erhalten und weiter aus-
zubauen. Dafür werden sie Frieden und Ge-
bietsschutz brauchen. Somit benötigen sie ei-
ne fundierte Zusicherung auch von uns, dass
wir ihre Lebensinteressen achten und schüt-
zen werden. (...) Wir werden substantielle
Opfer in großem Ausmaß in Aussicht stellen
müssen. Es werden Opfer sein, die nach der
einen Seite einen endgültigen Verlust bringen,
die uns andererseits auf lange Sicht der Lö-
sung unserer Hauptfrage näher bringen wer-
den als der Zustand nicht vorhandener Bezie-
hungen zu Polen.“
1965 veröffentliche die Evangelische Kirche
in Deutschland eine Denkschrift zur Lage der
Vertriebenen und zum Verhältnis des deut-
schen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn.
Die darin enthaltene Forderung, die Oder-
Neiße-Grenze zu respektieren, stieß auf erbit-
terten Widerstand nicht nur bei den Vertriebe-
nen, sondern auch bei den Unionsparteien.
Erneut stellte sich CDU-Mitglied Weizsäcker
gegen die Ablehnungsfront. In seinen Erinne-
rungen ,,Vier Zeiten“ resümierte er: ,,Es war

hohe Zeit für die Bundesrepublik geworden,
ihr Verhältnis zu den östlichen Nachbarn aus
eigener Kraft zu verbessern und, soweit mög-
lich, zu normalisieren. Es war weder mensch-
lich zumutbar noch politisch klug, bei Hei-
matvertriebenen immer länger die Hoffnung
wachzuhalten, dass es vielleicht doch noch ei-
nen Friedensvertrag geben werde und sie
dann nach Hause zurückkehren könnten.“
Bekennermut gepaart mit taktischer Ge-
schmeidigkeit zeigte Weizsäcker 1972 bei der
Debatte um die Ratifizierung
der Ostverträge der sozialli-
beralen Koalition unter Bun-
deskanzler Willy Brandt
(SPD). Oppositionsführer
Rainer Barzel (CDU) und die
Führung der Unionsfraktion
lehnten die Verträge in der
vorgelegten Form ab. Weizsä-
cker wollte zustimmen, geriet
indes wegen der durch Frakti-
onswechsler verursachten
Patt-Situation und des von
seiner Fraktion beantragten
Misstrauensvotums gegen die
Regierung in eine heikle Lage: ,,Die Regierung
brauchte nur eine einzige zusätzliche Stimme
aus den Reihen der Opposition für die Verträ-
ge. Sollte diese Stimme meine Rolle sein? Ich
hatte kein Verlangen nach einer einsamen
Heldenrolle, war aber entschlossen, das Mei-
nige zu tun, um die Verträge nicht scheitern
zu lassen.“ (aus „Vier Zeiten“)
Das Misstrauensvotum misslang; zwei Stim-
men fehlten. Um dem Eindruck einer gespalte-
nen Fraktion zu entgehen, empfahl ihre Füh-
rung den Ja- wie den Neinsagern, sich mit dem
Gros der Unions-Abgeordneten bei der

Schlussabstimmung zu enthalten. Damit wa-
ren die Verträge angenommen. ,,Auch für mich
war es das Wichtigste, dass die Verträge nicht
scheiterten. Dazu hatte ich maßgeblich beige-
tragen. Denn ich hatte als erster im Fraktions-
plenum offen erklärt, dass ich, auch wenn alle
anderen gegen die Verträge stimmen, mit Ja
stimmen wolle.“ (aus ,,Vier Zeiten“)
1981 wurde Weizsäcker Regierender Bürger-
meister von Berlin. Am Jahrestag des Mauer-
baus sagte er in diesem Jahr: „Die Mauer erin-

nert uns täglich daran, dass
Stadt, Land und Kontinent
geteilt sind. Ohne das sie es
will, beweist sie uns täglich
aber auch, dass wir zusam-
mengehören.“
1983 besuchte der Regieren-
de Bürgermeister in Ost-
Berlin SED-Generalsekretär
Erich Honecker. Das gefiel
nicht allen Parteifreunden
in West-Berlin: ,,Ich habe
diese Kontakte und Gesprä-
che für notwendig gehalten.
Den Streit darüber, ob die

Entspannungspolitik (...) insgesamt das Re-
gime in der DDR gefestigt oder unterminiert
hat, finde ich alles in allem, politisch ge-
sprochen, eher erheiternd. Im übrigen: Ich
hatte das zwar von mir aus geplant und
auch durchgeführt, aber bevor ich hingefah-
ren bin, habe ich sowohl dem damals im
Vorsitz befindlichen amerikanischen Ge-
sandten als auch dem Bundeskanzler Be-
scheid gesagt, dass ich das machen werde.
Und die haben dagegen kein Veto einge-
legt.“ (Gespräch mit Reinhard Appel in ,,Die
Regierenden von Berlin“, 1996)

1984 erstmals zum Bundespräsidenten ge-
wählt, erklärte Richard von Weizsäcker in sei-
ner Antrittsrede: ,,Zwei Grunddaten sind es,
die die Lage kennzeichnen. Das eine ist die
Zugehörigkeit zum Westen. Sie beruht auf un-
serer Entscheidung für die Grundwerte des
freiheitlichen und sozialen Rechtsstaates. Sie
ist endgültig und unwiderruflich. Es ist dieser
geistige und humane Boden, auf dem unsere
Mitgliedschaft in der Europäischen Gemein-
schaft und im Atlantischen Bündnis beruht.
Eine besondere Gemeinschaft verknüpft uns
mit den Deutschen im anderen deutschen
Staat. Das ist das andere Grunddatum unserer
Lage. Die Geschichte hat ihnen am Ende des
Zweiten Weltkrieges den schwereren Teil als
uns auferlegt. Umso mehr sollten wir sie spü-
ren lassen, dass wir die Verantwortung für die-
se Geschichte mit ihnen ebenso teilen wie die
Wurzeln unseres geistigen und sozialen Le-
bens, allen Systemunterschieden zum Trotz.“

Neue Deutung Die wohl wichtigste und mu-
tigste Rede hielt Weizsäcker am 40. Jahrestag
des Kriegsendes im Bundestag. Hatten deut-
sche Politiker bis dahin vom Tag der Kapitula-
tion und des Zusammenbruchs gesprochen,
gab er dem Datum eine neue Deutung.
,,Der 8. Mai (1945) war ein Tag der Befreiung.
Er hat uns alle befreit von dem menschenver-
achtenden System der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft. Niemand wird um dieser
Befreiung willen vergessen, welche schweren
Leiden für viele Menschen mit dem 8. Mai
erst begannen und danach folgten. Aber wir
dürfen nicht im Ende des Krieges die Ursache
für Flucht, Vertreibung und Unfreiheit sehen.
Sie liegt vielmehr in seinem Anfang und im
Beginn jener Gewaltherrschaft, die zum Krie-
ge führte. Wir dürfen den 8. Mai nicht vom
30. Januar 1933 trennen.“
Nach dem Mauerfall am 9. November 1989
mahnte Weizsäcker zur Behutsamkeit beim
Zusammenwachsen von Ost und West. So
beim Festakt am Tag der Deutschen Einheit
am 3. Oktober 1990: ,,Für den wirtschaftli-
chen Aufbau in den neuen Bundesländern
tragen wir nunmehr zusammen die Verant-
wortung. Wir sind gemeinsam am Erfolg
orientiert. Denn was nicht gelingt, wird auf
Dauer die Deutschen im Westen ebenso be-
lasten wie die Deutschen im Osten.“
Zugleich mahnte er: ,,Wir sollten getrost
aufhören, vom ,Beitrittsgebiet‘ zu sprechen.
Dieser Begriff ist zwar verfassungsrechtlich
korrekt, aber der menschliche und histori-
sche Vorgang ist kein Verbund von Bundes-
deutschen und Beigetretenen. Wir haben
verschiedene Lebenserfahrungen und wach-
sen nun gemeinsam in eine für beide Teile
neue innere Einheit hinein.“
Immer wieder wandte sich Weizsäcker ge-
gen Fremdenfeindlichkeit. So auch in sei-
ner Weihnachtsansprache 1992: ,,Aus Bür-
gerkriegen und Elend flüchten viele zu uns
in eine von ihnen hier erhoffte bessere Zu-
kunft. Wer wollte ihnen denn daraus einen
persönlichen Vorwurf machen? Ebenso
verständlich ist, dass wir unmöglich alle
aufnehmen können. Also müssen wir ver-
nünftige, klare und humane Regelungen
finden, aber wir dürfen uns doch nicht zu
einer Kampagne gegen entwurzelte Men-
schen in Not hinreißen lassen. Fremden-

feindlichkeit zeugt nur von eigener
Schwäche.“
Ein Jahr später, wiederum zu Weihnachten,
würdigte er das Engagement der Bürger ge-
gen die Diskriminierung von Ausländern:
„Wenn wir uns in einer Krise zu bewähren
haben, dann werden uns auch die Kräfte zu-
wachsen. Das haben wir schon im vergange-
nen Winterhalbjahr erfahren, als es um den
guten Ruf der Toleranz in Deutschland ging.
Auf private Initiative entstand eine Massen-
bewegung in unseren Städten, die Lichterket-
ten. Es war keine außerparlamentarische Op-
position, aber eine Art großes Volksbegeh-
ren, eine Mahnung und Ermunterung für die
Politik, mit aller Kraft für die Würde eines je-
den Menschen einzutreten. Und überdies ist
es ein wichtiger Beweis dafür, dass sich die
schweigende Mehrheit sehr wohl zu Wort
melden kann und dass sie mit dem demago-
gischen oder gar gewalttätigen rechten Rand
nichts gemein hat.“
Im ZDF unterschied er 1986: „Der Nationa-
list ist einer, der die anderen hasst. Der Pa-
triot ist einer, der das eigene Land liebt und
den Patriotismus der Nachbarn versteht.“

Harsche Kritik Weizsäcker, der seine CDU-
Mitgliedschaft als Präsident ruhen ließ und
danach nicht wieder aufnahm, überzog die
politische Klasse auch schon mal mit har-
sche Kritik: „Nach meiner Überzeugung ist
unser Parteienstaat von beiden zugleich ge-
prägt, nämlich machtversessen auf den
Wahlsieg und machtvergessen bei der Wahr-
nehmung der inhaltlichen und konzeptio-
nellen politischen Führungsaufgabe.“ (Ge-
spräch mit der „Zeit“, 1992)
Aber er machte auch konstruktive Vorschlä-
ge: ,,Ich bin für mehr plebiszitäre Elemente,
auch auf Bundesebene. (...) Volksbegehren
und -befragungen führen zu einer breiten,
oft zugespitzten, aber doch auch aufklärend
wirkenden Diskussion. Je informierter der
Bürger ist, desto weniger wendet er sich ab.“
(Interview mit „Bild am Sonntag“, 1993)
Lange vor dem Berlin-Umzug von Regierung
und Parlament verlegte Weizsäcker im Jahr
1994 seinen ersten Dienstsitz sowie den
Neujahrsempfang für die ausländischen Di-
plomaten an die Spree. Selbstbewusst ver-
kündete er: ,,Von hier, von Berlin aus, wird
künftig Deutschland wieder seinen Platz in
der Völkergemeinschaft bestimmen.“
Im vergangenen Jahr bilanzierte der 94-Jäh-
rige: ,,Im Rückblick auf ein langes Leben
bleibt mir vor allem Dankbarkeit für die Be-
gegnungen mit verschiedensten Menschen,
die mir Antrieb gaben und Bereicherung
waren, die meinen Blick schärften und mir
Handlungswege aufzeigten. Selbst an einer
oder der anderen Stelle einen solchen Im-
puls gegeben zu haben, einen Apfelbaum
im Sinne ´Luthers gepflanzt zu haben, der
in die Zukunft trägt, das hoffe ich zuver-
sichtlich.“ (In ,,Viva“ 6/2014)(siehe auch
die Würdigung Weizsäckers durch Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert in der „De-
battendokumentation“) Peter Pragal T

Der Autor, langjähriger Korrespondent
von „Süddeutscher Zeitung“,

„Stern“ und „Berliner Zeitung“,
arbeitet als freier Journalist in Berlin.

Richard von Weizsäcker (rechts) 1980 als Bundestagsvizepräsident in den Reihen der
Unionsfraktion © Bundesregierung/Richard Schulze-Vorberg
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RICHARD VON WEIZSÄCKER

1920 Am 15. April wird Richard von
Weizsäcker als viertes Kind des Diplomaten
Ernst von Weizsäcker und seiner Ehefrau
Marianne von Weizsäcker in Stuttgart
geboren.

1939-1945 Soldat im Zweiten Weltkrieg.
Beim Einmarsch in Polen im September
1939 stirbt sein Bruder nur wenige hundert
Meter neben ihm. Später hat Weizsäcker
Kontakt zu den Verschwörern des 20. Juli.

1945-1950 Studium der Rechtswissen-
schaften und Geschichte in Göttingen.
1948/49 verteidigt er als Hilfsverteidiger
seinen Vater, den Außen-Staatssekretär
Ernst von Weizsäcker, im Wilhelmstraßen-
Prozess.

1953 Heirat mit Marianne von Kretsch-
mann. Aus der Ehe gehen vier Kinder her-
vor. Weizsäcker beginnt seine berufliche Tä-
tigkeit bei der Mannesmann AG.

1962-1970 Mitglied des Präsidiums und ab
1964 Präsident des Deutschen Evangeli-
schen Kirchentages.

1966 Richard von Weizsäcker, der seit 1954
CDU-Mitglied ist, rückt in den Parteivor-
stand auf und bleibt dort bis zur Wahl als
Bundespräsident 1984.

1969-1981 CDU-Abgeordneter im Deut-
schen Bundestag.

1974 Weizsäcker verliert gegen Walter
Scheel (FDP) in der Bundesversammlung die
Wahl für das Amt des Bundespräsidenten.

1979-1981 Vizepräsident des Deutschen
Bundestags.

1981-1984 Regierender Bürgermeister von
Berlin.

1984-1994 Bundespräsident der Bundesre-
publik Deutschland. Er möchte „Präsident
aller Bürger“ sein.

1985 In seiner Bundestags-Rede am 8. Mai
zum 40. Jahrestag der deutschen Kapitulati-
on im Zweiten Weltkrieg spricht Weizsäcker
vom „Tag der Befreiung“.

1990 Seinen Staatsbesuch in Polen be-
zeichnet er als die wichtigste Reise seiner
Amtszeit.

2015 Richard von Weizsäcker stirbt
am 31. Januar im Alter von 94 Jahren in
Berlin. joh T



D
ie Auseinandersetzungen
in der Ostukraine eskalie-
ren und nicht wenige
fürchten in diesen Tagen,
dass der Konflikt
schlimmstenfalls in einen

offenen Krieg zwischen Russland und der
Ukraine umschlagen könnte. Für Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) sind es Tage
der Krisendiplomatie: Am vergangenen Don-
nerstag trafen sie und Frankreichs Präsident
François Hollande in Kiew auf den ukraini-
schen Präsidenten Petro Poroschenko, am
Freitag dann Russlands Präsident Wladimir
Putin in Moskau. Am Wochenende standen
Gespräche mit US-Vizepräsident Joe Biden
am Rande der Münchener Sicherheitskonfe-
renz auf der Agenda, am heutigen Montag
schließlich ein Treffen mit US-Präsident Ba-
rack Obama in Washington. Zur Sprache
kommen dürften dabei auch die Gedanken-
spiele in Washington über Waffenlieferungen
an die Ukraine: Ein Druckmittel für Ver-
handlungen mit Moskau? Oder der nächste
Schritt, sollten die diplomatischen Bemü-
hungen der Europäer nicht in eine Waffenru-
he zwischen Kiew und prorussischen Separa-
tisten münden? Die Bundesregierung legte
sich in diesem Punkt fest: „Deutschland wird
die Ukraine mit Waffen nicht unterstützen“,
sagte Merkel. Militärisch lasse sich der Kon-
flikt nicht lösen.

„Speerspitze“ Der Reisediplomatie voraus-
gegangen war ein Beschluss der Nato-Vertei-
digungsminister, die schnelle Eingreiftruppe
für weltweite Einsätze (NRF) auf bis zu
30.000 Soldaten zu erweitern und eine be-
sonders schnelle Einheit (Very High Readi-
ness Task Force) mit rund 5.000 Soldaten
einzurichten – ein Vorhaben, bei dem die
Bundeswehr eine Schlüsselrolle spielen soll.
Diese schnell zu mobilisierende „Speerspit-
ze“ fügt sich in den im September 2014 beim
Nato-Gipfel in Wales beschlossenen „Readi-
ness Action Plan“, mit dem das Verteidi-
gungsbündnis den Bedrohungswahrnehmun-
gen der östlichen Nato-Länder angesichts des
russischen Vorgehens begegnen will.
Im Bundestag waren die Pläne vergangene
Woche hoch umstritten. Während die Frakti-
on der Grünen in einem Antrag (18/3922)
eine stärkere Einbeziehung des Parlaments
forderte, lehnte die Linksfraktion in ihrem
Antrag (18/3913) die Eingreiftruppe ab und
warnte vor einer drohenden Eskalationsspi-
rale. Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD
argumentierten, dass sich die östlichen Nato-
Partner bedroht sähen und der Zusammen-
halt des Militärbündnisses nicht gefährdet
werden dürfe. Der Antrag der Linksfraktion
(18/3913) wurde mit den Stimmen von Uni-
on, SPD und Grünen abgelehnt, der Antrag
der Grünen (18/3922) scheiterte am Votum
der Koalitionsfraktionen bei Enthaltung der
Fraktion Die Linke.
Frithjof Schmidt (Grüne) nannte es nachvoll-
ziehbar, dass die Nato auf die Sicherheitsbe-
denken der östlichen Partner reagiere. Nicht
nachvollziehbar sei allerdings, dass die Bun-
desregierung in der Nato am Bundestag mit
„Leisetreterei“ und „Geheimniskrämerei“ vor-
bei entscheide. „Dieser Umgang mit dem Par-
lament ist ein politisch schlechter Stil“, sagte
Schmidt. Truppenverlegungen und Manöver
könnten schnell zu einer „hochpolitischen
Angelegenheit“ werden. „Deshalb gehört die
Diskussion solcher Konzepte in den Bundes-
tag, bevor darüber in Brüssel entschieden
wird.“ Die Nato habe bei ihrem Gipfel in
Wales „verantwortlich und klug“ gehandelt,
indem sie der Nato-Russland-Akte nicht
durch den Beschluss zu einer größeren Trup-
penstationierung in Osteuropa die Grundlage
entzogen habe. Die Frage sei aber nun unter
anderem, ob genau dies mit der neuen Ein-
greiftruppe „durch die Hintertür“ geschehen
könnte.

Roderich Kiesewetter (CDU) erinnerte da-
ran, dass eine solche Nato-Eingreiftruppe
bereits 2002 beschlossen worden sei, da-
mals mit einem Umfang von 25.000 Solda-
ten – gegenüber 5.000 für die nun geplan-
ten schnell einsetzbare multinationalen
Einheit. Es sei im deutschen Interesse, „dass
wir den Zusammenhalt in der Nato bewah-
ren und dass wir weder eine Nato der unter-
schiedlichen Geschwindigkeiten bekom-
men, noch eine Nato, die in Sorge oder gar
in Angst und Schrecken ist, noch eine Nato,
die sich zurücklehnt“. Die Eingreiftruppe sei
für die Länder des Baltikums, für Polen, Ru-
mänien und Bulgarien ein „Zeichen der
Rückversicherung“. Im Übrigen reagierten
Europa und die USA „asymmetrisch“ auf
das russische Vorgehen – durch Sanktionen,
mit den Mitteln der Diplomatie, im Rah-
men der OSZE und der Nato als einem In-
strument, „das in erster Linie ein Zeichen
nach innen gibt“, sagte Kiesewetter.

Alexander Neu (Die Linke) verglich Russ-
land und den Westen mit dem Bild zweier
Züge, die auf einem Gleis aufeinander zura-
sen: „So entstehen Kriege.“ Eine Ausweitung
der Nato-Präsenz durch eine schnell ein-
setzbare Eingreiftruppe mag für Polen und
das Baltikum beruhigend sein, aber dies sei
kein „realer Sicherheitszugewinn“, weil
Moskau dies als weitere Provokation wahr-
nehme. Neu wies Russlands „Konfrontati-
onskurs“ für seine Fraktion zurück, betonte
aber auch, dass der Ukraine-Konflikt Ergeb-
nis einer „Expansionspolitik von Nato und
EU“ in den postsowjetischen Raum sei.
Russlands Vorschläge zu einer gemeinsamen
Sicherheitsarchitektur habe man in Europas
Hauptstädten ignoriert und stattdessen eine
Politik „der Einflusszonen wie im 19. und
20. Jahrhundert“ betrieben. Scharf wandte
sich Neu gegen Forderungen nach Waffen-
lieferungen an die Ukraine: Damit würde
eine „neue Eskalationsstufe beschritten“.

In diesem Punkt stimmte Niels Annen
(SPD) seinem Vorredner zu, warf ihm aber
ansonsten vor, Ursache und Wirkung zu ver-
wechseln. Es sei schließlich nicht die Nato
gewesen, die die „Grundlage der Kooperati-
on aufgekündigt hat“, sondern Russland
mit der Annexion der Krim und der fortge-
setzten militärischen Unterstützung für die
Separatisten in der Ostukraine. Die „Reassu-
rance“-Maßnahmen der Nato, seien eine
Antwort auf etwas, „das man nicht einfach
wegdiskutieren kann“. Die Beschlüsse des
Nato-Gipfels in Wales nannte Annen eine
„ausgewogene, balancierte Antwort“ – eine
„Verstärkung der kollektiven Sicherheitsbe-
mühungen“ auf der einen Seite, eine „Be-
kräftigung des regelbasierten europäischen
Systems der Sicherheitsarchitektur“ inklusi-
ve der Nato-Russland-Grundakte auf der an-
deren Seite. „Es wird für diesen Konflikt kei-
ne militärische Lösung geben“, sagte An-
nen. Alexander Heinrich T

Bundeskanzlerin Angela Merkel, der ukrainische Präsident Petro Poroschenko und Frankreichs Präsident François Hollande (von links
nach rechts) bei einem Treffen am vergangenen Donnerstag in Kiew © picture-alliance/ZUMAPRESS.com

Signale auf
zwei Kanälen

UKRAINE-KONFLIKT Europa drängt auf eine diplomatische
Lösung, die Nato setzt ein Zeichen für Polen und das Baltikum
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Vorsichtiger Optimismus
WESTAFRIKA Zahl der Ebola-Neuinfektionen sinkt

Der Sonderbeauftragte der Bundesregierung
für den Kampf gegen Ebola-Epidemie, Walter
Lindner, sieht „Licht am Ende des Tunnels“
bei der Eindämmung der hochansteckenden
Infektionskrankheit in Westafrika. Die Zahl
der Neuinfektionen sei in Guinea, Liberia
und Sierra Leone auf insgesamt unter
100 Fälle pro Woche gesunken, während es
noch vor wenigen Wochen 350 gewesen sei-
en, sagte Lindner vergangene Woche im Aus-
schuss für Menschenrechte
und humanitäre Hilfe. „Vor
uns liegt der holprige Weg
der letzten Meilen, um von
Hundert auf Null zu kom-
men.“ Aufgabe sei nun, den
Übergang von der humani-
tären Hilfe zum Wiederauf-
bau einzuleiten. Außerdem
werde es darum gehen, im
Rahmen der UN, der WHO,
der EU und auch auf natio-
naler Ebene die Lehren aus
der spät angelaufenen Hilfe
zu ziehen und über künftige
Frühwarnsysteme und Koordinierungsmodel-
le zu diskutieren.
Trotz vorsichtig optimistischer Berichte aus
Westafrika wollte Ralf Südhoff vom Welter-
nährungsprogramm der Vereinten Nationen
(World Food Programme, WFP) noch keine
Entwarnung geben. Die Zahl der Neuinfek-
tionen sei rückläufig, doch das heiße zu-
nächst nur, dass sich die Epidemie langsamer
ausbreite als bisher, sagte Südhoff im Aus-
schuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung. „Ebola wurde lange ver-
kannt, jetzt geht es darum, die Krankheit
nicht zu schnell zu vergessen.“ Die interna-

tionalen Hilfen seien spät angelaufen, hätten
aber gewirkt. Westafrika drohe keine Hun-
gerkatastrophe, allerdings eine aus nicht ein-
gebrachten Ernten und dem Anstieg der Le-
bensmittelpreise resultierende Hungerkrise.
Bereits heute seien rund 200.000 Menschen
in Westafrika infolge von Ebola auf Ernäh-
rungshilfe angewiesen, bis März könnte die-
se Zahl auf rund eine Million ansteigen.
Martin Kollmann von der Christoffel-Blin-

denmission lenkte den Blick
auf die sogenannten „ver-
nachlässigten Krankheiten“,
denen – obgleich behandel-
bar – jährlich rund 500.000
Menschen zum Opfer fallen
würden. Ebola, wenngleich
nicht auf der WHO-Liste der
„vernachlässigten Krankhei-
ten“, zeige, dass solche In-
fektionskrankheiten eine
„dramatische Dimension“
annehmen könnten. Der
Schlüssel zur Vermeidung
solcher Epidemien liege in

der Bekämpfung von Armut und Hunger, im
Auf- und Ausbau der medizinischen Versor-
gung, aber auch im Zugang zu sauberen
Wasser und der Beachtung hygienischer
Standards.
Nach den Zahlen der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO haben sich seit März 2014
bis Ende Januar mehr als 22.000 Menschen
mit dem Ebola-Virus infiziert, etwa 8.800
Todesfälle seien zu beklagen. Vergangene
Woche kündigte der Internationale Wäh-
rungsfonds an, Guinea, Liberia und Sierra
Leone Schulden im Umfang von knapp
88 Milliarden Euro zu erlassen. ahe T

Der Norden in der Pflicht
ENTWICKLUNG Nachfolge-Agenda für Millenniumsziele

Bei den Verhandlungen über die nachhal-
tigen Entwicklungsziele (Sustainable De-
velopment Goals, kurz SDG) kommt
Deutschland eine besondere Rolle zu. In
dieser Einschätzung waren sich vergangene
Woche die Experten in einem öffentlichen
Fachgespräch im Umweltausschuss einig.
Bei der Nachfolgeagenda der Millennium-
Entwicklungsziele (MDG), die in diesem
Jahr auf der Vollversammlung der Verein-
ten Nationen im September beschlossen
werden soll, liegt der Fokus auf Nachhal-
tigkeitsaspekten. Die neu-
en Ziele sollen außerdem
nicht vorrangig für die
Länder des Südens gelten,
sondern viel stärker als
bisher die Schwellen- und
Industrieländer stärker in
die Pflicht nehmen.
Von einem Paradigmen-
wechsel sprach Dirk
Messner vom Deutschen
Institut für Entwicklungs-
hilfe (DIE). Dass die zu
vereinbarenden Ziele
auch für Deutschland gel-
ten sollen, sei in der politischen Debatte
bislang noch nicht besonders stark veran-
kert, befand er. „Die Ziele müssen aber
auch bei uns als eigene Ziele anerkannt
werden.“ Messner forderte, die SDG mit
der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie zu
verbinden. Zudem müssten die nachhalti-
gen Entwicklungsziele Thema auf dem
G-7-Gipfel im Juni dieses Jahres sein, bei

dem Deutschland die Präsidentschaft ha-
be. Es müsse deutlich werden, „was die
G-7-Staaten tun wollen, damit die SDG
bei ihnen verankert werden“.
Heike Spielmanns, Geschäftsführerin von
Venro, des Dachverbands von entwick-
lungspolitischen und humanitären Nicht-
regierungsorganisationen in Deutschland,
betonte, dass die Universalität der Ziele
„eine große Herausforderung gerade für
die Industrieländer, auch für Deutsch-
land“ darstelle. Die Bundesregierung

müsse eine umfassende
Transformation hin zu ei-
ner nachhaltigen, auf Res-
sourcenschonung und Effi-
zienz gerichteten Wirt-
schaft und Gesellschaft ein-
leiten. Außerdem müsse
die neue Agenda durch so-
lide Finanzierungszusagen
und die Bereitstellung der
notwendigen Mittel beglei-
tet werden.
Auch für den CDU-Abge-
ordneten Andreas Jung, als
Vorsitzender des Parlamen-

tarischen Beirats für nachhaltige Entwick-
lung zu den geladenen Experten gehörend,
komme der Bundesrepublik nicht zuletzt
wegen der G-7-Präsidentschaft eine wichti-
ge Rolle zu. Deutschland müsse die inter-
nationalen Prozesse unterstützen, mit Ide-
en, „aber auch mit mehr Geld“, sagte Jung.
„Wir müssen zeigen: Nachhaltigkeit ist
machbar.“ hau T

»Wir
müssen

zeigen, dass
Nachhaltig-

keit
machbar ist.«

Andreas Jung (CDU)

»Ebola wurde
lange verkannt,

jetzt geht es
darum, die

Krankheit nicht
zu vergessen.«
Ralf Südhoff, UN-Welt-
ernährungsprogramm

Riesenärger um dürres Kommuniqué
EUROPA II Ein Sonderausschuss des Europaparlaments soll die Lux-Leaks-Affäre aufklären

Das Kommuniqué war dürr, doch der Är-
ger im Europäischen Parlament groß. Der
Antrag von 191 der 751 Europaabgeord-
neten, die einen Untersuchungsausschuss
zur Aufklärung der Steuervermeidungs-
modelle für Großunternehmen in Lu-
xemburg und anderswo in Europa gefor-
dert hatten, sei „unvereinbar mit dem
EU-Vertrag und den Verfahrensregeln des
Parlaments“, hieß es in einer offiziellen,
gerade einmal acht Zeilen langen Verlaut-
barung am vergangenen Donnerstag. Vo-
rausgegangen war eine wenig harmoni-
sche Sitzung der Fraktionsvorsitzenden
mit EU-Parlamentspräsident Martin
Schulz (SPD). Am Ende wurde der vor al-
lem von Grünen und Linken, aber auch
einer Reihe von Christlichen Demokraten
und Sozialdemokraten unterstützte An-
trag zur Einrichtung eines Untersu-
chungsausschusses gekippt.

Steuersparmodelle Stattdessen soll nun
ein Sonderausschuss, der über weniger
weitreichende Befugnisse verfügt, dem
Reizthema nachgehen, das EU-Kommissi-
onspräsident Jean-Claude Juncker Anfang
November vergangenen Jahres den Amts-
antritt vermasselt hat: die Suche nach Aus-
maß und Ursachen für jene auf Englisch
als „Tax rulings“ bezeichnete Vereinbarun-
gen zur Steuerersparnis. Mehr als 500 sol-
cher Vereinbarungen mit dem luxemburgi-
schen Fiskus hatte ein Konsortium interna-

tionaler Medien (ICIJ) im Herbst an die
Öffentlichkeit gebracht. Juncker, in dessen
Amtszeit als luxemburgischer Regierungs-
chef zahlreiche Absprachen gefallen waren,
hatte Fehleinschätzungen eingeräumt so-
wie auf in 23 von 28 Mitgliedstaaten beste-
hende ähnliche
Steuersparmo-
delle verwiesen.
Ende November
hatte ein mit der
sogenannten Lux
Leaks-Affäre be-
gründeter Miss-
trauensantrag ge-
gen die Kommis-
sion nur die Un-
terstützung von
101 Europaabgeordneten gefunden. Den-
noch schwang bei der Debatte um den Un-
tersuchungsausschuss weiter die Vermu-
tung mit, es gehe den Befürwortern weni-
ger um die Aufklärung der Steuerdeals in
Europa als um die Person des Kommissi-
onspräsidenten.
Kein Wunder, dass die Fraktionsvorsitzen-
den von Grünen und Linken im Parlament
gereizt auf das Votum der Mehrheit aus der
christlich-demokratischen Europäischen
Volkspartei (EVP), Sozialdemokraten und
Liberalen reagierten. Die Linken-Fraktions-
vorsitzende Gabi Zimmer beklagte, der
jetzt geplante und vom Plenum einzuset-
zende Sonderausschuss könne weder Befra-

gungen von Zeugen vornehmen noch Ein-
blick in einschlägige Unterlagen der Euro-
päischen Kommission und der Mitglied-
staaten erlangen. „Mit dieser Entscheidung
wurde eine Chance vertan, das Vertrauen
der Bürgerinnen und Bürger in die parla-

mentarische
Demokratie zu
stärken“, sagte
Zimmer. Die
Grünen-Frakti-
onsvorsitzende
Rebecca Harms
warf den Vertre-
tern der Mehr-
heit vor, sie ver-
steckten sich
hinter „juristi-

schen Einwänden, statt klipp und klar zu
sagen, dass sie einen Untersuchungsaus-
schuss nicht wollten“.
Parlamentspräsident Schulz wies den Vor-
wurf zurück, Juncker solle geschützt wer-
den. Freilich gehe es im Sonderausschuss
nicht um die Person des Kommissionsprä-
sidenten, sondern um eine umfassende
Aufklärung der Steuerpraktiken. Ähnlich
argumentierte der EVP-Fraktionsvorsitzen-
de Manfred Weber (CSU): „Wir wollen den
Blick auf Steuerregelungen in allen Mit-
gliedstaaten richten.“ Michael Stabenow T

Der Autor ist Brüssel-Korrespondent
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“.

»Wir wollen den
Blick auf Steuer-
regelungen in allen
EU-Mitgliedstaaten
richten.«
Manfred Weber (CSU)

©
EV

P-
Fr

ak
tio

n

Debatte über Junckers Agenda
EUROPA I Arbeitsprogramm der EU-Kommission stößt im Bundestag auf geteiltes Echo

Pragmatisch - oder nicht ambitioniert ge-
nug? Das von der EU-Kommission vorge-
legte Arbeitsprogramm 2015 stößt im Bun-
destag auf unterschiedliche Reaktionen.
Während der Debatte am vergangenen
Donnerstag attestierte Detlef Seif (CDU)
der EU-Kommis-
sion, inhaltlich
die richtigen
Schwerpunkte
gesetzt zu ha-
ben. Norbert
Spinrath (SPD)
vermisste hinge-
gen die Ausrich-
tung auf ein „so-
ziales Europa“.
Die Idee eines
„Green New Deal“ täte dem Programm gut,
befand Wolfgang Strengmann-Kuhn
(Bündnis 90/Die Grünen). Von einer „Voo-
doo-Ökonomie“, die nicht funktionieren
werde, sprach hingegen Alexander Ulrich
(Die Linke).
Das Arbeitsprogramm sieht unter anderem
eine Investitionsoffensive vor sowie erste
Schritte auf dem Weg zu einer europäi-

schen Energieunion und die Entwicklung
eines neuen Konzepts für die legale Ein-
wanderung. Norbert Spinrath (SPD) nann-
te das Programm „sehr politisch und sehr
pragmatisch“. Es sei richtig, sich von einem
Sammelsurium von 180 Maßnahmepake-

ten auf wichtige
Kernpunkte zu
reduzieren, sagte
der SPD-Abge-
ordnete. Gleich-
zeitig gebe es
aber auch wich-
tige Themen, die
die Menschen in
Europa derzeit
bewegten, die
nur unzurei-

chend im Arbeitsprogramm der Kommissi-
on abgebildet seien. So müssten beispiels-
weise wachsende Ungleichgewichte in und
zwischen den Mitgliedsstaaten beseitigt, die
Arbeitslosigkeit bekämpft und ein wachsen-
des Lohndumping verhindert werden.
Alexander Ulrich (Die Linke) kritisierte die
Investitionsplanungen der EU-Kommission.
Damit würden Gewinne privatisiert und Ver-
luste sozialisiert. Das Vorhaben von EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker,
mithilfe von 21 Milliarden Euro öffentlicher
Gelder 315 Milliarden Euro vor allem priva-
te Investitionen zu mobilisieren, nannte er
„Voodoo-Ökonomie“. Benötigt würden viel-
mehr europaweit 500 Milliarden Euro an öf-

fentlichen Geldern. Finanziert werden kön-
ne dies „durch eine drastische Besteuerung
von Reichtum“, sagte Ulrich.
Detlef Seif (CDU) ging ebenfalls auf die In-
vestitionsplanungen ein. Auch wenn diese
teils belächelt würden, habe die Vergangen-
heit gezeigt, dass solch ein Hebel funktio-
nieren könne. Voraussetzung dafür sei aber
ein gutes Investitionsklima in Europa. Seif
lobte Juncker dafür, der Kommission eine
neue Struktur gegeben zu haben. Richtig sei
auch, das Programm auf 23 neue Initiati-
ven abzuspecken. „Das kann sich sehen las-
sen“, befand Seif. Machten Juncker und
sein Team so weiter, könnten sie sich auf
die Unterstützung aus Deutschland verlas-
sen.
Neben der ökonomischen sei auch eine po-
litische Krise zu erkennen, befand hingegen
Wolfgang Strengmann-Kuhn (Grüne). „Wir
haben Risse innerhalb der EU, weil viele
Staaten nur noch nationale Interessen ver-
folgen, die Bundesregierung allen voran“,
sagte er. Viele Bürger wendeten sich von der
EU ab. „Deshalb ist die Frage nach einem
sozialen Europa eine der Kernfragen, die
aber ein bisschen dünn in dem Arbeitspro-
gramm beantwortet ist.“ Notwendig seien
Visionen. „Wir nennen es den ,Green New
Deal‘.“ Der Juncker-Plan könne in der Tat ei-
ne Chance darstellen. „Aber nur dann, wenn
es auch mehr öffentliche und zugleich zu-
kunftsgerichtete Investitionen gibt“, sagte
Strengmann-Kuhn. Götz Hausding T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Die Antwort auf
die Frage nach
einem sozialen
Europa ist ein
bisschen dünn.«
W. Strengmann-Kuhn (Grüne)
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Vor der Zerreißprobe
NIGERIA Afrikas bevölkerungsreichstes Land wählt in Zeiten des Boko-Haram-Terrors und sinkender Öleinnahmen

S
atellitenbilder geben Mitte Janu-
ar einen Eindruck vom Ausmaß
der Gewalt und der Verwüstun-
gen im Nordosten Nigerias. Die
Menschenrechtsorganisation
Amnesty International veröffent-

lichte Aufnahmen der Stadt Baga, die weni-
ge Tage vorher von der islamistischen Terror-
miliz Boko Haram angegriffen worden war.
Die Satellitenbilder zeigen Trümmer und
menschenleere Straßen. Die
nigerianische Regierung
spricht von 150 Opfern des
Angriffs, Menschenrechtsor-
ganisationen gehen von bis
zu 2.000 Toten aus. Rund
20.000 Menschen sollen
sich allein infolge dieses An-
griffs auf der Flucht befin-
den. Insgesamt sind es Hun-
derttausende, die in andere
Landesteile oder die Nach-
barstaaten geflohen sind.

Wahlen Seit Monaten do-
minieren die Anschläge von Boko Haram die
Nachrichten aus Nigeria. Kaum thematisiert
wird dagegen, dass im bevölkerungsreichsten
Land Afrikas am kommenden Wochenende
ein neuer Präsident und ein neues Parlament
gewählt werden. Obwohl zwischenzeitlich
selbst der nationale Sicherheitschef Sambo
Dasuki zur Verschiebung der Wahlen geraten
hat, werden sie wohl trotz aller Mängel ter-
mingerecht stattfinden. Zu diesen Mängeln
gehört, dass Ende Januar nach Dasukis Anga-

ben 30 Millionen der neuen, angeblich fäl-
schungssicheren Wahlausweise noch nicht
ausgegeben worden waren. Bei mehr als 70
Millionen registrierten Wählern ein erhebli-
cher Prozentsatz. Eine Verschiebung kommt
für die Regierung dennoch nicht in Frage.
Am Ende werden wohl ein paar Millionen
Nigerianer nicht abstimmen können, weil
die Regierung ihnen ihre Wahlunterlagen
schuldig blieb.

Zudem ist ungewiss, ob im
Nordosten Nigerias über-
haupt gewählt werden kann.
Rund 15 Prozent des Lan-
des, ein Gebiet von der Grö-
ße Bayerns, sind in der
Hand von Boko Haram. Die
nigerianische Regierung hat
die Kontrolle über die be-
troffenen Bundesstaaten
Adamawa, Borno und Yobe
verloren. „Durch die dort
entfesselte Gewalt wird jede
Form von zivilisatorischer
Leistung ausgeschaltet“, be-

schreibt der Politologe und Nigeria-Experte
Heinrich Bergstresser die Situation. Dort sei
„ein eigener Wirtschaftsraum entstanden“,
den Boko Haram kontrolliere. Diese krimi-
nellste aller islamistischen Milizen plündere
den Besitz der Bevölkerung, erpresse Löse-
geld durch die Entführung vor allem von
Frauen, überfalle Lkw und verdiene am
Schmuggel von harten Drogen. „Mit dem
Islam hat das alles nichts zu tun“, sagt Berg-
stresser. „In der Gruppe gibt es etliche Krimi-

nelle und Banditen, von denen viele aus den
Nachbarstaaten kommen, zum Beispiel aus
dem Tschad.“ .
Mit seinen gut 175 Millionen Einwohnern
ist Nigeria nicht nur das bevölkerungsreichs-
te Land des Kontinents, sondern auch Afri-
kas größte Demokratie. Das Land ist tiefer
gespalten denn je: geografisch, ethnisch, re-
ligiös und wirtschaftlich. Im Süden am Golf
von Guinea dominiert eine christlich ge-
prägte Wirtschaftselite. Hier
im Süden wird das Erdöl ge-
fördert, die wirtschaftliche
Basis des Landes. Der Nor-
den ist geprägt durch die
Trockensavanne und wirt-
schaftlich rückständig, ist
das vernachlässigte und
muslimische Armenhaus
des Landes. Besonders elend
ist die Lage im Nordosten,
nicht zufällig entstand Boko
Haram gerade dort.
Aus der Perspektive des Sü-
dens ist der Terror ein Pro-
blem des (muslimischen) Nordens, tatsäch-
lich sind die meisten Opfer Muslime. Den
Süden sorgen hingegen wirtschaftliche Ein-
bußen infolge des Ölpreisverfalls. Die Re-
gierung musste bereits ihren für dieses Jahr
geplanten Staatshaushalt überarbeiten, da
die Berechnungsgrundlage von 78 US-Dol-
lar pro Barrel nicht mehr den aktuellen
Werten entsprach. Mitte Dezember fiel der
Preis mit 57 US-Dollar pro Barrel auf den
tiefsten Stand der letzten fünf Jahre..

Aber weder die beunruhigende Wirtschafts-
lage noch der entfesselte Terror im Nordos-
ten des Landes sind kurz vor den Wahlen
das bestimmende Thema. „Was die Leute
beschäftigt ist nur eins: Der Mann muss
weg!“, fasst Bergstresser die Stimmung zu-
sammen. „Der Mann“ ist der christliche
Präsident Goodluck Jonathan. Der damali-
ge Vizepräsident kam 2010 an die Spitze des
Staates, als Präsident Umaru Yar’Adua im

Amt verstarb. Ein Jahr spä-
ter ließ sich Jonathan durch
eine Wahl im Amt bestäti-
gen, erwies sich aber seither
als schwacher Präsident. In-
zwischen wendet sich sogar
in Jonathans Hochburg im
Niger Delta die Süden die
Stimmung bei manchen
Wahlveranstaltungen „sei-
ner“ Regierungspartei PDP
gegen ihn, der „Demokrati-
schen Volkspartei“. Ange-
sichts dieser Ausgangslage
scheint ein Wahlsieg seines

wichtigsten Herausforderers Muhammadu
Buhari wahrscheinlich. Der (muslimische)
Ex-Militärdiktator Buhari tritt für den „Kon-
gress aller progressiven Kräfte“ (APC) an.
Tatsächlich sind Parteien oder politische
Konzepte für die Wahlen aber nicht aus-
schlaggebend. Wichtiger ist die Frage der
geografischen, ethnischen und religiösen
Herkunft. Der Süden wählt christlich, der
Norden muslimisch. Jonathan hat es nach
jetziger Stimmungslage gleichwohl ge-

schafft, den (christlichen) Südwesten an Bu-
hari, den aussichtsreichsten unter seinen
zehn Konkurrenten ums Präsidentenamt, zu
verlieren. Damit hat er vermutlich seine Ab-
wahl besiegelt.

Eingreiftruppe Mit einem Regierungswech-
sel könnte sich die derzeit chaotische Lage in
Nigeria verbessern, und das gilt auch für die
Situation im Nordosten. Die Armee ist mora-
lisch und technisch in einer desolaten Lage,
Truppen der Nachbarstaaten führen ihr im-
mer wieder vor, wie man den Kampf gegen
die Terrorgruppe gewinnt. Als Ex-Militär dürf-
te Buhari einen deutlich stärkeren Einfluss
auf die Schlagkraft der Truppe haben als Jo-
nathan. Währenddessen werden auch die
Nachbarländer und die Afrikanische Union
aktiv. Sie beschloss Anfang Februar die Auf-
stellung einer 7.500 Mann starken regionalen
Eingreiftruppe. Für ihre Mission hofft sie nun
auf ein Mandat und die Unterstützung der
Vereinten Nationen. Eine solche eher kleine
AU-Truppe ist zwar bestenfalls ein Anfang.
Sie könnte aber zu einem wichtigen Baustein
werden, wenn die Nachbarländer Tschad, Ka-
merun und Niger weiterhin so massiv gegen
Boko Haram vorgehen, wie sie das in den
vergangenen Wochen taten. Und wenn die
nigerianische Armee nach einem Regierungs-
wechsel womöglich aus ihrer Starre erwacht.

Bettina Rühl T

Die Autorin berichtet als freie Afrika-
Korrespondentin aus Nairobi.

Rund
15 Prozent
des Landes
sind in der
Hand von

Boko Haram.

Die Armee ist
moralisch und

technisch
in einer

desolaten
Lage.

Fragile Erfolge
BUNDESWEHR Mali-Einsatz soll verlängert werden

Die Bundeswehr soll sich noch bis mindes-
tens Ende Mai 2016 an der EU-geführten
Ausbildungsmission in Mali (EUTM) betei-
ligen. Dies sieht der Antrag der Bundesre-
gierung (18/3836) vor, über den der Bun-
destag am vergangenen Donnerstag in ers-
ter Lesung beriet. Erstmals soll Deutsch-
land ab August dieses Jahres die militäri-
sche Führung der Mission übernehmen.
Zudem sieht das Mandat eine Erhöhung
des deutschen Kontingentes von 250 auf
bis zu 350 Soldaten vor.
Michael Roth (SPD), Staatsminister im
Auswärtigen Amt, verwies auf die Erfolge
des Einsatzes, der im Frühjahr 2013 begon-
nen hatte. Inzwischen seien fünf Gefechts-
verbände mit mehr als 3.000 malischen
Soldaten ausgebildet worden, ein sechster
Verband sei in Ausbildung und zwei weite-
re würden folgen. Mit den Parlamentswah-
len im Herbst 2013 sei Mali nach dem Mi-
litärputsch ein Jahr zuvor wieder zur ver-
fassungsmäßigen Ordnung zurückgekehrt,
sagte Roth. Derzeit fänden Verhandlungen
zwischen der Regierung und den Rebellen
unter der Vermittlung Algeriens statt.
Mit Ausnahme der Fraktion Die Linke sig-
nalisierten alle anderen Fraktionen ihre
Zustimmung zum Einsatz. Deutschland
habe sich „bedingungslos an die Seite der
ehemaligen Kolonialmacht Frankreich ge-

stellt“, kritisierte Niema Movassat (Linke).
Bei dem Einsatz gehe es jedoch nicht um
die Menschenrechte oder den Schutz der
Zivilbevölkerung, sondern um geostrategi-
sche Interessen und um den Zugriff auf
Gold, Uran und andere Rohstoffe Malis.
Agnieszka Brugger (Bündnis 90/Die Grü-
nen) warnte vor einem Scheitern der Frie-
densverhandlungen. Die Zahl der terroris-
tischen Anschläge habe sich wieder erhöht
und die Sicherheitslage sei „höchst fragil“
in Mali. Ziel der Mission sei es nicht, dafür
zu sorgen, dass die malische Armee den
Norden des Landes zurückerobere. Beide
Seiten müssten begreifen, dass der Konflikt
militärisch nicht zu lösen sei.
Elisabeth Motschmann (CDU) verwies da-
rauf, dass noch 220.000 Malier auf der
Flucht und 2,8 Millionen vom Hunger be-
droht seien. „Wir dürfen nicht den Fehler
machen, die immer noch sehr fragilen
Strukturen sich selbst zu überlassen“, argu-
mentierte Motschmann. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Verfahren bei
Staateninsolvenz
ENTWICKLUNG Die Oppositionsfraktio-
nen Die Linke und Bündnis 90/Die Grü-
nen machen sich für ein internationales
Staateninsolvenzverfahren stark. Zwei ent-
sprechende Anträge (18/3743, 18/3916)
wurden vergangenen Donnerstag in die
Ausschüsse überwiesen, die Federführung
liegt beim Finanzausschuss.
Die Linke verweist auf eine Resolution der
Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen, die die Einrichtung eines Insolvenz-
verfahrens für überschuldete Staaten forde-
re. Die Überschuldung von Staaten sei „ein
entscheidendes Hindernis für ihre selbst-
bestimmte wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung“. Im Schuldendienst würden Mit-
tel gebunden, die für Investitionen in Bil-
dung, Gesundheit oder Infrastruktur drin-
gend benötigt würden. Die Bundesregie-
rung wird aufgefordert, den Prozess in den
Vereinten Nationen zur Einrichtung eines
Staateninsolvenzverfahrens „konstruktiv
zu unterstützen“ und sich in diesem Zu-
sammenhang für ein „faires und transpa-
rentes Verfahren“ einzusetzen.
Für die Grünen zeigt das Beispiel Argenti-
niens, dass „Entschuldungsverfahren, die
nicht alle Forderungen an den souveränen
Schuldner einschließen, Spielräume für
Spekulanten“ schaffen würden. Künftig
müsse die Beteiligung aller privaten Gläu-
biger sichergestellt werden, um eine einsei-
tige Kostenverlagerung auf den öffentli-
chen Sektor zu verhindern, argumentieren
die Abgeordneten. Sie fordern die Bundes-
regierung auf, „sich umgehend, nachhaltig
und konstruktiv-kritisch“ im Sinne zu-
künftiger Entwicklungschancen und dem
Selbstbestimmungsrechtes aller Länder
einzubringen und sich für die Umsetzung
eines Staateninsolvenzverfahrens einzuset-
zen. ahe T

Kooperation
betont
TREFFEN Die Entwicklungen in der Euro-
Zone insbesondere nach den Wahlen in
Griechenland und die Situation in der
Ukraine standen im Mittelpunkt bei einem
Treffen von Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) und mit seinem französi-
schen Amtskollegen Claude Bartolone in Pa-
ris Anfang vergangener Woche. Bartolone
dankte Lammert und dem Bundestag für die
nach den Anschlägen vom 7. Januar auf die
Redaktion der Satirezeitschrift „Charlie Heb-
do“ gezeigte Anteilnahme und Solidarität.
Lammert erklärte, die große Betroffenheit in
Deutschland zeige, wie eng das Verhältnis
zwischen beiden Ländern sei. In der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik müsse man sich
darüber im Klaren sein, dass – zumal durch
Kredite finanzierte – Investitionen notwen-
dige Strukturreformen nicht ersetzen könn-
ten. Die Herausforderungen im Euro-Raum
könnten ebenso wie Probleme in der Migra-
tionspolitik nur im engen Zusammenwirken
von Deutschland und Frankreich bewältigt
werden, erklärten die beiden Parlamentsprä-
sidenten. Dies gelte auch für den Umgang
mit dem Konflikt in der Ukraine, bei dem es
darum gehe, gegenüber Russland Entschlos-
senheit und Geschlossenheit zu zeigen, oh-
ne den Gesprächsfaden abreißen zu lassen.
Lammert und der Präsident der französi-
schen Nationalversammlung trafen anläss-
lich einer Sitzung der Jury zum Deutsch-
Französischen Parlamentspreis zusammen,
der seit 2003 alle zwei Jahre für eine franzö-
sische und eine deutsche wissenschaftliche
Arbeit verliehen wird. DP T Nigerias Präsident Goodluck Jonathan (links, Bildmitte) und sein aussichtsreichster Herausforderer Muhammadu Buhari (rechtes Bild). © picture-alliance/dpa/AA

Konflikte fallen nicht vom Himmel
AUSWÄRTIGES Bundestag debattiert über den Aktionsplan zu ziviler Krisenprävention

Nichtregierungs-Organisationen engagieren
sich schon lange dafür, seit zehn Jahren sind
„Zivile Krisenprävention, Konfliktlösung
und Friedenskonsolidierung“ auch offiziell
Schwerpunkte deutscher Politik. Denn 2004
beschloss die Bundesregierung einen Akti-
onsplan mit diesem Titel. Sie berichtet seit-
dem auch regelmäßig über dessen Umset-
zung, zuletzt für den Zeitraum 2010 bis
2014 (18/3213).
In der Bundestagsdebatte darüber vergange-
nen Freitag nannte Bundesaußenminister
Frank-Walter Steinmeier (SPD) drei Schwer-
punkte. Einer sei die „Stärkung staatlicher
Strukturen“. So habe in Kenia ein nach der
letzten Präsidentschaftswahl drohender Bür-
gerkrieg mit deutscher Beteiligung verhin-
dert werden können. Als zweiten Schwer-
punkt nannte der SPD-Politiker die Stär-
kung multilateraler Organisationen. Bei-
spielsweise leiste Deutschland der Afrikani-
schen Union technische Hilfe, die bis 2017
umstrittene Grenzverläufe auf dem Konti-
nent identifizieren wolle, um Konflikten
vorbeugen zu können. Die Friedensmediati-
on ist laut Steinmeier dritter Schwerpunkt.
Sie solle nach überwundenen Konflikten ein
erneutes Abgleiten in Gewalt verhindern. So
stehe Deutschland in Kolumbien beim Ver-
söhnungsprozess, „der jetzt hoffentlich an-
steht“, beratend zur Seite.

Kathrin Vogler (Die Linke) entgegnete, die
Menschen im Land hätten gewiss nicht den
Eindruck, dass in den zehn Jahren seit Ver-
abschiedung des Aktionsplans die deutsche
Außenpolitik friedlicher geworden sei, „im
Gegenteil“. Nach Kolumbien etwa liefere
Deutschland für 50 Millionen Euro Waffen,
während es zur Konfliktbewältigung dort
nur 1,5 Millio-
nen zur Verfü-
gung stelle. Das
von der Regie-
rung gezeichnete
Bild von der
Bundesrepublik
als Vorreiterin
der Zivilen Kri-
senprävention
sei „schon des-
halb schief, weil
Deutschland
selbst inzwischen Partei in allzu vielen Krie-
gen und Konflikten ist“.
Diese Kritik wies Franz Josef Jung (CDU)
„mit Nachdruck zurück“. Zu vernetzter Si-
cherheit gehörte „als Ultima Ratio“ auch der
Einsatz militärischer Fähigkeiten. So sei an-
gesichts des ISIS-Terrors „leider Gottes die
alleinige Zivile Krisenprävention nicht die
Maßnahme, die zur friedlichen Entwicklung
führt“. Deshalb sei die Waffenhilfe für kurdi-

sche Peschmerga-Kämpfer und die Ausbil-
dungsmission im Irak richtig.
Deutlich mehr Geld forderte die Vorsitzende
des Unterausschusses für Zivile Krisenprä-
vention, Konfliktbearbeitung und vernetztes
Handeln des Auswärtigen Ausschusses, Fran-
ziska Brantner (Bündnis 90/Die Grünen),
für diesen Bereich. Sie gab zu bedenken,

dass Versuche,
verlässliche staat-
liche Strukturen
aufzubauen, oft
gescheitert seien.
Es müsse massiv
investiert werden,
um wirksame In-
strumente der
Konfliktpräventi-
on zu entwi-
ckeln.
Ute Finckh-Krä-

mer (SPD) wies darauf hin, dass neben den
von Steinmeier beschriebenen Aktivitäten
zur Stärkung staatlicher Strukturen und poli-
tischer Versöhnungsprozesse auch das fried-
liche Zusammenleben der Menschen vor
Ort wichtig für den Frieden sei. Das vom
Auswärtigen Amt finanzierte Förderpro-
gramm ZIVIK unterstütze „diejenigen, die
sich innerhalb ihrer Gesellschaft für Frieden
und Versöhnung einsetzen“. pst T

»Das Bild des Vor-
reiters ist schon des-
halb schief, weil
Deutschland selbst
Partei in Kriegen ist.«
Kathrin Vogler (Die Linke)

©
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E
s geht um gigantische Beträge:
900 Milliarden Euro haben
die Bundesbürger bei Versi-
cherungen angelegt, zum Bei-
spiel um für das Alter vorzu-
sorgen. 90 Millionen Verträge

gibt es. „Jeder von uns hat in irgendeiner
Art und Weise Versicherungen“, erklärte
der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion, Ralph Brinkhaus, in
einer Debatte des Bundestags über Versi-
cherungen. Nachdem in der Finanzkrise
Risiken nicht nur im Bankenbereich, son-
dern auch bei den Versicherungen deutlich
geworden sind, reagierte die europäische
und deutsche Politik mit umfassenden
Regulierungsmaßnahmen, denen der Bun-
destag mit seiner Zustimmung zum Gesetz
zur Modernisierung der Finanzaufsicht
über Versicherungen (18/2956, 18/3252,
18/3900) eine weitere Maßnahme hinzu-
fügte. „Wir wollen diese Versicherungen si-
cherer und besser machen“, beschrieb
Brinkhaus das Ziel.

Zeit genutzt Brinkhaus erklärte, Versiche-
rungen müssten aufgrund der umgesetzten
Solvency-II-Richtlinie mehr Kapital haben,
„damit sie in Krisenzeiten besser dastehen.
Versicherungen brauchen andere Risiko-
managementsysteme, damit sie weniger
Fehler machen“. Und die Unternehmen
müssten bessere Berichte an die Aufsichts-
behörden geben. Brinkhaus erinnerte an
die Finanzkrise und die schnelle Stabilisie-
rung der Märkte durch die Politik. Danach
habe man ein „Regelpaket auf den Weg ge-
bracht, das seinesgleichen sucht.“ Die Zeit,
die 2008 mit den Rettungsmaßnahmen er-
kauft worden sei, sei genutzt worden, „um
die Finanzmärkte zu verändern“.

Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesfinanzministerium, Michael Meister
(CDU), stellte fest: „Die Bundesregierung
arbeitet für die Versicherten in diesem
Land. Uns kommt es darauf an, dass die
Versicherten die garantierten Leistungen
am Ende ihrer Verträge auch bekommen.
Das schafft Vertrauen.“ Manfred Zöllmer
(SPD) versprach: „Es bleibt dabei: Kein Fi-
nanzmarktakteur, kein Finanzprodukt und
kein Finanzmarkt darf unreguliert bleiben.
Solvency II sei Teil einer umfassenden Re-
formagenda zur Stabilisierung der Finanz-
märkte. Zwar könne ein Marktversagen nie
komplett ausgeschlossen werden, „aber
mit der Umsetzung von Solvency II wollen
wir dieses Risiko minimieren und die not-
wendigen Lehren aus der Finanzmarktkrise
ziehen“.
„Versicherungskunden brauchen eine star-
ke Lobby, die dafür sorgt, dass die Kunden-
ansprüche und die Kundengelder erhalten
bleiben und dass diese Gelder nicht zur Ri-
sikoabsicherung und deren Gewinnmaxi-
mierung dienen“, forderte die Abgeordnete
Susanna Karawanskij (Linke). Sie warf der
Bundesregierung vor, an der Seite der Versi-
cherungsunternehmen zu stehen. Die um-
zusetzende Solvency-II-Richtlinie solle
mehr Sicherheit für die Versicherten brin-
gen, aber „die Mission ist gescheitert. Das
Ziel wurde verfehlt“, stellte Karawanskij
fest. „Wenn es hart auf hart kommt, wird
auch Solvency II nicht vor Insolvenzen der
Versicherungsbranche schützen können.“
Versichertengelder dürften nicht in hoch-
riskante Produkte angelegt werden. Kara-
wanskij forderte, Versicherte nicht schlech-
ter zu stellen als Aktionäre.
Auch Gerhard Schick (Grüne) kritisierte
den Gesetzentwurf. Die europäischen Re-

gierungen hätten mit Solvency II „die
Wunschliste der Versicherungslobby umge-
setzt“. Deutsche Lebensversicherungen
würden mit weniger als zwei Prozent Ei-
genkapital arbeiten. Das sei „deutlich zu
wenig“, kritisierte Schick. Dass die Bundes-
regierung den nötigen Eigenkapitalaufbau
der Unternehmen in die Zukunft verschie-
be, sei „skandalös“. „Solange sich diese
Kultur nicht ändert, in der die Branche sich
quasi selbst die Regeln gibt, in der Regie-
rung und Lobby zusammenarbeiten und
gemeinsam Öffentlichkeit und Parlamen-
tarier austricksen, werden wir nie Stabilität
am Finanzmarkt haben“, warnte Schick.
Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD stimmten für den Gesetzentwurf, die
Linksfraktion war dagegen. Die Grünen
enthielten sich. Mit der Umsetzung der eu-

ropäischen Solvabilität-II-Richtlinie (Sol-
vency II) werden umfassendere, risikoor-
ientierte Eigenmittelvorschriften für die
Versicherungsunternehmen eingeführt. Die
Versicherungsunternehmen sollen die
Möglichkeit erhalten, hohe unerwartete
Verluste auszugleichen. Und den Versiche-
rungsnehmern soll die Gewähr gegeben
werden, dass Zahlungen bei Fälligkeit auch
geleistet werden.

Marktwerte gesetzt Außerdem sollen
neue Bewertungsvorschriften für Vermö-
genswerte und Verbindlichkeiten einge-
führt werden Künftig sollen Marktwerte
gesetzt werden müssen. Damit soll das Ri-
siko der Insolvenz eines Versicherungsun-
ternehmens verringert werden. Darüber
hinaus ist vorgesehen, dass die Versiche-
rungsunternehmen höhere Anforderun-
gen an die Unternehmensorganisation,
insbesondere an das Risikomanagement,
und zusätzliche Veröffentlichungspflich-
ten gegenüber den Aufsichtsbehörden
und der Öffentlichkeit erfüllen müssen.
Weitere Regelungen des Entwurfs betref-
fen die Harmonisierung des Aufsichts-
rechts im europäischen Binnenmarkt und
die Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen den nationalen Aufsichtsbehör-
den.
Abgelehnt wurde von der Koalitionsmehr-
heit ein Entschließungsantrag der Frakti-
on Die Linke (18/3924). Darin hatte die
Fraktion gesetzliche Regelungen gefordert,
damit Versicherte bei der Ausschüttung
von gewinnen nicht schlechter gestellt
werden als Anteilseigner. Außerdem soll-
ten Versicherungen Investitionen in ris-
kante Anlageformen wie Hedgefonds un-
tersagt werden. Hans-Jürgen Leersch T

> STICHWORT
Beliebte Lebensversicherungen

> Auszahlungen Die Lebensversicherung
bleibt in Deutschland beliebt. 90 Millio-
nen Verträge gibt es. Jeden Tag zahlen
Lebensversicherungen an ihre Kunden
218 Millionen Euro aus.

> Zinsen Allerdings ist die Verzinsung der
Anlagen rückläufig. Der Höchstrech-
nungszins (Garantiezins) lag im Jahr
2000 noch bei vier Prozent. Inzwischen
ist er auf 1,25 Prozent gesunken.

> Aussichten Versicherungsexperten er-
warten daher schlechte Zeiten für die Le-
bensversicherungsbranche.
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Angesichts der Finanzmarktrisiken müssen für Versicherungen strenge Vorschriften zum Schutz der Kundengelder gelten. © picture-alliance/ZB

Sicherer
versichert
ASSEKURANZ I Bundestag verschärft
Aufsicht über die Assekuranz

Freiberufler sollen zahlen
FINANZEN I Linke fordert Ausdehnung der Gewerbesteuer

Die Linksfraktion will die finanzielle Lage
der Städte und Gemeinden verbessern.
Deshalb hat sie einen Antrag (18/3838)
vorgelegt, in dem die Abgeordneten vor al-
lem fordern, alle selbständigen Tätigkeiten
in Zukunft von der Gewerbesteuer zu erfas-
sen. Damit würden auch Freiberufler wie
Ärzte und Rechtsanwälte Gewerbesteuer
zahlen müssen.
Susanna Karawanskij (Die Linke) wies in
der Debatte darauf hin, dass die Schere
zwischen armen und reichen Kommunen
in Deutschland immer weiter auseinander-
drifte. Deshalb sei die Politik gefordert, die
dafür sorgen müsse, dass die
Kommunen sich dauerhaft
und nachhaltig finanzieren
könnten. „Deshalb muss
auch die Einnahmeseite
durch eine Ausweitung der
Gewerbesteuer auf Freibe-
rufler verstärkt werden“,
sagte sie. Dies sei nur ge-
recht, weil Freiberufler auch
die kommunale Infrastruk-
tur nützen würden. Zudem
würden mit einer solchen
Gemeindewirtschaftssteuer
nach Meinung der Abgeord-
neten Steuerschlupflöcher geschlossen. Die
Einbeziehung der freien Berufe werde die
Einnahmen der Städte und Gemeinden
stärken und helfen, die Hebesätze zu stabi-
lisieren. Es müsse durch die Ausweitung
der Steuerpflicht nicht zu einer höheren
steuerlichen Belastung kommen. Es soll ei-
nen angemessenen Freibetrag geben. Au-
ßerdem bleibe bei Einbeziehung in die Ge-
werbesteuer grundsätzlich die Möglichkeit,
Gewerbesteuerzahlungen an die Gemeinde
mit der Einkommensteuerschuld zu ver-
rechnen, sagte Karawanskij.
Philipp Graf Lerchenberg (CSU) betonte,
dass die Koalition aus CDU, CSU und

SPD in den vergangenen Jahren die Kom-
munen „massiv“ entlastet habe; dies wer-
de auch in Zukunft fortgesetzt. „Wir sind
verlässliche Partner der Kommunen“, be-
tonte er. Der Antrag der Linken würde nur
zu mehr Bürokratie führen. Wegen einer
solchen Steuer würden die Einnahmen
der Kommunen zwar erhöht, andererseits
würden diese Einnahmen bei den Bund
und den Ländern fehlen. Dem stimmte
Bernhard Daldrup (SPD) zu. Mit einer
Gemeindewirtschaftssteuer würde nur die
Abhängigkeit der Kommunen von der
Konjunkturentwicklung erhöht, betonte

er.
Britta Haßelmann (Bünd-
nis 90/Die Grünen) er-
klärte, dass ihre Fraktion
auch eine Erweiterung der
Gewerbesteuer zur kom-
munalen Wirtschaftssteu-
er anstrebe. Allerdings
könne sie der von der Lin-
ken vorgeschlagenen
Streichung der Gewerbe-
steuerumlage nicht zu-
stimmen.
Der Antrag der Linksfrak-
tion wurde zur weiteren

Beratung an die Ausschüsse verwiesen.
Der Bundestag lehnte dann auf Beschluss-
empfehlung des Finanzausschusses
(18/2929) einen Antrag der Linken
(18/1094) zu dem selben Thema ab. Auch
darin fordert die Fraktion, die Gewerbe-
steuer durch Ausweitung auf die Angehö-
rigen freier Berufe zu einer Gemeindewirt-
schaftssteuer weiterzuentwickeln. Die Po-
litik der massiven Steuersenkungen der
vergangenen Jahre zugunsten der Unter-
nehmen und Wohlhabenden habe zu er-
heblichen Mehrbelastungen der kommu-
nalen Haushalte geführt, argumentieren
die Linken. Michael Klein T

»Die
Einnahmeseite

der
Kommunen

muss verstärkt
werden.«

Susanna Karawanskij
(Linke)

Keine Kalte Progression?
FINANZEN II Jährliche Belastung beträgt 2015 nur 17 Euro

Eine Kalte Progression bei der Einkom-
mensteuer hat es im Jahr 2014 nicht gege-
ben. Dies teilt die Bundesregierung in dem
von ihr als Unterrichtung vorgelegten „Ers-
ten Steuerprogressionsbericht“ (18/3894)
mit. „Im Jahr 2014 hat die niedrigere Preis-
steigerungsrate in Verbindung mit der An-
hebung des Grundfreibetrages zu Jahresbe-
ginn dazu geführt, dass in diesem Jahr kei-
ne zusätzliche Kalte Progression entstan-
den ist“, schreibt die Regierung in dem Be-
richt. Im Jahr 2013 habe das Volumen der
Steuereinnahmen durch die Kalte Progres-
sion bei 640 Millionen Euro gelegen.
In diesem Jahr werden bei einer angenom-
menen Inflationsrate von einem Prozent
Steuermehreinnahmen
durch die kalte Progression
von 690 Millionen Euro er-
wartet. 2016 würde dieser
Betrag auf 800 Millionen
Euro steigen. Bei einer In-
flationsrate von 1,5 Pro-
zent würden die Steuer-
mehreinnahmen in diesem
Jahr bei 1,8 Milliarden
Euro und im kommenden
Jahr bei 1,95 Milliarden
Euro liegen. Bei einer Infla-
tionsrate von zwei Prozent
würden die Steuermehrein-
nahmen in diesem Jahr bei 2,92 Milliarden
Euro und im kommenden Jahr bei 3,1 Mil-
liarden Euro liegen.
Die jährliche Belastung des einzelnen Steu-
erzahlers durch die kalte Progression soll
in diesem Jahr je nach Inflationsrate bei
17 Euro (ein Prozent Inflationsrate),
45 Euro (1,5 Prozent Inflationsrate) oder
73 Euro (zwei Prozent Inflationsrate) lie-
gen. Für 2016 lauten die entsprechenden
Werte 20 Euro, 49 Euro und 78 Euro.
Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)
stellte in der Zeitung „Die Welt“ erfreut

fest: „Bei einer Preissteigerungsrate von
null ist auch der Effekt der Kalten Progres-
sion gleich null.“
Die Regierung definiert die kalte Progressi-
on so: „Als Kalte Progression werden Steu-
ermehreinnahmen bezeichnet, die entste-
hen, soweit Einkommenserhöhungen die
Inflation ausgleichen und es in Folge des
progressiven Einkommensteuertarifs bei
somit unverändertem Realeinkommen zu
einem Anstieg der Durchschnittsbesteue-
rung kommt. Einkommenssteigerungen,
die über die Inflationsrate hinausgehen, er-
höhen die steuerliche Leistungsfähigkeit.“
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

kam allerdings zu anderen
Zahlen und verlangte einen
Abbau der Kalten Progressi-
on. In seinem von der Bun-
desregierung als Unterrich-
tung (18/3265) vorgeleg-
ten Jahresgutachten
2014/15 zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung heißt es: „Die
verdeckte Mehrbelastung
der Steuerzahler durch die
Kalte Progression sollte ab-
gemildert werden.“ Die po-
sitive Entwicklung des

Staatshaushalts werde durch die Kalte Pro-
gression zusätzlich unterstützt. Sie bewirke
Jahr für Jahr neue strukturelle Mehreinnah-
men von 2,5 Milliarden Euro. „Da die Kal-
te Progression die reale Steuerbelastung
stetig erhöht, steigt die Steuerquote, die
mittlerweile auf einem der höchsten Ni-
veaus der vergangenen drei Jahrzehnte
liegt.“ Da zugleich Sozialleistungen und
staatliche Konsumausgaben stark steigen
würden, werde es mittelfristig zu einer Aus-
weitung der Staatsquote kommen. warnen
die Gutachter. hle T

»Steuerquote
liegt auf einem
der höchsten
Niveaus seit

rund drei
Jahrzehnten.«

Sachverständigenrat

Anleger freuen sich über Traumrediten der Versicherungsaktien
ASSEKURANZ II Trotz des Rückgangs der Zinsen verdient die Branche gut. Die Sicherheitsreserven sind inzwischen höher als das Eigenkapital der Unternehmen

Dreber die deutsche Lebensversicherung
wird derzeit berichtet, als habe ihr letz-
tes Stündlein geschlagen. Gleichzeitig
freuen sich Allianz-Aktionäre über ei-
nen der größten Gewinne in der Ge-
schichte. Der Konzern hat im Herbst
erst einmal seine Dividendenquote kräf-
tig erhöht. Marktführer des vermeintli-
chen Krisenprodukts Lebensversiche-
rung in Deutschland ist mit weitem Ab-
stand die Allianz. Und die Rendite in
der Kapitalanlage aller Versicherer stieg
im vergangenen Jahr deutlich. Wie passt
das alles zusammen?

Man muss aufpassen, dass man beim The-
ma Lebensversicherung nicht alles durchei-
nanderwirft. Das Geschäft der Lebensversi-
cherer wird vom Niedrigzins bestimmt.
Das wäre verkraftbar und würde die Kun-
den treffen, hätten die Unternehmen nicht
zwischen 1995 und 2001 großzügige Ga-
rantien von vier Prozent jährlich auf den
Sparanteil der Policen zugesagt. Dieses Ver-
sprechen einhalten zu können, ist die Auf-
gabe, der die Branche, die Finanzaufsicht
Bafin und die Bundesregierung alles ande-
re unterordnen. Um jeden Preis wollen sie
verhindern, dass eines der Unternehmen,
die nicht alle so kraftstrotzend dastehen
wie die Allianz, über diese Zusagen in
Schieflage gerät. In Japan hat es um die
Jahrtausendwende sieben Lebensversiche-
rer hingerafft, die noch großzügigere Zins-
versprechen gegeben hatten, bevor der
Niedrigzins voll zuschlug. Tatsächlich ver-

nebelt die hohe Verzinsung der Kapitalan-
lage die Lage der Unternehmen. Denn sie
rührt daher, dass diese noch hohe Reserven
auf Wertpapieren haben, die sie vor Jahren
mit höherem Zinskupon erworben haben.
Verkaufen sie diese Papiere am Markt, kön-
nen sie Reserven realisieren, und der Zins-
ertrag sieht erst einmal erfreulich aus.

Reserven heben Viele Versicherer müssen
diese Reserven heben, weil die Bafin eine
Zinszusatzreserve verlangt. Sie glaubt, dass
durch den aktuellen Kapitalmarktzins
nicht mehr sichergestellt ist, dass die Un-
ternehmen ihre Verpflichtung aus den
Zinsgarantien der Vergangenheit einhalten
können. Sie müssen also in Milliardenhö-
he Geld zurücklegen, das in den Unterneh-
men liegen bleiben muss. Darauf können
sie zwar weiterhin Zinsen verdienen. Aber
sie können das Geld nicht als Überschuss-

beteiligung an ihre Kunden ausschütten.
20 Milliarden Euro über die Branche ver-
teilt macht diese Reserve inzwischen aus.
Zum Vergleich: Das Eigenkapital beträgt
rund 13 Milliarden Euro.
Das hat eine lebhafte Diskussion darüber
ausgelöst, ob die Kriterien der Zinszusatz-
reserve nicht zu streng sind. Denn die
durchschnittliche laufende Verzinsung ei-
nes aktuellen Vertrages ist auf 3,16 Prozent
gefallen. Die Ratingagentur Assekurata
prognostiziert, dass dieser Wert 2016 unter
drei Prozent fallen wird. Verbraucherschüt-
zer kritisieren, dass die Zinszusatzreserve
jüngere Kunden benachteiligt, weil sie mit
den einbehaltenen Überschüssen die hohe
Verzinsung der Altverträge subventionie-
ren.
Der große Teil der in den letzten Jahren
vermittelten Policen sind private oder
staatlich geförderte Rentenversicherungen

(Riester-Verträge), die dem Kunden eine
jährliche Verzinsung und eine monatliche
Rente bis zum Lebensende gewähren. Die
früher übliche Kapitallebensversicherung,
in der man spart und sich gegen den To-

desfall absichert, hat seit einigen Jahren
nahezu ausgedient. Philipp Krohn

Der Autor ist Redakteur bei der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Zweifel am Konsenswillen
ENDLAGER-KOMMISSION Eon-Klage sorgt für Streit

Die von Eon eingereichte Verfassungsklage
ist in der Sitzung der Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe (Endla-
ger-Kommission) vergangene Woche auf
teils scharfe Kritik gestoßen. Das Düssel-
dorfer Energieunternehmen klagt laut ei-
nem Bericht der „Süddeutschen Zeitung“
dagegen, die Mehrkosten für die Lagerung
von Castoren zu übernehmen. Konkret
geht es um 26 noch in Wiederaufberei-
tungsanlagen im Ausland stehende Casto-
ren, die eigentlich in Gorleben hätten gela-
gert werden sollen. Das Mitte 2013 verab-
schiedete Standortauswahlgesetz schloss
das aus.
In Anbetracht dieser weiteren Klage eines
Energieunternehmens stellten mehrere
Kommissionsmitglieder den Willen der
Vertreter der Atomindustrie in Frage, an ei-
nem Konsens in der Endlager-Frage Inte-
resse zu haben. Matthias Miersch (SPD)
meinte, der Schritt von Eon behindere die
Arbeit des Gremiums massiv. Ähnlich äu-
ßerten sich Klaus Brunsmeier vom BUND
und Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die
Grünen). Hubertus Zdebel (Die Linke) sah
in Folge der Klage die Frage nach der Zu-
sammensetzung der Kommission und
Stimmrechten für Atomwirtschaftsvertreter
aufgeworfen. Steffen Kanitz (CDU) verwies
hingegen darauf, dass es nicht nur an den
Klagen, sondern auch an den Kommissi-
onsmitgliedern selbst liege, ob die Arbeit
erfolgreich verlaufe. Er mahnte Geschlos-
senheit an.
Kommissionsmitglied Bernhard Fischer
von Eon verteidigte das Vorgehen des Kon-
zerns. Es diene der Wahrung von Rechtspo-
sitionen. Die Mitarbeit in der Kommission
werde nicht in Frage gestellt. Eine Lösung
sei möglich, aber in Gesprächen mit der
Bundesregierung noch nicht erreicht. Meh-
rere Kommissionsmitglieder appellierten zu-

dem an Bundesregierung und Bundesländer,
eine Lösung für die 26 Castoren zu finden.
Bisher hatten Baden-Württemberg und
Schleswig-Holstein erklärt, einen Teil der
Castoren zu übernehmen, wenn sich ein
drittes Bundesland findet. Nach einem Ur-
teil des Bundesverwaltungsgerichts ist nun
fraglich, ob in Schleswig-Holstein diese Cas-
toren noch gelagert werden können.
Die Kommissionsmitglieder verständigten
sich nach längerer Diskussion zudem auf
ein erstes Konzept zur Öffentlichkeitsbetei-
ligung. In den nächsten Monaten soll eine
Auftaktveranstaltung stattfinden. scr T

Eon steht in der Kritik.
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Weg mit den Schimmelschulen
UMWELT In Deutschland werden derzeit viele
Wohnungen neu gebaut oder saniert, schließ-
lich ist Wohnraum – erst recht bezahlbarer –
vielerorts knapp. Dass es dabei nicht allein um
Quantität geht, sondern auch um Qualität, be-
tont die im Jahr 2006 errichtete „Bundesstif-
tung Baukultur“ immer wieder, in ihrem aktu-
ellen Baukulturbericht 2014/15 (18/3020). Er
gibt Bundesregierung und Bundestag Anre-
gungen und Handlungsempfehlungen, wie die
Lebensqualität in den Städten und auf dem
Land verbessert werden kann.
„Unsere gebaute Umwelt hat großen Einfluss
auf uns“, betonte Bundesbauministerin Barba-
ra Hendricks (SPD) in der Debatte am vergan-
genen Donnerstag. Es sei daher eben nicht
„egal“, welche bauliche Qualität etwa beim
Wohnungsneubau erreicht werde. Bauen habe
immer auch eine „emotionale und ästhetische
Dimension“. Hendricks hob die von der Stif-
tung geforderte Vorbildrolle von Bund, Länder
und Kommunen bei eigenen Bauvorhaben her-
vor. „Das ist selbstverständlich nicht zuletzt
ein Appell an den Bund als Bauherrn.“
Auch Volkmar Vogel (CDU) betonte, Baukultur
werde in ihrer Bedeutung oftmals unter-
schätzt. Es sei daher nicht selbstverständlich,
dass dafür im Bundeshaushalt 1,3 Millionen

Euro zur Verfügung stünden und der Bund
auch in diesem Jahr weitere 100.000 Euro be-
reitstelle. Den vorliegenen Bericht wertete er
als „Maßstab und Fahrplan für Architekten,
Planer, aber natürlich auch für Bauherren und
Investoren“.
Die Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen
und Die Linke hoben die große Bedeutung der
Baukultur ebenfalls hervor, kritisierten jedoch
die aus ihrer Sicht „viel zu schwache“, gerade
einmal eineinhalb Din-A4-Seite umfassende
Stellungnahme der Bundesregierung zum Bau-
kulturbericht. Sie würde schon gerne wissen,
betonte Heidrun Bluhm (Linke), wie die Regie-
rung die vielfältigen Vorschläge und Hinweise
ihrer eigenen Stiftung in ihre Stadtentwick-
lungspolitik einzubinden gedenke. Sie forderte:
„Unsere Städte müssen sozial und funktional
gemischte Quartiere sein.“
Oliver Krischer (Grüne) nannte es „armselig“,
dass die Regierung nicht mal in der Lage sei,
Handlungsleitlinien, die sie aus diesem Bericht
ableite, zu formulieren. Eine große Herausfor-
derung sei beispielsweise der massive Investi-
tionsstau in den Kommunen. „Wir haben Brö-
selbrücken und Schimmelschulen“, betonte
Krischer. Der Bericht fordere, „dass hier Ant-
worten gefunden werden müssen“. joh T

KURZ NOTIERT

Keine Neuausrichtung der
Ausbildung für Seeleute
Der Bundestag hat vergangene Woche
einen Antrag von Bündnis 90/Die Grü-
nen (18/2748) abgelehnt, die maritime
Ausbildung in Kooperation mit den Küs-
tenländern neu auszurichten. Er folgte
dabei einer Empfehlung des Verkehrs-
ausschusses (18/3895). Die Grünen hat-
ten ein bedarfsorientiertes Ausbildungs-
konzept für maritime Ausbildungsberufe
gefordert. Unter anderem sollten vor-
handene Ausbildungs- und Studiengän-
ge evaluiert werden. Es sollte geprüft
werden, wie die Bereitschaft der Reeder
gesteigert werden kann, Auszubildende
und Praktikanten einzustellen. Die Ver-
wendung der von der Stiftung Schiff-
fahrtsstandort Deutschland verwalteten
Ausbildungsfördermittel wollten die
Grünen erweitern. mik T

Vorstoß gegen Staatsvertrag
mit Dänemark
Die Bundesregierung soll Verhandlungen
über den Ausstieg aus dem Staatsver-
trag mit dem Königreich Dänemark über
den Bau einer festen Fehmarnbelt-Que-
rung aufnehmen. Dies fordert die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen in einem An-
trag (18/3917), der am vergangenen
Donnerstag erstmals im Bundestag bera-
ten wurde. Weiter soll sie die Kostenkal-
kulation für dieses Projekt aktualisieren
und die Daten, die dieser Kalkulation
und den Verkehrsprognosen zugrunde
liegen, im Internet veröffentlichen. An-
schließend soll ein ergebnisoffener Dia-
log mit allen Interessierten geführt und
die norddeutschen Bundesländer unter-
stützt werden, ein gemeinsames Ver-
kehrskonzept zu verfolgen. mik T

D
as Ziel ist ambitioniert:
Bis 2020 sollen auf
Deutschlands Straßen
eine Million Elektro-
fahrzeuge rollen. Bisher
sind allerdings nur we-

nige dieser Fahrzeuge zu sehen. Das soll
sich jetzt ändern. Die Bundesregierung hat
deshalb einen Gesetzentwurf (18/3418)
vorgelegt, nach dem Elektrofahrzeuge pri-
vilegiert werden sollen. Dazu gehören un-
ter anderem das Parken auf öffentlichen
Straßen oder Wegen, die Ermäßigung bei
Parkgebühren und die Nutzung von Bus-
spuren.
Die meisten dieser Maßnahmen wurden
von Experten vergangene Woche bei einer
öffentlichen Anhörung des Verkehrsaus-
schusses begrüßt. Durch unterstützende
Maßnahmen zur Markteinführung von
Elektrofahrzeugen könne auch ein Beitrag
zur Reduzierung der schädlichen Kohlen-
dioxid-Emmissionen im Verkehrssektor ge-
leistet und gleichzeitig die Abhängigkeit
von Energieimporten gesenkt werden, er-
klärte Timm Fuchs von der Bundesvereini-
gung der kommunalen Spitzenverbände.
Zu ihnen gehören der Deutscher Städtetag,
Deutsche Landkreistag sowie der Deutsche
Städte- und Gemeindebund. Positiv sah
Fuchs vor allem die Möglichkeit, im Be-
reich des Parkens Vorteile für die Elektro-
fahrzeuge zu schaffen. Er betonte jedoch,
dass die Entscheidung darüber in die Hand
der Gemeinden gehöre.

Nutzung von Busspuren Umstritten unter
den Experten war vor allem die geplante
Nutzung der Busspuren. Während bei den
kommunalen Spitzenverbänden der Städ-
te- und Gemeindebund dieser positiv ge-
genüber steht, sehen Städtetag und Land-
kreistag darin keinen geeigneten Ansatz,
die Elektromobilität zu fördern, da sie die
Bemühungen den öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) zu beschleunigen,
konterkarieren würden. Nur Busse, Taxen
und Krankentransporte würden grundsätz-
lich über die erforderlichen technischen
Einrichtungen verfügen, um die Vorrang-
schaltungen bei Lichtsignalen zu bedienen.
Auch Kurt Sigl, Präsident des Bundesver-
bandes Elektromobilität, lehnte deshalb
die Öffnung der Busspuren ab. Dies sei kei-
ne geeignete Maßnahme, die Bevölkerung
von den Vorteilen der Elektromobilität zu
überzeugen. Busspuren sollten daher auch
in Zukunft für Elektroautos tabu und al-
lein dem ÖPNV vorbehalten sein. Insge-
samt seien die im Gesetzentwurf formu-
lierten Anreize nicht ausreichend und zu
wenig ambitioniert, um der Elektromobili-
tät in Deutschland einen entscheidenden
Schub zu verleihen, kritisierte Sigl. Die
Maßnahmen würden viel zu spät kom-
men. Der Gesetzentwurf sei insgesamt sehr
stark auf den Automobilbereich fokussiert.
Martin Schmitz vom Verband Deutscher
Verkehrsunternehmen begrüßte grundsätz-
lich die Pläne der Bundesregierung. Aber
auch er lehnte die Nutzung der Busspuren
ab. Die Zukunft gehöre einer intelligenten
Verknüpfung aller Verkehrsträger mit dem
Rückgrat ÖPNV.
Klaus Bonhoff von der Nationalen Organi-
sation Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie bewertete es als positiv, dass
im Gesetzentwurf sowohl elektrisch betrie-
bene Fahrzeuge als auch Hybridfahrzeuge

berücksichtigt seien. Damit bekräftige die
Bundesregierung einen technologieoffenen
Ansatz zur Elektromobilität.
Neben den vorgesehenen Bevorrechtigun-
gen seien jedoch weitere Maßnahmen für
eine Umsetzung der Elektromobilität im
Massenmarkt notwendig. So müsse Elek-
tromobilität wirtschaftlich attraktiv ge-
macht und eine Infrastruktur zum Laden
der Fahrzeuge geschaffen werden. Die Nut-
zung von Busspuren soll nach seiner Mei-
nung „optional“ vorgesehen werden – die
Entscheidung darüber müsse aber bei den
Städten und Gemeinden liegen.
Professor Henning Kargermann von der
Nationalen Plattform Elektromobilität hält
ein Marktaktivierungsprogramm für nötig,

um der Elektromobilität hierzulande einen
spürbaren Anschub zu geben, sich dem
Ein-Million-Ziel zu nähern. Die Regie-
rungs-Initiative sei jedoch dafür nicht aus-
reichend. Deshalb sollten unter anderem
die Abschreibungsmöglichkeiten für E-Au-
tos verbessert werden. Unterstützt wurde
Kargermann dabei von Kay Lindemann,
Verband der Automobilindustrie. Es müss-
ten auch auf der Nachfrageseite Anreize ge-
schaffen werden, damit die Ziele der Regie-
rung erreicht würden.

Antrag Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen legte dazu vergangene Woche einen
Antrag (18/3912) vor, in dem die Regie-
rung aufgefordert wurde, die Elektromobi-

lität „entschlossen“ zu fördern. Um alter-
native Fahrzeugtechnologien gezielt voran-
zutreiben und die Energiewende auch im
Verkehr umzusetzen, fordert die Fraktion
die Bundesregierung deshalb auf, ein
Marktanreizprogramm zu entwickeln, bei
dem die Käufer von Elektroautos einen
Kaufzuschuss in Höhe von 5.000 Euro und
von verbrauchsarmen Plug-In-Hybrid-Au-
tos in Höhe von 2.000 Euro erhalten. Im
Bundesetat soll ein Investitionsprogramm
Elektromobilität aufgelegt werden, damit
der Aufbau einer öffentlich zugänglichen
Lade-Infrastruktur steuerlich gefördert wer-
den kann. Weiter setzt sich die Fraktion da-
für ein, dass Elektrofahrzeuge keine Bus-
spuren benutzen dürfen. Michael Klein T

Elektroautos sollen in Zukunft Vorteile beim Parken auf öffentlichen Plätzen erhalten. © picture-alliance/ZB/empics/Collage: Stephan Roters

Privilegienstreit
VERKEHR Regierung will Elektrofahrzeugen den Weg ebnen.
Vor allem die geplante Nutzung von Busspuren stößt auf Kritik

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Energieaudits werden Pflicht
WIRTSCHAFT Große Unternehmen werden
verpflichtet, in regelmäßigen Abständen soge-
nannte Energieaudits durchzuführen. Dabei
werden die Energiequellen und der Energiever-
brauch eines Unternehmens überprüft und be-
wertet. Die Steigerung der Energieeffizienz ist
ein Schwerpunkt der Energiewende. Strom, der
nicht verbraucht wird, muss erst gar nicht er-
zeugt werden, so der Grundsatz. Der Bundes-
tag stimmte am Donnerstag dem von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Teilumsetzung der Energieeffizienz-
richtlinie (18/3373, 18/3788, 18/3934) zu. Für
den Entwurf, der zuvor noch im Ausschuss für
Wirtschaft und Energie verändert worden war,
stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD, Linke und Grüne waren dagegen.
Nina Scheer (SPD) begrüßte die Audits. Wenn
Audits durchgeführt werden, könne es in der
Folge zu Energieeffizienzmaßnahmen kom-
men. Bei dem Gesetz handele es sich zwar nur
eine Teilumsetzung der Energieeffizienzrichtli-
nie, aber es sei ein „wertvoller, wenn auch
überschaubarer Schritt, der nicht kleingeredet
werden sollte“. Herlind Gundelach (CDU) hob
die bereits erzielten Erfolge der Unternehmen
bei der Energieeffizienz hervor und warnte da-
vor, diese Erfolge wieder zunichte zu machen.
Die Vergangenheit habe auch gezeigt: „Die
Energieeffizienz funktioniert nur, wenn man
bei der Durchsetzung von Maßnahmen auch
auf die Wirtschaftlichkeit achtet.“ Die Audits
seien ein guter Zwischenschritt für die Errei-
chung der Effizienzziele und seien ein Ansporn
für Unternehmen, die noch nicht gehobenen
Potenziale auch tatsächlich zu verwirklichen.
„Dieses Teilgesetz ist Stückwerk“, kritisierte
Eva Bulling-Schröter (Linke). Die Bundesregie-
rung habe sich als Klimaretter in Szene setzen

wollen, sei aber mit dem Gesetzentwurf auf
dem harten Boden der Taschen gelandet. Bul-
ling-Schröter sprach von einer „kraftlosen und
mutlosen Minimallösung“. Der Wille, den
„schlafenden Riesen“ namens Energieeffizienz
zu wecken, sei nicht erkennbar. Jutta Verlinden
(Grüne) kritisierte, die Chance, den selbstge-
steckten Zielen der Regierung bei der Energie-
effizienz näher zu kommen, werde verpasst.
Kleine und mittlere Unternehmen müssten in
die Energieaudits einbezogen werden, „insbe-
sondere wenn sie hohen Energiekostenanteil
haben“.
Wie es im Gesetzentwurf heißt, soll die Ener-
gieeffizienz in der Europäischen Union bis zum
Jahr 2020 um 20 Prozent gesteigert werden.
Per Änderungsantrag hatten die Koalitions-
fraktionen im Wirtschaftsausschuss durchge-
setzt, dass Firmen, die über die Pflicht zu Ener-
gieaudits hinausgehen und Energiemanage-
mentsysteme einführen, die Energieaudits
nicht bis zum 5. Dezember dieses Jahres
durchführen müssen.
Gegen die Stimmen der Opposition billigte der
Bundestag außerdem einen Entschließungsan-
trag von CDU/CSU und SPD. Danach soll die
Bundesregierung beim Vollzug des Gesetzes
nicht auf Energieaudits in jeder Filiale von Un-
ternehmen bestehen, sondern es soll die Mög-
lichkeit geben, bei vergleichbaren Standorten
Cluster zu bilden. Sonst könne für Unterneh-
men mit einer Vielzahl gleichartiger Standorte
ein unverhältnismäßiger Aufwand entstehen.
Abgelehnt wurde ein Entschließungsantrag
der Grünen (18/3973), mit dem unter anderem
das Ziel verfolgt wurde, neben großen Unter-
nehmen auch kleine und mittlere energiein-
tensive Unternehmen in die Auditpflicht einzu-
beziehen. hle T

Wettbewerb beim Sonnenstrom
ENERGIE Photovoltaikanlagen müssen sich Ausschreibungen für Zulagen stellen

Der Anspruch der Pilotausschreibungen für
Solarparks, die auf die grüne Wiese gesetzt
werden, sogenannte Freiflächenanlagen, ist
ambitioniert: „Kosteneffizient und mög-
lichst wettbewerbsneutral“ sollen sie laut
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD)
sein und „den Ausbau der erneuerbaren
Energien weiter voranbringen“. Die Auktio-
nierung soll das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) fortschreiben, allerdings ohne
eine garantierte Einspeisevergütung. Anla-
genbetreiber sollen stattdessen die Förde-
rung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen
bundesweit ersteigern. Zum Zuge kommen
jene, die den Sonnenstrom zum jeweils
günstigsten Preis liefern können.
Nach den Planungen des federführenden
Bundeswirtschaftsministeriums (BMWi)
sollten hierfür landwirtschaftlich genutzte
Flächen als Standorte einbezogen werden,
„um einen ausreichenden Wettbewerb si-
cherzustellen“. Der Bauernverband und das
CSU-geführte Landwirtschaftsressort waren
jedoch dagegen Sturm gelaufen. Ein Kom-
promiss sieht nun vor, dass auch 2015 kei-
ne Solarparks auf landwirtschaftlichen Flä-
chen gebaut werden dürfen, es gelten die
bisherigen Regelungen des EEG. Ab 2016
dürfen jedoch pro Jahr maximal zehn Frei-
flächenanlagen mit einer installierten Leis-
tung von maximal 100 Megawatt (MW) auf
Ackerflächen in benachteiligten Gebieten
errichtet werden.
Abstriche gegenüber früheren Vorschlägen
des Wirtschaftsministeriums gibt es nun
auch beim Umfang der Ausschreibungen
sowie bei der Projektgröße. Das Ausschrei-
bungsvolumen wird auf jährlich 400 MW
begrenzt, ursprünglich vorgesehen waren
600 MW. Die maximale Projektgröße liegt
wie beim derzeitigen EEG bei zehn MW,
die minimale Größe bei 100 Kilowatt. Im
Sommer hatte das BMWi zur „Optimie-

rung der Kosteneffizienz“ eine Projektgrö-
ße von 25 MW vorgeschlagen. Die Begren-
zung kommt zum Teil Forderungen nach
einer „Sicherung der Akteursvielfalt“ entge-
gen, wie sie unter anderem vom Bauern-
verband erhoben wurden. Die Branche
warnte davor, dass nur noch Großinvesto-
ren solche Parks bauen würden.

Hohe Sicherheiten Nicht aufgegriffen
wurden Vorschläge des Raiffeisenverbandes
nach „gesonderten Ausschreibungen für
kleine und mittlere Unternehmen sowie
Energiegenossenschaften“. Auch Forderun-
gen nach einer Reduzierung der Sicherhei-
ten und Vertragsstrafen, den sogenannten
Pönalen, bei Verzögerung oder Nicht-Reali-
sierung der ausgeschriebenen Projekte kam
das Wirtschaftsministerium nicht nach.
Bieter müssen bei Gebotsabgabe eine Si-
cherheit von vier Euro pro Kilowattsunde

(kWh) zuzüglich einer Gebühr hinterle-
gen, beim Zuschlag eine Kaution (bid
bond) zur Absicherung einer Pönale in
Höhe von 50 Euro/kWh. Zudem dürfen
sich nur Bieter an den Auktionen beteili-
gen, deren Solarparkprojekte wenigstens
über einen Aufstellungsbeschluss für einen
Bebauungsplan verfügen.
Die Ausschreibungen finden in drei jährli-
chen Runden statt. Die erste startet am
15. April. Jeweils fünf bis acht Wochen vor-
her, also spätestens bis zum 10. März, muss
die Ausschreibung auf der Internetseite der
zuständigen Bundesnetzagentur veröffent-
licht werden. Diese gibt den Geboten dann
innerhalb von zwei Wochen den Zuschlag.
In der ersten Phase der Pilotausschreibun-
gen ist vorgesehen, dass die Bieter einmali-
ge verdeckte Angebote abgeben, an die sie
gebunden sind (pay-as-bid-Verfahren).
Dies soll auch den Verwaltungsaufwand re-
duzieren.
Die Phase der Pilotausschreibungen soll
bis Ende 2017 laufen. Bis Ende 2016 soll
ein Erfahrungsbericht vorgelegt werden,
auch um Erkenntnisse für die geplante Ein-
führung von Auktionen für die Betreiber
anderer Ökostromanlagen wie die Wind-
kraft zu gewinnen.
Die Gretchenfrage wird sein, inwieweit die
Ausschreibungen wirklich kosteneffizienter
sind als die bisherige EEG-Förderung und
inwieweit die Ausbauziele für die Erneuer-
baren Energien hierdurch erreicht werden
können. Der deutsche Photovoltaikmarkt
jedenfalls brach bereits im vergangenen
Jahr stark ein. Er lag mit einem Zubau von
unter zwei Gigawatt (GW) installierter
Leistung deutlich unterhalb des gesetzlich
avisierten Ausbauziels von mindestens
2,5 GW. Hans-Christoph Neidlein T

Der Autor ist freier Journalist in Berlin.

Solarstrom von der Wiese
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AUFGEKEHRT

Vier Zimmer
sind zu viel

Seit Jahren kämpften die Gewerk-
schaften für den gesetzlichen
Mindestlohn. Mit Erfolg, denn
seit 1. Januar gibt es ihn. Da

wird es Zeit, sich neue Aufgaben zu su-
chen. Nicht, dass beim Mindestlohn
jetzt alles in Butter wäre. Dank des Wirt-
schaftsflügels der CDU wissen wir, dass
sich im Mindestlohngesetz ein gefährli-
ches Bürokratiemonster versteckt, das es
dringend wegzusperren gilt. Aber gut,
solange die Koalition diskutiert, kann
man ja schon mal darüber nachdenken,
andere gesellschaftliche Missstände zu
beheben. Zum Beispiel die Wohnungs-
knappheit in Ballungszentren.
Das hat der Chef der Gewerkschaft IG
Bau getan und präsentierte vergangene
Woche eine erstaunliche Idee. Rentner,
die eine Vier-Zimmer-Wohnung bewoh-
nen, sollen durch eine staatliche Prämie
dazu animiert werden, in eine kleinere
Wohnung zu ziehen und die große für
Familien mit Kindern frei zu machen.
Endlich hat mal jemand eine zünden-
den Idee zu diesem Thema!
Und wer weiß, welchen Eifer diese bei
den „Betroffenen“ auslöst. Anstelle von
Drückerkolonnen klingeln künftig Fami-
lienväter mit ihren mitleidig guckenden
Sprösslingen an den Wohnungstüren
von Rentnern und winken mit der staat-
lichen Prämie. Eine andere, das Eltern-
geld, hat zwar auch nicht zu mehr Ge-
burten geführt. Aber wer weiß!
Fragt sich nur, wer bei all jenen noch ar-
beitenden Singles und kinderlosen Paa-
ren klingelt, die unverschämterweise
auch auf 120 Quadratmetern wohnen?
Der Chef der IG Bau jedenfalls hat
Glück, bis zu seiner Rente dauert es
noch ein paar Jährchen. Aber vielleicht
kann man sich ja schon mal auf die
Warteliste für seine Wohnung setzen las-
sen? Claudia Heine T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

ORTSTERMIN: AKTION »ROTE HAND«

»Waffen gehören nicht in Kinderhände«
Es herrscht großer Andrang bei den roten Farbtöpfen im
Paul-Löbe-Haus des Bundestages. Alle wollen dabei sein. Ho-
he Politiker, die sich ihre Hand rot anmalen lassen – wo gibt
es denn so etwas? Abgeordnete, ihre Mitarbeiter und Angehö-
rige der Verwaltung wollen ein Zeichen setzen und bekennen
Farbe: „Kinder gehören auf den Spielplatz, nicht in den
Krieg“, schreibt die Parlamentarische Staatssekretärin Brigitte
Zypries (SPD) unter ihre rote Hand, darüber ihre Unter-
schrift. Langsam wird es eng auf den gespannten Wäschelei-
nen im Paul-Löbe-Haus. Die Mitarbeiter der Bundestags-Kin-
derkommission (Kiko) haben alle Hände voll zu tun, denn
immer mehr rote Handabdrücke müssen aufgehängt werden.
Die Abgeordnete Renate Künast (Bündnis 90/Die Grünen)
packt mit an und steigt auf die Leiter – ein perfektes
Schnappschuss-Motiv für Bundestagsvizepräsidentin Petra
Pau (Die Linke), die ihr Smartphone zückt und knipst.
Die Kiko hatte Abgeordnete und Mitarbeiter aller Fraktionen
eingeladen, vergangene Woche an der Aktion zum „Red

Hand Day 2015 – ein Tag gegen Kindersoldaten“ teilzuneh-
men und ihren roten Handabdruck abzugeben. Auch Bun-
desjugendministerin Manuela Schwesig (SPD) beteiligte sich
an der Aktion. „Waffen gehören nicht in Kinderhände“ steht
unter der roten Hand der Ministerin, die in ihrer Rede be-
tonte: „Das Thema ist aktueller denn je.“ Kinder gehörten
nicht in den Krieg. Die Aktion sei ein wichtiges Signal.
Seit 12. Februar 2002 verbietet ein Zusatzprotokoll zur Kin-
derrechtskonvention der Vereinten Nationen (VN), dass Kin-
der unter 18 Jahren als Kindersoldaten missbraucht werden.
Nach Schätzungen der VN gibt es trotzdem weltweit etwa
250.000 Kindersoldaten. In fast allen aktuellen bewaffneten
Konflikten werden Kinder als Soldaten eingesetzt und zum
Kämpfen gezwungen.
Weltweit sammeln Aktivisten jährlich seit Inkrafttreten des
Zusatzprotokolls rote Handabdrücke, die das „Nein“ zur Re-
krutierung von Kindersoldaten symbolisieren sollen. So
auch in der Bundesrepublik. Die Kinderkommission leitet

dann die gesammelten Handabdrücke aus Deutschland an
die Sonderbeauftragte des Generalsekretärs der Vereinten Na-
tionen für Kinder und bewaffnete Konflikte, Leila Zerrougui,
weiter. „Im vergangenen Jahr kamen über 1.000 Handabdrü-
cke aus ganz Deutschland zusammen“, sagte Kiko-Mitarbei-
terin Monika Müller begeistert. „Das war ein 40 Kilo schwe-
res Paket, das wir nach New York geschickt haben.“
Die Kiko-Vorsitzende Susann Rüthrich (SPD) freute sich über
die vielen Teilnehmer an der Aktion. Rüthrich begrüßte auch
sechs irakische Flüchtlinge, die aus ihrem Wahlkreis Meißen
nach Berlin gekommen waren und die Aktion mit ihren „ro-
ten Händen“ unterstützten. Die sechs Iraker hatten jedoch
noch mehr Gründe, um in den Bundestag zu kommen – Su-
sann Rüthrich lud sie als Gäste in ihre nachfolgende öffentli-
che Sitzung der Kinderkommission ein. Aline Abboud T

Weitere Informationen zu der Aktion „Rote Hand“ gibt es
auch im Netz auf www.aktion-rote-hand.de.

LESERPOST

Zur Ausgabe 4-5 vom 19.1.2015, „Allianz
gegen den Terror“ auf Seite 1:
West-Europa ist christlich geprägt. Das
sehen selbst die Muslime so. Wieso sollte
daher der Islam jetzt zu Deutschland ge-
hören, wo es sich doch um zwei grund-
verschiedene Religionen in der heutigen
Ausprägung handelt?
Der kürzlich verstorbene Publizist Ralph
Giordano hat es einmal so formuliert:
,,Nicht die Migration, der Islam ist das
Problem.“ Wir leben heute in einem
mehr und mehr säkularisierten Land, in
dem das Leben nicht religiös bestimmt
ist. Der Islam ist dagegen eine Religion
des Gehorchens mit Absolutheitsan-
spruch.
Und was der Islam unter
Frieden versteht, wird am
Iran ersichtlich. Ruhe im
ganzen Land durch Erge-
benheit, Unterwerfung
und Selbsthingabe der
Muslime. Weltoffenheit
und Toleranz sind dem is-
lamischen Kulturkreis
fremd. Kritik an ihrer Re-
ligion wird als Gottesläs-
terung angesehen.
Wer in Deutschland auf
einen gemäßigten Euro-
Islam hofft, der mit Terror

nichts gemein hat, sollte sich den vom
heutigen türkischen Präsidenten
Recep Tayyip Erdogan im Jahr 1997 zi-
tierten Satz aus einem alten religiösen
Gedicht in Erinnerung rufen: ,,Die Mo-
scheen sind unsere Kasernen, die Mina-
rette unsere Bajonette, die Kuppel unsere
Helme und die Gläubigen unsere Solda-
ten.“
Erdogan mag zwar ein Populist sein,
aber mit solchen Aussagen fördert man
den radikalen Islamismus. Und die Ge-
fahr ist gegeben, dass der traditionelle Is-
lam – durch einen Zuwachs an Muslime
– zum Islamismus tendieren könnte.

Hans-Dieter Seul,
Berlin

Zur Ausgabe 4-5 vom 19.1.2015, Editori-
al „Test bestanden“ auf Seite 1:
Die furchtbare Bluttat an der Satirezei-
tung „Charlie Hebdo“ ist zu verdammen,
keine Frage. Doch für Präsident François
Hollande war es ein Glücksfall, so maka-
ber es auch klingt.
Er konnte diese scheußliche Tat umge-
hend dazu benutzen, um von seinen in-
nenpolitischen Schwierigkeiten effektiv
abzulenken. Er hat es mit Bravour ge-
nutzt und dafür einen Preis vergeben,
darüber kann man nur den Kopf schüt-
teln. Die Franzosen wären auch ohne
ihn auf die Straße gegangen. Und dass
der schwache Präsident auf der gleichen
Seite noch zum „Kopf der Woche“ gekürt

wurde, passt haargenau in das System –
obwohl Hollande zum Kreuzzug gegen
den Islam aufruft.

Otto Werner,
Waldkappel

Zur Ausgabe 2-3 vom 5.1.2015, „Aus
Notwehr wird Klugheit“ auf Seite 1:
Ich danke jedes Mal dem „Herrn“, wenn
sich mutige Bürger und Politiker für
Flüchtlinge einsetzen und sich gegen
Fremdenfeindlichkeit wenden. Aber die
Frage ist doch: Reicht das aus?
Mehr Mut zur Wahrheit wäre mir per-
sönlich lieber.

Manfred G. Hackauf,
Janowo, Polen

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom
23. – 27.2.2015
Infrastrukturabgabe
(Do), Kleinanlegerschutz-
gesetz (Fr)

Phoenix überträgt live
ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesord-
nung sowie die Debatten
im Livestream
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SEITENBLICKE

VOR 50 JAHREN...

Premiere mit
de Gaulle
10.2.1965: Erste Aktuelle Stunde „Al-
ler Anfang ist schwer“, befürchtete Bun-
destagsvizepräsident Carlo Schmid
(SPD) und mahnte, die Regeln einzuhal-
ten, da sonst „der Versuch schon am An-
fang scheitern“ würde. Die Rede war
hier von einem neuen parlamentari-
schen Instrument, das am 10. Februar
1965 Premiere im Bundestag feierte: der

Aktuellen Stunde. Den Abgeordneten
sollte damit die Möglichkeit gegeben
werden, aktuelle Reaktionen der Regie-
rung auf politische Ereignisse zu bekom-
men. Und die Plenardebatten sollten le-
bendiger werden.
Dementsprechend streng sind die Re-
geln der Aktuellen Stunden, die auch
Schmid den Abgeordneten noch einmal
ins Gedächtnis rief: Das Verlesen von Er-
klärungen ist verboten, die Aussprache
auf 60 Minuten beschränkt, wobei die
Redezeit der Bundesregierung unberück-
sichtigt bleibt, und jeder Redner hat nur
fünf Minuten Zeit. „Ich habe angeord-
net, dass dem Redner in der vierten Mi-
nute neben das Pult ein Brettchen gelegt
wird, auf dem die Warnung steht: ‚Sie
haben noch eine Minute Zeit!‘“, erklärte
Schmid weiter.
Das erste Brettchen landete bei Rainer
Barzel (CDU). Doch der brauchte die
letzte Minute gar nicht mehr. Überhaupt
verlief die erste Aktuelle Stunde, in der
es übrigens um die Äußerungen des
französischen Präsidenten Charles de
Gaulle zur Wiedervereinigung und der
Oder-Neiße-Grenze ging, mustergültig:
Alle hielten sich an ihre Redezeit. „Ich
glaube“, resümierte Schmid, „das Haus
hat die Bewährungsprobe dieser ersten
Stunde bestanden.“ Benjamin Stahl T

Carlo Schmid 1977
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Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament
@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der Redaktion
wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe
zu kürzen.

Die nächste Ausgabe
von „Das Parlament“
erscheint am 2. März.

PERSONALIA

>Friedhelm Rentrop †
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
FDP
Am 26. Januar starb Friedhelm Rentrop im
Alter von 85 Jahren. Der Wirtschaftsprüfer
und Steuerberater aus Bonn trat 1974 der
FDP bei und engagierte sich in zahlreichen
berufsständischen Organisationen. Rentrop
arbeitete im Finanzausschuss mit, an dessen
Spitze er 1982/83 stand.

>Horst Gobrecht †
Bundestagsabgeordneter 1976-1984,
SPD
Horst Gobrecht starb am 26. Januar im Alter
von 78 Jahren. Der Steuerberater aus Ham-
burg trat 1959 in die SPD ein, gehörte über
zehn Jahre dem Landesvorstand an und war
von 1986 bis 1993 Bürgerschaftsmitglied.
Von 1984 bis 1987 und von 1988 bis 1991
war er Senator in Hamburg. Der finanzpoliti-
sche Sprecher der SPD-Fraktion von 1979
bis 1984 arbeitete im Finanzausschuss mit.

>Wolfgang Dehnel
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
CDU
Am 11. Februar wird Wolfgang Dehnel
70 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur trat 1976
der CDU in der DDR bei. 1990 gehörte er der
ersten frei gewählten Volkskammer an. Im
Bundestag war Dehnel u. a. Mitglied im Pe-
titionsausschuss.

>Gero Pfennig
Bundestagsabgeordneter 1977-1980,
1985-1998, CDU
Gero Pfennig begeht am 11. Februar seinen
70. Geburtstag. Der promovierte Jurist aus
Berlin, CDU-Mitglied seit 1964, gehörte von
1979 bis 1985 dem Europäischen Parlament
an. Im Bundestag war er von 1987 bis 1994
Vorsitzender des Petitionsausschusses.

>Hans-Joachim Hoffmann
Bundestagsabgeordneter 1976-1985,
SPD
Am 12. Februar wird Hans-Joachim Hoff-
mann 70 Jahre alt. Der Diplom-Ökonom aus
Saarbrücken schloss sich 1970 der SPD an,
war von 1985 bis 1991 saarländischer Wirt-
schaftsminister und von 1991 bis 2004
Oberbürgermeister von Saarbrücken. Hoff-
mann gehörte dem Haushaltsausschuss an.

>Jann-Peter Janssen
Bundestagsabgeordneter 1994-2005,
SPD
Jann-Peter Janssen vollendet am 12. Februar
sein 70. Lebensjahr. Der Schiffbauer aus Nor-
den, SPD-Mitglied seit 1969, war von 1972
bis 1986 Ratsherr seiner Heimatstadt. Von
1998 bis 2002 war er stellvertretender Vor-
sitzender des Tourismusausschusses.

>Uwe Göllner
Bundestagsabgeordneter 1996-2005,
SPD
Am 14. Februar wird Uwe Göllner 70 Jahre
alt. Der Bezirksschornsteinfegermeister aus
Troisdorf trat 1967 der SPD bei, war von
1990 bis 2005 Vorsitzender des Unterbezirks
Rhein-Sieg und von 1993 bis 1998 Bürger-
meister seiner Heimatstadt. Göllner gehörte
dem Verteidigungsausschuss an.

>Karl Hermann Haack
Bundestagsabgeordneter 1987-2005,
SPD
Am 17. Februar wird Karl Hermann Haack
75 Jahre alt. Der Apotheker aus Extertal trat
1968 der SPD bei und war von 1979 bis
1994 dort Bürgermeister. Im Bundestag en-
gagierte er sich u. a. im Ausschuss für Arbeit
und Sozialordnung. Haack war 1998 bis
2005 Beauftragter der Bundesregierung für
die Belange behinderter Menschen.

>Franz Heinrich Krey
Bundestagsabgeordneter 1976-1994,
CDU
Am 18. Februar vollendet Franz Heinrich Krey
sein 85. Lebensjahr. Der Journalist aus Ber-
gisch-Gladbach, 20 Jahre dort Ratsherr und
von 1984 bis 1989 Bürgermeister, trat 1952
der CDU bei und war von 1975 bis 1992 Vor-
sitzender des Bezirksverbands Bergisches
Land. Krey arbeitete im Innenausschuss mit.

>Dora Flinner
Bundestagsabgeordnete 1987-1990,
Die Grünen
Dora Flinner wird am 19. Februar 75 Jahre
alt. Die aus dem badischen Boxberg stam-
mende Landwirtin trat 1984 den Grünen bei.
Im Bundestag gehörte sie dem Ausschuss für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten an.

>Renate Hellwig
Bundestagsabgeordnete 1980-1998,
CDU
Am 19. Februar wird Renate Hellwig 75 Jah-
re alt. Die promovierte Juristin schloss sich
1970 der CDU an und wurde 1985 in den
Bundesvorstand gewählt. Von 1975 bis
1980 war sie Staatssekretärin in Rheinland-
Pfalz. Hellwig arbeitete vorwiegend im Fi-
nanzausschuss mit.

>Gottfried Tröger
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
CDU
Am 20. Februar begeht Gottfried Tröger sei-
nen 80. Geburtstag. Der Diplom-Landwirt aus
dem sächsischen St. Egidien trat 1962 der
Bauernpartei in der DDR und schloss sich
1990 der CDU an. Tröger gehörte dem Aus-
schuss für Angelegenheiten der EU an. bmh T

PANNENMELDER
In der Ausgabe Nr. 6 vom
2.2.2015 habe sich drei
Fehler eingeschlichen.
Auf Seite 3 heißt es „Unter
den 3.500 Freiwilligen, die
2011 erstmals einrückten,
seien gerade mal 55 Frau-
en gewesen.“ Gemeint ist
das Jahr 2001.
Seite 6: Der ehemalige Di-
rektor der Hamburger
Kunsthalle heißt Uwe
Schneede.
In der Beilage „leicht er-
klärt!“ wird 1965 als Jahr
der Einführung der allge-
meinen Wehrpflicht ange-
geben. Tatsächlich wurde
die Wehrpflicht 1956 ein-
geführt.



DEBATTENDOKUMENTATION
Gedenken an Richard von Weizsäcker / 85. Sitzung des 18. Deutscher Bundestag vom 5. Februar 2015

Dr. Norbert Lammert, CDU, Bundestagspräsident:

Unser Land hat eine heraus-
ragende Persönlichkeit verloren

Norbert Lammert (* 1948)
Bundestagspräsident

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, am letzten Samstag ist
Richard von Weizsäcker ver-

storben. Mit ihm hat unser Land
eine seiner herausragenden Per-
sönlichkeiten verloren, ein großes
Staatsoberhaupt, für viele Men-
schen eine Identifikationsfigur, in
dessen Leben sich ein ganzes Jahr-
hundert deutscher
und europäischer
Geschichte spiegelt.

Zwölf Jahre war
er Mitglied dieses
Hauses und beklei-
dete in dieser Zeit
führende Funktio-
nen. Als stellvertre-
tender Vorsitzender
der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion
gehörte er zu den prominenten
Parlamentariern der 1970er-Jahre.
Zuletzt, von 1979 an, war Richard
von Weizsäcker Vizepräsident des
Deutschen Bundestages. Er verließ
ihn 1981, um – in seinen Worten
– als „Schwabe im Exil“ Regieren-
der Bürgermeister von Berlin zu
werden, in einer Zeit, als die ideo-
logischen wie die realen Mauern
noch für die Ewigkeit errichtet

schienen. Die deutsche Teilung
und ihre Überwindung sollten sei-
ne Amtszeit als Bundespräsident
entscheidend prägen.

„Es kommt meinem Amt zu,
Fragen zu stellen und die Arbeit
für Antworten auf sie zu ermuti-
gen, nicht aber Rezepte anzubie-
ten“, sagte er nach seiner Wahl
zum Staatsoberhaupt 1984. Sein
Amtsverständnis war überpartei-
lich, aber nicht neutral oder gar
meinungslos. Das spürten gele-
gentlich auch andere Verfassungs-
organe, nicht zuletzt die Parteien.
Er schonte sie nicht, wenn er von
ihren besonderen Rechten und
Pflichten sprach, dabei wohl wis-
send und regelmäßig betonend,
welche Bedeutung den Parteien
im Gefüge der parlamentarischen
Demokratie zukommt.

In diesem Parlament, damals
noch in Bonn, hielt Richard von
Weizsäcker seine vielleicht persön-

lichste, ganz sicher
aber seine politisch
bedeutendste Rede.
Dolf Sternberger,
der große Publizist,
hat ihre Wirkung
gedanklich vorweg-
genommen, als er
über die Einfluss-
möglichkeiten eines
Bundespräsidenten
1979 schrieb: „Auch

Reden sind Taten“. Die Ansprache
vom 8. Mai 1985 im Deutschen
Bundestag war eine solche – im
Wortsinn – wegweisende Tat. Dass
der 8. Mai ein Tag der Befreiung
war, hatten andere schon vor ihm
gesagt. Nachhaltig Wirkung entfal-
tete der Gedanke aber erst in sei-
nen Worten, kraft seines Amtes
wie seiner persönlichen Autorität,
seiner Lebenserfahrung, der erlit-
tenen Brüche in seiner Familie,
aber auch durch die intellektuelle
Schärfe seiner zugleich berühren-
den Gedanken. Die Rede wirkt
nach, weil sie die Deutschen nicht
etwa mit der Geschichte versöhn-
te, sondern sie veranlasste, der
Wahrheit ins Gesicht zu schauen,
auch wenn sie wehtut. Richard
von Weizsäcker hat damit einen
ganz persönlichen Beitrag zum
nachhaltigen Umgang der Deut-
schen mit ihrer Geschichte geleis-

tet – und das wird bleiben.
In seine Amtszeit fielen mit der

Wiederherstellung der deutschen
Einheit und dem Ende des Kalten
Krieges weltbewegende Ereignisse.
Die deutsche Frage hatte ihn be-
reits als Parlamentarier bewegt: Er
war seinerzeit Mitglied im Aus-
schuss für innerdeutsche Bezie-
hungen, und er bewies seine Fä-
higkeit zur wort- und wirkmächti-
gen Intervention bereits in den
kontroversen Debatten um die
Ostverträge.

Als Richard von Weizsäcker
1990 schließlich der erste Bundes-
präsident des wiedervereinigten
Deutschland wurde, erkannte er
die unterschiedlichen Befindlich-
keiten der Menschen in Ost und
West, und er sah es als seine Auf-
gabe an, sie zusammenzuführen.
Am Tag der Deutschen Einheit for-
mulierte er einen Satz, der die He-
rausforderung des inneren Eini-

gungsprozesses auf den Punkt
brachte, indem er jedem Einzel-
nen seine persönliche Verantwor-
tung zumaß: „Sich zu vereinen,
heißt teilen lernen.“ Es ist sicher
in seinem Sinne hinzuzufügen,
dass dieser Gedanke über die Nati-
on hinaus auch im europäischen
Einigungsprozess Geltung bean-
spruchen kann.

Für die europäische Integration,
insbesondere die
Überwindung der
Teilung in Ost und
West, hat sich Ri-
chard von Weizsä-
cker mit hohem
persönlichem Ein-
satz engagiert –
auch nach seinem
Abschied vom
Schloss Bellevue. In
dieser „dritten
Amtszeit“, wie die beträchtliche
Wirkung seiner Auftritte als Alt-
bundespräsident anerkennend be-
schrieben wurde, verfolgte er seine
Anliegen mit großer Intensität
weiter. Dazu zählten vor allem die
freundschaftlichen Beziehungen
zu unseren östlichen Nachbarn,
wie Polen und Tschechen, aber
auch sein Einsatz für das deutsch-
israelische Verhältnis. Den Staat

Israel hatte er als erstes deutsches
Staatsoberhaupt besucht. Richard
von Weizsäcker genoss überall in
der Welt höchste Wertschätzung
und blieb auch ohne Amt angese-
hener Botschafter unseres Landes;
sein Wort, wo es ihm wichtig und
nötig erschien, hatte Gewicht.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, am 11. Februar wird unser
Land Richard von Weizsäcker die

letzte Ehre erweisen;
dann werden wir
von ihm Abschied
nehmen. Als Abge-
ordnete verneigen
wir uns schon heute
vor ihm, in großem
Respekt und tiefer
Dankbarkeit für sei-
ne herausragende
politische Lebens-
leistung im Dienste

unseres Landes. Richard von Weiz-
säcker hat sich um Deutschland
verdient gemacht.

Unsere Gedanken und unser
Mitgefühl sind bei seiner Familie,
bei allen Angehörigen, vor allen
bei seiner Frau Marianne, die ihm
nicht zuletzt im Amt des Bundes-
präsidenten die wichtigste, liebe-
voll stützende Kraft gewesen ist.
Ich danke Ihnen.
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hielt er
seine politisch
bedeutendste

Rede.

Richard von
Weizsäcker

genoss überall
in der Welt

höchste Wert-
schätzung.
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Modernisierung der Finanzaufsicht über Versicherungen / 85. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages vom 5. Februar 2015

Ralph Brinkhaus, CDU/CSU:

Versicherungen werden
besser und sicherer werden

Ralph Brinkhaus (*1968)
Wahlkreis Gütersloh l

Donnerstagmorgens um
zehn nach neun ist für
uns die Primetime, die

Zeit der großen Debatten. Es geht
um Regierungserklärungen, Welt-
politik, Mindestlohn und was es
da sonst noch alles gibt. Heute
unterhalten wir uns hier über den
Entwurf eines Gesetzes zur Moder-
nisierung der Finanzaufsicht über
Versicherungen. Sie hier im Saal,
die Gäste auf der Tribüne und un-
ser treues Stammpublikum bei
Phoenix werden sich fragen: Ist
denn dieses Thema wirklich so
wichtig? Ich kann Ihnen nur sa-
gen: Es ist sehr wichtig. Es geht
um Versicherungen. Jeder von uns
hat irgendwelche Versicherungen.
Wem das nicht reicht: Es geht
auch um Lebensversicherungen.
Da reden wir über 90 Millionen
Verträge in Deutschland, und wir
reden über ein Anlagevolumen
von 900 Milliarden Euro. Wir wol-
len diese Versicherungen sicherer
und besser machen.

Deswegen sagen
wir: Versicherungen
brauchen mehr Ka-
pital, damit sie in
Krisenzeiten stärker
dastehen. Versiche-
rungen brauchen
andere Risikoma-
nagementsysteme,
damit sie weniger
Fehler machen.
Versicherungen
müssen besser an die Aufseher be-
richten, damit dieser ganze Pro-
zess auch kontrolliert werden
kann. Deswegen setzen wir heute
die Solvency-II-Richtlinie in deut-
sches Recht um. Das ist ein Mam-
mutwerk. Über zehn Jahre ist auf
europäischer Ebene und in
Deutschland an diesem Prozess
gearbeitet worden. Um ganz ehr-
lich zu sein: Wir werden mit die-

sem Gesetz ziemlich vielen Leuten
ziemlich viel Arbeit machen.
Denn das, was die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Versiche-
rungen nun umsetzen müssen, ist
wahrlich ein Jahrhundertwerk.

Wer infrage stellt, ob das alles
so richtig und wichtig ist, den
möchte ich aus dem Februar 2015
in den Oktober 2008 mitnehmen.
Wir alle erinnern uns noch, was
damals geschehen ist: Finanzinsti-
tutionen standen kurz vor der In-
solvenz oder sind in die Insol-
venz, in die Pleite, gegangen. Ban-
ken haben anderen Banken kein
Geld mehr geliehen. Die Konjunk-
tur ist eingebrochen. Wir hatten
eine hohe Arbeitslosigkeit und
Steuerausfälle, die uns alle vor
ganz enorme Schwierigkeiten ge-
stellt haben. Alle, die damals da-
bei waren, haben sich gesagt: Wir
möchten nie wieder erleben, dass
es möglich ist, dass Finanzinstitu-
tionen ganze Volkswirtschaften in
den Abgrund reißen.

Was danach gefolgt ist, ist mei-
nes Erachtens eines der bemer-
kenswertesten Projekte, die die
deutsche Politik seit dem Zweiten
Weltkrieg gesehen hat. Damals ha-
ben sich Menschen zusammenge-
setzt – ich sehe zum Beispiel Peer
Steinbrück, der im Saal sitzt; die
Bundeskanzlerin und viele andere
– und haben in unglaublich kur-
zer Zeit sehr viel auf den Weg ge-
bracht. Sie haben zunächst einmal
den Patienten, den Finanzmarkt,
stabilisiert. „Stabilisiert“ heißt,
dass wir einen Rettungsfonds auf-
gelegt haben: mit Investitionssum-

men, mit Garan-
tien, mit Kapitalbe-
teiligungen von
über 200 Milliarden
Euro; das meiste da-
von ist übrigens zu-
rückgezahlt worden.
Die Bundesländer
haben sehr viel
Geld in die Hand
genommen, um die
Landesbanken zu

sanieren. Wir alle erinnern uns
auch an die legendäre Pressekon-
ferenz unserer Bundeskanzlerin
und des damaligen Bundesfinanz-
ministers, in der gesagt worden ist,
dass die Spareinlagen vom Staat
geschützt werden. Das war der ers-
te Schritt. Aber allen war klar, dass
diese Stabilisierung nicht reichen
wird, sondern dass wir neue Re-
geln brauchen.

Dann hat man auf internationa-
ler Ebene, auf europäischer Ebene
und in Deutschland ein Regelpa-
ket auf den Weg gebracht, das sei-
nesgleichen sucht.

Damit Sie ein Gefühl dafür be-
kommen, was in den letzten sechs
Jahren passiert ist, nur einige Bei-
spiele: Wir haben die Aufsicht
über die Ratingagenturen geän-
dert. Wir haben die Vergütungsre-
geln bei Banken geändert. Wir ha-
ben Leerverkäufe verboten. Wir
haben ein Banken-Restrukturie-
rungsgesetz auf den Weg gebracht.
Wir haben neue Regeln für Ver-
briefungen, für Großkredite auf
den Weg gebracht. Wir haben die
Anlageberatung bei Banken und
bei Finanzanlagevermittlern geän-
dert. Wir haben die nationale Fi-
nanzaufsicht verändert. Wir haben
europäische Institutionen zur Fi-
nanzaufsicht auf den Weg ge-
bracht. Wir haben internationale
Organisationen wie den IWF ge-
stärkt. Wir haben dafür gesorgt,
dass Finanzkonglomerate anders
beaufsichtigt werden. Wir haben
ein neues Börsengesetz auf den
Weg gebracht. Wir haben Verände-
rungen bei den besonders toxi-
schen Derivaten vorgenommen
und haben diese auf eine kom-
plett neue Grundlage gestellt. Wir
haben den Hochfrequenzhandel
reguliert. Wir haben Stufe eins der
Bankenunion umgesetzt, indem
wir eine europäische Bankenauf-
sicht installiert haben. Wir haben
Stufe zwei der Bankenunion um-
gesetzt, indem wir einen gemein-
samen europäischen Restrukturie-
rungsmechanismus auf den Weg
gebracht haben. Wir sind dabei,
Stufe drei der Bankenunion um-
zusetzen, nämlich eine neue Ein-
lagensicherung auf den Weg zu
bringen. Wir haben ein Trennban-
kengesetz gemacht. Wir haben die
Strafvorschriften für Vorstände
von Banken verändert. Wir haben
Banken gezwungen, Testamente
zu machen. Wir haben kürzlich
erst die Lebensversicherungen fit
gemacht für die Niedrigzinsphase.
Heute werden wir das große Werk
Solvency II, die komplette Neu-
ordnung der Versicherungsauf-
sicht, auf den Weg bringen, übri-
gens eines der ganz wenigen Pro-
jekte, das schon vor der Krise, im
Jahr 2005, begonnen worden ist.

Das alles ist sehr erstaunlich.
Wir haben europäisches Recht
umgesetzt, wir haben uns in die

europäische Rechtsetzung einge-
bracht, indem wir für die Interes-
sen unserer Sparkassen, unserer
Volksbanken, unserer mittelstän-
dischen Banken und unseres Mit-
telstandes gekämpft haben, und
werden weitere Projekte auf den
Weg bringen. Wir werden uns mit
Schattenbanken beschäftigen und
werden uns im Rahmen des Klein-
anlegerschutzgesetzes um den Ver-
braucherschutz kümmern. Wir ha-
ben davon könnte sich der eine
oder andere in Europa eine Schei-
be abschneiden die Zeit, die wir
uns 2008 mit der Rettung der Fi-
nanzsysteme erkauft haben, ge-
nutzt. Wir haben sie genutzt, um
die Finanzmärkte
zu verändern. Wir
haben nicht den
Anspruch, dass wir
perfekt sind, und
können auch nie-
mandem garantie-
ren, dass es keine
weiteren Krisen
gibt, aber wir haben
daran gearbeitet,
dass Finanzinstitu-
tionen weniger Fehler machen,
dass sie krisenfester sind, dass sie
besser beaufsichtigt werden, als
das in der Vergangenheit der Fall
war, dass sie abgewickelt werden
können, ohne ganze Wirtschaften
mit in den Abgrund zu reißen.

Wenn Sie jetzt das Gefühl ha-
ben, dass das alles unglaublich
viel und unglaublich schnell war,
dann können Sie sich ungefähr in
die Menschen hineinversetzen, die
das alles umsetzen müssen, näm-
lich die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Banken und Versiche-
rungen, die Aufseher, die Wirt-
schaftsprüfer und die Berater, die
Zehntausende von Seiten in ihre
tägliche praktische Arbeit einbrin-
gen müssen. Das ist wahrhaft ein
Mammutwerk.

Deswegen wäre meine Bitte,
dass wir vielleicht an dieser Stelle,
an der wir einen ganz großen
Schritt nach vorne gekommen
sind, innehalten und überlegen:
Was haben wir da eigentlich ge-
macht? War all das so richtig?
Welche Auswirkungen hat das auf
die Realwirtschaft? Können wir
noch Kredite an Mittelständler
vergeben? Können Zins- und
Währungsrisiken noch vernünftig
abgesichert werden? Wie sieht es
mit der Langfristfinanzierung aus?
Wie sieht es ein ganz aktuelles
Thema mit der Finanzierung von
Unternehmensgründern und Ven-
ture Capital aus? Haben wir Wi-
dersprüche in diesem System, bei
diesen unglaublich vielen Initiati-
ven, die gleichzeitig gelaufen
sind? Haben wir unnütze Bürokra-
tie aufgebaut? Gibt es noch die
Möglichkeit, tatsächlich in einer

Marktwirtschaft zu agieren, oder
ist alles so reguliert, dass man
nichts mehr machen kann? Und
vor allen Dingen: Welche Verände-
rungen bringt das in der Wirt-
schaftsstruktur mit sich? Was ha-
ben wir eigentlich für Auswirkun-
gen bei mittelständischen Unter-
nehmen, bei Sparkassen, bei
Volksbanken, bei kleinen Versi-
cherungen? Was bedeutet diese
Regulierung für deren Zukunft?

Um jetzt wieder auf den Gesetz-
entwurf zurückzukommen: Wir
haben uns genau des Punktes, den
ich als Letztes angesprochen habe,
angenommen, nämlich: Wir wol-
len durch die unglaubliche Regu-

lierung in diesem
Gesetz nicht die
kleinen und mittle-
ren Versicherungen
plattmachen. Sie
brauchen Luft zum
Atmen, müssen
auch weiterhin ihr
Geschäft machen
können und sollen
sich nicht den gan-
zen Tag damit be-

schäftigen müssen, irgendwelche
Meldebögen auszufüllen. Wo wir
das konnten, haben wir das auch
in das Gesetz hineingeschrieben.
Weil wir das nicht immer in das
Gesetz hineinschreiben konnten,
haben wir in unserem Ausschuss-
bericht den Aufsehern der BaFin
mit auf den Weg gegeben: Behan-
delt die Kleinen anders als die
Großen, erdrückt sie nicht mit Bü-
rokratie, mit Meldevorschriften!
Das ist uns ganz wichtig. Wir ha-
ben zusammen vereinbart, dass
wir uns in zwei Jahren ansehen
werden, ob das auch so gehand-
habt wird. Insofern ist eine Nach-
richt und eine Erkenntnis aus die-
sem ganzen Prozess: Wir werden
nicht zulassen, dass bei all diesen
Regulierungen der deutsche Mit-
telstand auf der Strecke bleibt.

Um darunter einmal einen
Strich zu ziehen: Wir verabschie-
den heute ein großes Gesetzespa-
ket. Das wird Versicherungen bes-
ser und sicherer machen. Das wird
die Anlagen von Ihnen allen bei
den Versicherungen besser schüt-
zen. Das wird dazu führen, dass
im Falle einer Krise eben nicht zu-
erst der Steuerzahler einspringen
muss, wie es im Jahr 2008 der Fall
war. Das ist gut und richtig. Wir
haben dieses Gesetz ich schaue
jetzt die Berichterstatter Manfred
Zöllmer und Anja Karliczek und
die Opposition an in einem, glau-
be ich, sehr vernünftigen Verfah-
ren entwickelt. Dafür herzlichen
Dank! Herzlichen Dank auch der
Opposition für den konstruktiven
Teil der Kritik, die geäußert wor-
den ist. Herzlichen Dank an die
Bundesregierung, aber auch an
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Ist denn dieses
Thema wirklich
so wichtig? Ich
kann Ihnen nur

sagen: Es ist sehr
wichtig.
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unsere europäischen Kollegen, die
die eigentliche Last bei der Schaf-
fung dieses Gesetzes getragen ha-
ben, indem sie nämlich auf euro-
päischer Ebene mit den entspre-
chenden Richtlinien vorgearbeitet
haben. Wir hätten uns vorstellen
können, dass das ein bisschen

schneller und schlanker erfolgt;
aber okay: Mit so vielen Ländern
ist das nicht ganz einfach. Wir ha-
ben jetzt ein Ergebnis. Damit
müssen wir arbeiten, und damit
werden wir arbeiten.

Wir werden weitermachen. Wir
haben die nächsten Projekte ich

habe das bereits erwähnt vor der
Brust. Diese werden wir mit dem
gleichen Engagement angehen.
Ich denke, auch das wird gut und
richtig werden. Ich freue mich auf
die weiteren Finanzmarktprojekte.

Wie gesagt: Das, was in den letz-
ten sechs Jahren erreicht worden

ist, ist sicherlich eines der bemer-
kenswertesten Gesamtprojekte, die
wir gemacht haben. Noch nie ist
so schnell so viel gemacht und so
viel verändert worden. Unsere
Aufgabe ist es jetzt, dafür zu sor-
gen, dass das auch alles vernünftig
umgesetzt wird, dass die Wirt-

schaftsstrukturen in Deutschland
entsprechend erhalten bleiben.
Dem werden wir uns widmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Susanna Karawanskij, DIE LINKE:

Bundesregierung steht auf
Seiten der Versicherungslobby

Susanna Karawanskij (*1980)
Landesliste Sachsen

Nachdem es ja einige Zeit
etwas ruhig schien, ist in
den letzten drei Wochen

doch wieder einiges in den Zei-
tungen und Zeitschriften zum
Thema Versicherungen zu lesen,
zum Teil mit ganz dramatischen
Überschriften wie: „Ausschüttun-
gen gestoppt“, „Kunden auf Null-
diät“, „Kunden gehen leer aus“.
Oder wie jüngst im Handelsblatt
zu lesen war: Lebensversicherer in-
vestieren riskanter und schütten
dennoch weniger Geld an ihre
Kunden aus. – Es zeigt sich einmal
mehr: Versicherungskunden brau-
chen eine starke Lobby, die dafür
sorgt, dass die Kundenansprüche
und die Kundengelder erhalten
bleiben und dass diese Gelder
nicht der Risikoab-
sicherung von Ver-
sicherungen und
deren Gewinnma-
ximierung dienen.

Die Bundesregie-
rung steht hier an
der Seite der Versi-
cherungen, der Ver-
sicherungslobby.
Wir, die Linke, sind
an dieser Stelle die
Lobby für Versicherte.

Es geht heute um ein Gesetz,
welches als Solvency-II-Richtlinie
seinen Ursprung auf der europäi-
schen Ebene hat. Diese Richtlinie
soll heute mit der Modernisierung
der Finanzaufsicht über Versiche-
rungen in deutsches Recht umge-
setzt werden. Das Aufsichtsrecht
über Versicherungen soll harmo-
nisiert werden. Das ist wir haben
es gerade gehört ohne Zweifel ein

Mammutprojekt, das der Versiche-
rungsbranche einiges abverlangt.
Natürlich brauchen diese Umstel-
lungen Zeit. Ob aber die veran-
schlagten 16 Jahre und länger der
passende Zeitrahmen dafür sind,
steht auf einem anderen Blatt.

Als Erkenntnis aus der Finanz-
marktkrise sollen die Versicherun-
gen einen Großteil ihrer Kapital-
anlagen nun nach Marktrisiken
bewerten und einer strengen und
koordinierten europäischen Auf-
sicht unterstellt werden. Das ist
grundsätzlich zu begrüßen. Aber
es muss auch dafür gesorgt wer-
den, dass die richtigen Schlussfol-
gerungen aus der Krise gezogen
werden. Das Gesetz soll hier für
dreierlei sorgen: zum Ersten soll es
die systemischen Finanzmarktrisi-
ken senken, und zwar wirkungs-
voll, zum Zweiten soll die Stabili-
tät des Versicherungssystems ohne
den Einsatz von Steuermitteln ge-
währleistet werden, zum Dritten
sollen die Verluste der Versicher-
ten weitestgehend reduziert wer-
den, also Versichertenschutz be-
trieben werden. Wenn ich mir die-
se Punkte vor Augen führe, kom-
me ich zu dem Schluss, dass die
Mission gescheitert ist und dass
das Ziel verfehlt wurde.

Ich möchte einige Gründe für
dieses Scheitern aufzeigen.

Die Eigenmittel-
anforderungen an
die Versicherungen
sind ein Kernstück,
um für mehr Stabi-
lität zu sorgen. Die
Versicherungslobby
in Brüssel hat dafür
gesorgt, dass genau
diese über die Zeit
Stück für Stück ein-
gedampft wurden.

Sie sind insgesamt zu gering, um
im Krisenfall wirken zu können.
Wenn es hart auf hart kommt,
wird auch Solvency II nicht vor In-
solvenzen in der Versicherungs-
branche schützen können. Hier
wird ein Plan B benötigt.

Während auf der einen Seite die
Eigenmittelanforderungen der
Unternehmen nach unten ge-
drückt werden, bleiben auf der an-
deren Seite mehr Gewinne, die

ausschüttungsfähig sind, im Un-
ternehmen. Das ist für die Aktio-
näre sehr erfreulich; denn sie pro-
fitieren von den Gewinnausschüt-
tungen. Sie werden im Gegensatz
zu den Kunden, den Versicherten,
bevorzugt behandelt. Ja, ich weiß,
es gibt eine Ausschüttungssperre
für die Dividenden. Die ist aller-
dings Augenwischerei geblieben.
Sie kann umgangen werden.

Sie haben es schon beim Re-
formgesetz für die Lebensversiche-
rungen letztes Jahr versäumt, die-
ses Ungleichgewicht zu beenden.
Sie beenden es auch jetzt nicht.
Das geht ungerechterweise zulas-
ten der Kunden. Dies ist nicht hin-
nehmbar. Hier muss der Grund-
satz verfolgt werden, dass die Ver-
sicherten bei der Zuweisung und
damit der Auskehrung der Gewin-
ne keinesfalls schlechtergestellt
werden als Aktionäre.

Es ist ein ganz einfaches und
nachvollziehbares Prinzip: Gelder,
die den Kunden zustehen, müssen
auch an die Kunden ausgezahlt
werden – und das nicht nur in ho-
möopathischen Dosen.

Auch was die Senkungen der Fi-
nanzmarktrisiken betrifft, bleibt
das Gesetz hinter den Erwartun-
gen zurück. Wir Linken lehnen es
ab, dass Versicherungen das ihnen
anvertraute Geld der Versicherten
in hochspekulative Produkte wie
Hedgefonds oder Private Equity
Fonds anlegen können. Es besteht
doch weiterhin die Gefahr, dass in
hochriskante Marktbereiche und
Finanzinstrumente angelegt wird,
was sowohl die Marktrisiken nicht
senkt als auch die Stabilität der
Kundengelder gefährdet. Auch
dem schiebt Solvency II keinen
Riegel vor.

Es ist brisant, dass mit diesem
Gesetz den Versicherungen im
Rahmen der Anlagemöglichkeiten
weiter der Weg geebnet wird, in
den Ausbau der öffentlichen Infra-
struktur – Stichwort „Gabriel-
Plan“ – zu investieren. Wir sind
strikt dagegen, für private Investi-
tionen in Infrastrukturmaßnah-
men die Eigenmittelanforderun-
gen der Versicherungen zu senken.

Einer Privatisierung der öffentli-
chen Daseinsvorsorge und Infra-

struktur darf hier nicht weiter Vor-
schub geleistet werden. Versiche-
rungen hoffen, damit ihre Garan-
tieversprechen leichter erfüllen zu
können; aber die Risiken tragen
letztendlich die Kunden. Hier
wird privates Kapital durch die
Hintertür zu Risikokapital. Das ist
kein Versichertenschutz, und es
beeinträchtigt auch die Finanz-
marktstabilität.

Ich habe den Eindruck, dass
Herr Gabriel – leider ist er gerade
nicht da – nichts da-
zugelernt hat. Wie
viele deutsche Kom-
munen haben sich
zum Teil in un-
durchsichtige Fi-
nanzspekulationen
verrannt, die sich im
Nachhinein als gro-
tesk erwiesen haben!
Sie stehen nun vor
den Scherben. Hier
wird weiter dem Irrweg von ÖPP-
Projekten – also der privaten Be-
teiligung an der öffentlichen Da-
seinsvorsorge – Vorschub geleistet.
Es wird weiter der Weg beschrit-
ten, dass privates Risikokapital in
die öffentliche Hand geleitet wird.

Ich frage: Was passiert denn,
wenn die Versicherungsleistungen
bei den renditeträchtigen, aber ris-
kanten ÖPP-Projekten ausfallen?
Wer trägt denn dann die Verluste?
Das muss dann wieder die öffent-
liche Hand übernehmen. Sie muss
die Verluste bzw. Ausfälle ausglei-
chen. Die Versicherten tragen also
nicht nur als Kunden die Risiken,
sondern sie werden gleichzeitig
auch als Steuerzahler zur Kasse ge-
beten. Daraus muss man doch die
entsprechenden Schlüsse ziehen
und darf nicht weiter falsche Wege
beschreiten!

Seit längerem ist bekannt, dass
ein Bereich aus den Überschuss-
töpfen, die aus Kundengeldern be-
stehen – die sogenannten freien
Rückstellungen für Beitragsrücker-
stattung, also die freien RfB -, von
den Versicherungen als Eigenmit-
telersatz genutzt werden können.
An dieser Stelle wird die ganze In-
transparenz der Überschusstöpfe
sichtbar.

Große Teile der Eigenmittel wer-
den einfach durch Kundengelder
ersetzt. Dadurch sinkt in der Folge
die Überschussbeteiligung der Ver-
sicherten, sprich: Die Kunden be-
kommen weniger Geld. Es bleibt
völlig unklar, wann wie viel von
diesem Geld wieder an die Versi-
cherten zurückfließt und nicht nur
in einen Überschusstopf gebucht,

sondern letztendlich auch wieder
ausgezahlt wird.

Sie verstecken sich hinter der
formulierten Absicht, lediglich die
Richtlinie umzusetzen. Jetzt ha-
ben Sie die Möglichkeit, hier
nachzusteuern, sich an die Seite
der Versicherten zu stellen und für
klare Verhältnisse zu sorgen. Sie
haben die Möglichkeit, klarzustel-
len, wie die Kundengelder, die in
den Überschusstöpfen geparkt
sind, letztendlich wieder zurück-

fließen. Das kann
nämlich – so, wie
es jetzt der Fall ist
– nachträglich
nicht überprüft
werden. Auch ist
das Ganze nicht
durchsichtig.

Ich möchte es
noch einmal beto-
nen: Den Kunden
werden voreilig

Bewertungsreserven gekürzt. Sie
müssen Abstriche hinnehmen, da-
mit Versicherungen über ihre frei-
en RfB Eigenmittel bekommen,
die sie, wie es scheint, auch behal-
ten. Kunden finanzieren unge-
wollt auch noch den Reservepuffer
namens Zinszusatzreserve mit ei-
genem Geld. Das ist ein Dreiklang
des Kundenschröpfens und keine
versichertenfreundliche und trans-
parente Politik.

Wir Linke lehnen den Gesetz-
entwurf ab; denn er vermag weder
Finanzmarktrisiken deutlich zu
senken noch für ausreichende Sta-
bilität und einen verbesserten Ver-
sichertenschutz zu sorgen. Diesen
falschen Weg können wir nicht
mitgehen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Den Kunden
werden
voreilig

Bewertungs-
reserven
gekürzt.

Gelder, die den
Kunden zu-

stehen, müssen
auch an die
Kunden aus-

gezahlt werden.

Allianz-Hochhaus in Berlin
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Manfred Zöllmer, SPD:

Die Politik hat ihre
Hausaufgaben gemacht

Manfred Zöllmer (*1950)
Wahlkreis Wuppertal l

Das amerikanische Films-
ternchen Lindsay Lohan
macht Werbung für eine

amerikanische Versicherung. Das
Handelsblatt schrieb dazu ich zi-
tiere :

Bei einer Gesellschaft, die Lo-
han versichert, sei man ganz of-
fensichtlich in besten Händen,
schließlich kenne sich das Holly-
woodsternchen bestens mit Versi-
cherungen aus wegen ihrer zahl-
reichen Autounfälle! …

Wahrscheinlich telefoniert Lind-
say Lohan häufiger mit ihrer Versi-
cherung als mit ihrer Großmutter.

Jetzt stellt sich natürlich die Fra-
ge: Was hat die Hollywood-Skan-
dalnudel mit dem jetzt zu be-
schließenden Gesetz zur Umset-
zung von Solvency II zu tun?

Ganz einfach: In beiden Fällen
geht es um Risikominimierung,
um Sicherheit. Versicherungen
sind ja ein Stück Solidarität auf
Beitragsbasis. Zudem bringt das
Beispiel Lindsay Lohans etwas
Hollywood-Glamour in eine an-
sonsten doch ziemlich trockene
Materie, die für uns alle aber sehr
wichtig ist;

denn es ist ein zentrales Bedürf-
nis von uns Menschen, Risiken,
die das Leben mit sich bringt, zu
begrenzen.

Mit dem Gesetz zur Modernisie-
rung der Finanzaufsicht über Ver-
sicherungen auch als „Solvency II“
bezeichnet werden neue europa-
einheitliche Vorschriften für Versi-
cherungsunternehmen etabliert.
Nicht zuletzt durch die Finanz-
marktkrise mit den realen oder
möglichen Zusammenbrüchen
namhafter Finanzinstitute war die
Notwendigkeit staatlicher Regulie-
rung auch im Versicherungssektor
gegeben. Es bleibt dabei: Kein Fi-
nanzmarktakteur, kein Finanzpro-
dukt und kein Finanzmarkt darf
unreguliert bleiben.

Damit ist Solvency II Teil einer
umfassenden Reformagenda zur
Stabilisierung der Finanzmärkte.

Auch hier gilt, was wir bereits
für die Banken wissen: Ein Markt-
versagen kann nie komplett ver-
hindert und eine systemische Kri-
se nie zu 100 Prozent ausgeschlos-
sen werden. Aber mit der Umset-
zung der Solvency-II-Richtlinie in
deutsches Recht wollen wir dieses
Risiko minimieren und die not-
wendigen Lehren aus der Finanz-
marktkrise ziehen. Dass dies sehr
wichtig ist, erkennt man, wenn
man sich vor Augen führt, dass wir
in Europa den größten Versiche-
rungsmarkt der Welt haben. Laut
Zahlen des Gesamtverbandes der
Deutschen Versicherungswirt-
schaft haben die europäischen
Versicherer jährliche Prämienein-
nahmen in Höhe von rund 1,1
Billionen Euro und einen Kapital-
anlagebestand in Höhe von 8,4
Billionen Euro. Da darf nichts ins
Wanken kommen, nicht zuletzt
im Hinblick auf die Alterssiche-
rung vieler Menschen. Insgesamt
gibt es in Deutschland 460 Millio-
nen Versicherungsverträge davon
allein 90 Millionen Lebensversi-
cherungsverträge und rund 550
000 Beschäftigte in dieser Bran-
che. Damit ist diese Branche wahr-
lich ein ökonomisches Schwerge-
wicht in der deutschen Wirtschaft.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die neuen Vorgaben bedeuten
einen gravierenden und bedeuten-
den Systemwechsel in der Versi-
cherungsaufsicht in Europa. Das
bisherige Aufsichtssystem basierte
hauptsächlich auf quantitativen
Anforderungen. Jedoch kann die
komplexe reale Risikosituation ei-
nes Unternehmens durch diese
quantitativen Normen alleine
nicht vollständig erfasst werden.
Durch eine zusätzliche qualitative
Aufsicht wird diesem Problem
Rechnung getragen. Damit wird
die Aufsicht intensiver und die
Stabilität des Systems größer.

Die Entwicklung von Solvency
II hatte einen sehr langen Vorlauf.
Seit vielen Jahren wurde daran ge-
bastelt. Zeitweise kam immer wie-
der die düstere Prognose auf: Das
kommt nie. – Aber das war zum
Glück ein Irrtum. Jetzt ist es da.

Die Befugnisse für die Versiche-
rungsaufsicht werden national
und europaweit gestärkt. Damit
wird gleichzeitig sichergestellt,
dass konzernweite Risiken nicht
unbeachtet bleiben. Denn wir
müssen uns vor Augen führen,
dass viele Versicherungen nicht
nur in einem Land, sondern euro-
paweit oder gar weltweit agieren.
Es wird eine engere Zusammenar-
beit zwischen den Aufsichtsbehör-

den umgesetzt. In Deutschland ist
das die BaFin, in Europa die EIO-
PA. Konzernen wird es ermöglicht,
konzernweite Modelle zu verwen-
den und die Vorteile der Diversifi-
zierung zu nutzen.

Die Aufsichtsregeln werden
durch Solvency II europaweit ver-
einheitlicht. Gleichzeitig wird da-
mit auch die Harmonisierung mit
anderen Branchen des Finanzsek-
tors, in erster Linie mit der Kredit-
wirtschaft, vorangetrieben. Ebenso
wie bei Basel III, dem Regelwerk
für die Banken, gibt es bei Solven-
cy II einen Dreisäulenansatz.

In der ersten Säule finden sich
detaillierte Bestimmungen über
die Mindestkapitalanforderungen.
Diese werden über sogenannte
Faktormodelle ermittelt. Die Auf-
sichtsbehörde kann wahlweise ein
vorgegebenes Standardmodell
oder ein internes Risikomodell
des Versicherers akzeptieren. An
diesem Verfahren wurde eben Kri-
tik geäußert. Wir haben aber im
Finanzausschuss dazu eine Anhö-
rung durchgeführt, die sehr deut-
lich gemacht hat, dass die Versi-
cherungsaufsicht diese internen
Modelle genau in den Blick
nimmt, um Risiken zu begrenzen,
und dass sie an die Versicherer An-
forderungen stellt, die weit über
das hinausgehen, was gesetzlich
vorgeschrieben ist. Damit ist Ihre
Kritik an diesem Ansatz unbe-
gründet, Frau Karawanskij.

In der zweiten Säule finden sich
im Wesentlichen Vorschriften für
die internen Modelle und Prozes-
se für das Risikomanagement des
Versicherungsunternehmens sowie
Anforderungen zum Beispiel an
die Qualifikation der Vorstände
von Versicherungsunternehmen.
Ich glaube, auch das ist ein ganz
wichtiger Punkt, um zu verhin-
dern, dass das eine reine Laien-
spielgruppe wird. In der dritten
Säule finden sich vor allem Be-
richterstattungspflichten gegen-
über Aufsichtsbehörden und der
Öffentlichkeit.

Daneben gibt es weitgehende
Neuerungen zur Beaufsichtigung
von Versicherungsgruppen. Es
wird eine kooperative Gruppen-
aufsicht auf europäischer Ebene
geben, bei der die Aufsichtsbehör-
den in Aufsichtsgruppen, den so-
genannten Colleges of Supervi-
sors, zusammenarbeiten.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das Regelwerk gibt den Versi-
cherern mehr Flexibilität, etwa in
ihren Anlageentscheidungen. Aber
gleichzeitig müssen die Unterneh-
men mehr Eigenmittel vorhalten,

je mehr Risiken sie eingehen, da-
mit die Stabilität der Unterneh-
men gesichert ist.

Die Linken fordern, mehr Geld
aus dem Unternehmen an die Ver-
sicherten auszuzahlen. Gleichzei-
tig verhindern sie aber mit ihrer
Forderung nach ganz engen Re-
geln, dass die Unternehmen Geld
verdienen. Das wird nicht funktio-
nieren.

Das wird dazu führen, dass die
Unternehmen nicht mehr in der
Lage sind, ihre Aufgaben als Versi-
cherungen zu erfüllen. Ein Zusam-
menbruch der Unternehmen wäre
dann sicher. Das ist das genaue
Gegenteil dessen, was wir mit Sol-
vency II erreichen wollen. Das
werden wir nicht zulassen.

Die neuen Regeln schaffen ein
modernes und einheitliches Auf-
sichtssystem für ganz Europa und
sorgen so für eine bessere Ver-
gleichbarkeit der Ergebnisse. Sie
sorgen für mehr ökonomische Sta-
bilität. Gleichzeitig sollen die Be-
dürfnisse und Besonderheiten der
nationalen Märkte angemessen
berücksichtigt werden.

Es ist völlig normal, dass bei
großen Gesetzesvorhaben die Be-
troffenen auch entsprechende
Wünsche haben. Ich will auf zwei
Punkte eingehen.

Es geht in dieser Debatte um die
Umsetzung einer Richtlinie der
Europäischen Union. Die Kolle-
gen im Europaparlament haben
die Hauptarbeit schon erledigt.
Wir haben gesagt, dass bereits be-
stehende nationale Regelungen,
die über die Vorgaben dieser
Richtlinie hinausgehen, beibehal-
ten werden. Es gab den Wunsch
hier und da, deutsche Standards
zu senken. Diesem Wunsch sind
wir nicht gefolgt.

In Bezug auf Änderungswün-
sche beim Datenschutz bei Aus-
gliederungen haben wir uns das
war einer der zentralen Punkte
sehr intensiv beraten. Wir sind zu
dem Ergebnis gekommen, die be-
stehende Rechtslage nicht zu ver-
ändern. Die Richtlinie stellt aus-
drücklich fest, dass Ausgliederun-
gen nicht dazu führen dürfen,
dass datenschutzrechtliche Vorga-
ben unterlaufen werden. Wir wis-
sen, dass der Datenschutz ein sehr
sensibler Bereich ist. Darüber wird
auf europäischer Ebene sehr in-
tensiv diskutiert. Hier sind neue
Regeln in Vorbereitung. So lange
gelten die 2013 von der Versiche-
rungswirtschaft zur Förderung der
Beachtung datenschutzrechtlicher
Regelungen nach dem Bundesda-
tenschutzgesetz förmlich aner-
kannten Verhaltensregeln fort. Zu-
sammengefasst: Wir sehen jetzt
keine Veranlassung, in diesem Ge-
setz neue Datenschutzregeln in
Deutschland einzuführen.

Wir haben in Deutschland eine
sehr vielfältige Versicherungsland-
schaft. Es gibt große und sehr gro-
ße, aber auch viele kleine Unter-

nehmen. Unser Ziel ist, diese viel-
fältige, sehr wettbewerbsintensive
Versicherungslandschaft auch in
Zukunft zu erhalten. Mit diesem
Gesetz werden umfangreiche Re-
geln für Versicherungen neu einge-
führt. Die Versicherungsaufsicht
wird zukünftig sehr viel intensiver
sein. Es gab im Vorfeld dieses Ge-
setzes die Befürchtung vieler klei-
ner Unternehmen nach dem Mot-
to: Das können wir doch als klei-
ne Unternehmen gar nicht leisten.
Die Bedenken der kleinen Unter-
nehmen halten wir für berechtigt.
Wir haben deshalb bei der Gesetz-
gebung großen Wert darauf gelegt,
den sogenannten Grundsatz der
Proportionalität das heißt, dass
Unternehmen unterschiedlich be-
handelt werden bei der Umset-
zung der neuen Regeln zu beto-
nen und zu beachten.

Diese Regeln müssen von der
Versicherungsaufsicht differenziert
angewandt werden, bei einem
kleinen Unternehmen anders als
bei Großkonzernen. Alle Regeln
gelten also nicht für alle gleich. Es
ist die dauernde Aufgabe der Versi-
cherungsaufsicht, dies entspre-
chend umzusetzen; der Kollege
Brinkhaus hat das eben angespro-
chen. Wir als Finanzausschuss
werden das intensiv verfolgen. Wir
haben festgelegt, dass wir das
2017 überprüfen werden.

Versicherungen haben es mo-
mentan nicht leicht in Deutsch-
land. Die Risiken steigen, da die
Niedrigzinsphase an den Finanz-
märkten uns auf absehbare Zeit
erhalten bleibt und die Kapital-
polster vielfach schrumpfen. Hin-
zu kamen in der Vergangenheit ei-
nige sehr unerfreuliche Skandal-
meldungen über die Branche; auf
Details verzichte ich hier. Das
Handelsblatt titelte zu Recht: „Die
schönen Jahre sind vorüber“. Die
Branche muss sich vielfach neu
aufstellen. Neue Produkte müssen
entwickelt werden. Der Wettbe-
werb wird härter und europäi-
scher. Die Gewinnmargen werden
kleiner. Es gilt, das Vertrauen der
Menschen in die Versicherungs-
wirtschaft weiter zur stärken.

Versicherungen sind unverzicht-
bare Risikominimierer; das weiß
nicht nur Lindsay Lohan, sondern
das wissen wir alle.

Solvency II ist ein wichtiger
Schritt einer guten Regulierung,
hin zu einer stärkeren, zukunftsfä-
higen Versicherungswirtschaft in
Europa. Die Politik hat ihre Haus-
aufgaben gemacht. Jetzt ist es Auf-
gabe der Aufsicht, die Vorgaben
klug umzusetzen. Aufgabe der Un-
ternehmen ist, aus ihren Fehlern
zu lernen sowie die Interessen und
Wünsche der Kunden niemals aus
den Augen zu verlieren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Dr. Gerhard Schick, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Das hat mit Marktwirtschaft
nichts mehr zu tun

Gerhard Schick (*1972)
Landesliste Baden-Württemberg

Wenn europäisches Recht
in nationales Recht
umgesetzt wird, müs-

sen wir bei der Bewertung zwi-
schen dem unterscheiden, was in
Europa schon entschieden worden
ist, und dem, was bei der Umset-
zung vor Ort zu entscheiden gewe-
sen ist. Im Falle des vorliegenden
Versicherungsaufsichtsgesetzes ist
die Umsetzung in Deutschland
ganz in Ordnung. Die Bundesre-
gierung hatte hier auch nicht viele
Spielräume, etwas falsch zu ma-
chen, sondern nur wenige Wahl-
möglichkeiten. Aber das Problem
ist, dass die Richtlinie selber
schlecht ist. Deswegen haben wir
Grüne sie auf europäischer Ebene
abgelehnt, und deswegen wird
auch die grüne Bundestagsfraktion
diesem Gesetz nicht zustimmen.
Wichtig ist, zu schauen, wer ei-
gentlich schuld daran ist, dass die
Richtlinie schlecht ist. Da müssen
wir gleich auch über die Rolle der
Bundesregierung ausführlich re-
den.

Zunächst zur Umsetzung in
Deutschland. Wir unterstützen
den Ansatz, die weitgehenden Be-
fugnisse der BaFin über die Versi-
cherungen aufrechtzuerhalten, da-
mit sie gegen allgemeine Missstän-
de vorgehen kann. Die Finanzauf-
sichtsbehörde BaFin muss diese
Rolle ernst nehmen und vor allem
das Hauptziel des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes stärker in den
Fokus rücken, nämlich den Schutz
der Versicherten.

Richtig ist auch, dass versucht
wird, mit der neuen Regulierung
keine Konzentrationstendenz im
Markt hervorzurufen, sondern die
Anforderungen an die Unterneh-
men an der Größe dieser Unter-
nehmen auszurichten. Wir Grüne
haben deswegen unterstützt, dass
wir im parlamentarischen Verfah-
ren Erleichterungen für kleine Un-
ternehmen bei den organisatori-
schen Anforderungen vorgenom-
men haben und dass wir das eva-

luieren wollen. Schwächen bei der
Umsetzung gibt es allerdings nach
wie vor bei der Beaufsichtigung
der Vermittlungstätigkeit.

Nun aber zur Richtlinie selbst.
Die Logik der neuen Regulierung
stammt noch aus der Zeit vor
2008, also vor Ausbruch dieser Fi-
nanzkrise. Die Anpassungen, die
seither vorgenommen wurden, ha-
ben die Situation teilweise noch
schlimmer gemacht. Ich will das
im Einzelnen darlegen.

Zunächst ist da die grundlegen-
de Vorgehensweise von Solvency
II. Wir wechseln von einem regel-
basierten zu einem prinzipienba-
sierten Aufsichtsansatz. Es geht
um risikoorientierte Eigenkapital-
unterlegung, um die Nutzung in-
terner Risikomodelle, um Markt-
preisbewertung der Anlagen – vie-
le Sachen, die den meisten Men-
schen wahrscheinlich nicht viel
sagen werden. Ich will es deswe-
gen auf eine Formel bringen: Die
Versicherungsregulierung wird
komplexer, für die Unternehmen
flexibler, für die Aufsicht kompli-
zierter, und im Ergebnis leidet die
Stabilität der Finanzmärkte.

Vor allem aber wird eine wichti-
ge Lehre aus der Finanzkrise igno-
riert, dass nämlich der Blick auf
das einzelne Institut – man spricht
da von der mikroprudenziellen
Aufsicht – nicht ausreicht, son-
dern dass man sich auch die Rolle
des einzelnen Instituts in dem ge-
samten Finanzmarkt anschauen
muss; das ist die sogenannte ma-
kroprudenzielle Aufsicht. Genau
da stimmt Solvency II nicht. So
warnt die Bundesbank, dass unter
Solvency II ein Spielraum für ma-
kroprudenzielles Handeln kaum
vorhanden ist. Die Kapitalanfor-
derungen seien nicht darauf aus-
gelegt, von Versicherungsunter-
nehmen ausgehende Risiken für
das Finanzsystem direkt einzube-
ziehen. – Wir haben damit eine
neue Versicherungsregulierung,
die einer veralteten Logik folgt,
und das ist richtig ärgerlich.

Nun wurden nach Ausbruch der
Finanzkrise noch Aktualisierun-
gen vorgenommen, und es kam
dabei zu üblen Verschlimmbesse-
rungen. Erstes Beispiel: Es wurden
Erleichterungen bei den langfristi-
gen Garantien eingeführt. Da gab
es zwar tatsächlich Korrekturbe-
darf; die Bewertung langfristiger
Garantien wäre aufgrund der
Marktpreisbewertung unangemes-
senen Schwankungen ausgesetzt.
Deshalb ist richtig, dass die Ge-
fahr einer prozyklischen Wirkung
gedämpft werden sollte. Doch

statt an die Ursache heranzuge-
hen, haben die europäischen Re-
gierungen die Wunschliste der Ver-
sicherungslobby umgesetzt. Insge-
samt kam es zu Entlastungen in
Höhe von 200 Milliarden Euro bei
dem regulatorischen Eigenkapital.
Das ist eine viel zu hohe Entlas-
tung im Vergleich zu den ur-
sprünglich durch Solvency II vor-
gesehenen Regeln. Das kritisiert
auch die Deutsche Bundesbank,
und das kritisiert auch der Europe-
an Systemic Risk Board, also ge-
nau der Rat, den man eingesetzt
hat, damit man nach der Finanz-
krise endlich zu besseren Finanz-
marktregeln kommt.

Die Kritik äußert auch die euro-
päische Versicherungsaufsicht
EIOPA. Sie warnt, dass so Anreize
für risikoreiches Verhalten der Ver-
sicherungsunternehmen gesetzt
werden.

Die Versicherungslobby ist aller-
dings mit dem neuen Regelwerk
ganz zufrieden. Da sehen wir das
ganze Drama der europäischen
Versicherungspolitik. Die europäi-
schen Regierungen tun zwar so,
als wollten sie alle Finanzstabili-
tät; aber wenn es konkret wird,
wenn es bei der Gesetzgebung um
die Details geht, die die Öffent-
lichkeit nicht mehr verstehen
kann, dann hören sie auf die Ver-
sicherungslobby und nicht auf die
Empfehlung unabhängiger Exper-
ten und Aufsichtsbehörden. Wozu
haben wir denn diese Gremien
eingesetzt, wenn die Regierungen
nachher doch auf die Lobby hö-
ren?

Das zweite Beispiel sind die
Festlegungen der Kapitalanforde-
rungen für Verbriefungsprodukte.
Es ist ja durchaus richtig, dass wir
den europäischen Verbriefungs-
markt nicht kaputtregulieren soll-
ten. Ist es dafür aber notwendig,
die von den Versicherungsaufse-
hern ursprünglich vorgeschlage-
nen Kapitalanforderungen um bis
zu 75 Prozent zu reduzieren?
Nein, das ist nicht notwendig.

Auch hierzu die klare Kritik der
Bundesbank – ich zitiere -:

Regulatorische Maßnahmen
sollten nicht für andere wirt-
schaftspolitische Ziele, z. B. die
Wiederbelebung des Verbriefungs-
marktes, herangezogen werden.

Wann hören Sie endlich auf, auf
Vorschlag der Lobby den Finanz-
markt zu pampern? Hören Sie
doch auf die unabhängigen Exper-
ten, und setzen Sie stabile Regeln!

Das dritte Beispiel ist die Über-
gangszeit von 16 Jahren. Das ist
extrem lang. Da wird ersichtlich,

dass es nicht irgendeine andere
europäische Regierung war und ir-
gendeine andere Lobby, sondern
dass sich hier insbesondere die
deutsche Versicherungswirtschaft
durchgesetzt hat. Ich zitiere erneut
aus der Stellungnahme der Bun-
desbank:

Die schrittweise Einführung von
Solvency II durch eine sogar
16-jährige Übergangsphase stellt
insbesondere für die deutschen
Lebensversicherer eine bedeuten-
de Entlastung dar. … Allerdings
sollten die Lebens-
versicherer bereits
jetzt ihre Kapitalba-
sis stärken.

Die deutschen Le-
bensversicherer ar-
beiten durchschnitt-
lich mit weniger als
2 Prozent eigenem
Kapital. Selbst wenn
man die Besonder-
heiten dieses Ge-
schäftsmodells berücksichtigt, ist
das deutlich zu wenig. Und diese
Bundesregierung hat nichts Besse-
res zu tun, als den Wünschen der
Lobby zu folgen und den nötigen
Eigenkapitalaufbau weiter in die
Zukunft zu schieben. Das ist skan-
dalös.

Es ist doch genau wie bei den
Banken. Ich habe hier in der letz-
ten Legislaturperiode praktisch in
jeder Rede gesagt: Die Eigenkapi-
talbasis der deutschen Banken ist
zu niedrig. Da müssen Sie etwas
tun. Sie haben genau das nicht ge-
tan. Dann kam die Europäische
Zentralbank mit ihrem Banken-
stresstest und hat die Anforderun-
gen noch einmal nach oben ge-
schraubt. Damit wurde genau un-
sere Kritik bestätigt. Inzwischen
sind auch Sie dafür, das zu
machen.Sie müssten in diesem Be-
reich einmal früher agieren.

Ich will noch ein weiteres Bei-
spiel nennen, auch wenn es sich
jetzt nicht auf den vorliegenden

Gesetzentwurf bezieht; aber das
muss in diesem Zusammenhang
gesagt werden. Als wir hier vor et-
wa zwei Jahren das SEPA-Begleit-
gesetz verabschiedeten, in dem es
eben auch um Versicherungen
ging, lag einer Regelung dieses Ge-
setzes ein Gutachten zugrunde,
das der Gesamtverband der Deut-
schen Versicherungswirtschaft,
GDV, in Auftrag gegeben hatte. In
einer gemeinsamen Arbeitsgruppe
aus Vertretern der Aufsichtsbehör-
de BaFin und des GDV wurde die

Gesetzgebung vor-
bereitet. Unabhän-
gige Experten, Ver-
treter der Verbrau-
cherseite oder gar
die kritische Öf-
fentlichkeit waren
bei der Vorberei-
tung des Gesetzes
nicht vorgesehen.
Als uns dann das
Gesetz vorgelegt

wurde, hat man uns von der Zu-
sammenarbeit von Lobby und
Aufsehern bei der Vorbereitung
des Gesetzes nichts gesagt. Bis
heute ist das Gutachten nicht öf-
fentlich zugänglich. Das sind die
Strukturen der Machtwirtschaft:
Staat und Lobby Seite an Seite.
Mit einer Marktwirtschaft, wo der
Staat die Regeln für die Unterneh-
men setzt, hat das alles nichts
mehr zu tun. Wir können hier
noch tausend Finanzmarktgesetze
verabschieden: Solange sich diese
Kultur nicht ändert, in der die
Branche sich quasi selbst die Re-
geln gibt, in der Regierung und
Lobby traut zusammenarbeiten
und gemeinsam Öffentlichkeit
und Parlamentarier austricksen, so
lange werden wir nie Stabilität am
Finanzmarkt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

und bei der LINKEN)
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Dr. Michael Meister, CDU/CSU, Par.l Staatssekretär beim Bundesminister der Finanzen:

Über das Niedrigzinsumfeld
müssen wir nachdenken

Michael Meister (*1961)
Parlam. Staatssekretär

Wir haben uns in diesem
Haus in den vergange-
nen Jahren intensiv mit

der Bekämpfung der Auswirkun-
gen der Finanz- und Wirtschafts-
krise befasst und dazu auch eine
ganze Reihe von Beschlüssen ge-
fasst, um die Finanzmarktstabilität
wiederherzustellen.

Ein ganz zentraler Punkt ist die
Stärkung der Eigenkapitalsituation
der Finanzinstitute. Das haben wir
im Bankenbereich mit der euro-
päischen Bankenunion, der Schaf-
fung einer gemeinsamen Aufsicht
und eines gemeinsamen Abwick-
lungsmechanismus vorange-
bracht. Mit diesem Gesetz wenden
wir uns jetzt dem Bereich der Ver-
sicherungen zu.

Dazu will ich einmal ganz deut-
lich sagen, Frau Kollegin Kara-
wanskij: Die Bundesregierung ar-
beitet für die Versicherten in die-
sem Land.

Uns kommt es darauf an, dass
die Versicherten die garantierten
Leistungen am Ende der Vertrags-
laufzeiten auch bekommen. Das

schafft Vertrauen. Damit arbeitet
die Bundesregierung für die Versi-
cherten und für Vertrauen in die-
sem Land.

Sie halten ein Plädoyer für Ge-
winnmaximierung von Einzelnen.
Das ist ein typisch kapitalistischer
Ansatz. Wir werben dafür, dass die
Solidargemeinschaft ihre Ansprü-
che erfüllt bekommt,und wir le-
ben den Solidargedanken in die-
sem Land.

Der Einheitliche Aufsichtsme-
chanismus für die Banken ist seit
einigen Monaten in Kraft. Heute
beraten wir das analog für die Ver-
sicherungswirtschaft: stabile Rah-
menbedingungen im europäi-
schen Finanzsystem durch die Re-
form des Versicherungsaufsichts-
rechts. An dieser Stelle setzen wir
die europäische Richtlinie in na-
tionales Recht um – da haben Sie
recht, Herr Schick
-, und wir schaffen
ein modernes, eu-
ropaweit einheitli-
ches Aufsichts-
recht in Deutsch-
land. Das sorgt für
gleiche Wettbe-
werbsbedingun-
gen und eine bes-
sere Versiche-
rungsaufsicht in
diesem Land und in Europa insge-
samt. Diese Anforderungen gelten
ab dem Jahr 2016, meine Damen
und Herren.

Jetzt wird vorgetragen – Zitat
der Bundesbank; Kollege Schick
hat es eben vorgelesen -: Wir las-
sen den deutschen Versicherern 16
Jahre Zeit, um das notwendige Ei-
genkapital aufzubauen. – Es ist
unser Interesse, die Versicherten-
kollektive nicht zu zerstören, son-
dern sie deutlich und nachhaltig
zu stabilisieren. Deshalb haben
wir von dieser Übergangsmöglich-
keit, Herr Schick, Gebrauch ge-
macht.

Mich hat überrascht, was ich
gestern von Moody’s gelesen habe,
und zwar in einer Stellungnahme
dazu, was es im deutschen Versi-
cherungsmarkt an Problemen ge-
be. Zunächst habe ich mich darü-
ber gewundert, dass so große Ex-
perten an zwei Stellen von fehler-
haften Annahmen ausgehen. Sie
haben erstens gesagt, ab dem
nächsten Jahr müssten die Eigen-
kapitalvorschriften erfüllt sein.
Nein, nach einem Übergangszeit-
raum von 16 Jahren!

Zum Zweiten haben diese Ex-
perten darauf hingewiesen, dass
der Höchstrechnungszins ab dem
1. Januar 2015 von den Versiche-

rungsunternehmen herunterge-
setzt worden sei. Nein, wir im Par-
lament haben entschieden, den
Höchstrechnungszins herunterzu-
setzen! Deswegen würde ich sol-
chen Organisationen raten, sich
erst einmal mit der Sache zu be-
fassen, bevor sie aufgrund von
fehlerhaften Annahmen für Unsi-
cherheit im Markt sorgen.

Wir haben neben der EU-Kom-
mission, die die Richtlinie vorge-
legt hat, die europäische Versiche-
rungsaufsicht, die EIOPA, die jetzt
in den nachgeordneten Regularien
dafür sorgen wird, dass wir zu ei-
nem einheitlichen Aufsichtsre-
gime in Deutschland kommen.
Neben den europäischen und na-
tionalen Aufsehern werden wir
Kollegien haben, die dafür sorgen,
dass bei grenzüberschreitend täti-
gen Versicherungsunternehmen ei-

ne gemeinsame Auf-
sicht praktiziert wird
– auch das ist, wie
ich glaube, ein Fort-
schritt im Interesse
der Versicherten,
meine Damen und
Herren.

Natürlich werden
wir als Prinzip – das
ist der entscheidende
Punkt – einen konse-

quent risikobasierten Ansatz zu-
grunde legen, der nicht nur nach
der Größe schaut, sondern auch
nach dem Risiko des Geschäfts-
modells, das das einzelne Versi-
cherungsunternehmen praktiziert.
Dabei werden wir jeweils die Risi-
ken aus dem Markt genau abbil-
den: Wir werden versicherungs-
technische Risiken abbilden, wir
werden Kreditrisiken abbilden,
und wir werden operationale Risi-
ken abbilden. Damit kommen wir
zu einer wesentlich höheren Qua-
lität in der Aufsicht und der Regu-
lierung, als wir sie in der Vergan-
genheit hatten. Ich glaube, das ist
ein Fortschritt im Interesse der
Versicherten in diesem Land.

Meine Damen und Herren, ich
will auf das Thema Niedrigzins-
umfeld eingehen. Über das Nied-
rigzinsumfeld müssen wir uns na-
türlich Gedanken machen; denn
das ist die eigentliche Herausfor-
derung, die sich den Versiche-
rungsunternehmen und damit na-
türlich auch den Versicherungs-
nehmern in Zukunft stellt. Es geht
darum: Wie können die Unter-
nehmen das Geld verdienen, um
die Ansprüche, die die Versicher-
ten haben, in Zukunft adäquat er-
füllen zu können? Man muss
schon sagen, dass es einen massi-

ven Renditeverfall bei sicheren Ka-
pitalanlagen gibt. Die große He-
rausforderung wird sein: Wie kön-
nen wir das in Zukunft erarbeiten?
Wenn eine Bundesanleihe mit
zehn Jahren Laufzeit aktuell eine
Rendite von etwa 1 Prozent auf-
weist, gleichzeitig die Garantiezin-
sen bei den Lebensversicherern in
etwa dreifacher Höhe liegen, muss
man sich doch die Frage stellen:
Wie können wir das auflösen?

An dieser Stelle, Herr Schick,
machen Sie es sich doch ein biss-
chen zu einfach,
wenn Sie, während
wir uns genau diese
Frage stellen, ein-
fach mit Polemik
antworten und sa-
gen, wir seien hier
der Knecht der Ver-
sicherungswirt-
schaft. Nein, wir
sind diejenigen, die
überlegen, wie wir
die Ansprüche der Versicherten
auch in Zukunft sichern können.
Wir arbeiten für die Versicherten,
und Sie machen ein Stück weit
billige Polemik an dieser Stelle.

Dieser Verantwortung, Herr
Schick, haben wir uns im vergan-
genen Jahr beim Lebensversiche-
rungsreformgesetz gestellt. Wir ha-
ben dabei genau das, was ich vor-
hin gesagt habe, gemacht, nämlich
die Garantieleistungen, die dem
Kollektiv zustehen, für das Kollek-
tiv zu sichern. Wir haben auch die
Aktionäre beteiligt, indem in der
Sekunde, wo Bewertungsreserven
angegriffen werden, die Aktionäre
keine Dividende bekommen. Das
ist genau die ausgewogene Balan-
ce, die in diesem Land erforderlich
ist, meine Damen und Herren.

Wir werden nicht nur darüber
nachdenken müssen, wie der Ge-
setzgeber, der Regulator und der
Aufseher reagieren müssen, viel-
mehr sind durch das Niedrigzins-
umfeld auch die Unternehmen ge-
fordert. Man wird überlegen müs-
sen, ob man mit den Produkten
der Vergangenheit die Herausfor-
derungen der Zukunft bewältigen
kann. Deshalb rufe ich die Versi-
cherer auf, darüber nachzuden-
ken, mit welchen neuen Produk-
ten sie dieser Herausforderung in
Zukunft begegnen wollen. Ich
glaube, dass die klassischen Pro-
dukte aus der Vergangenheit das,
was wir in Zukunft brauchen,
nicht werden leisten können. Des-
halb steht dort die Wirtschaft vor
einer Herausforderung.

Sie haben massiv kritisiert, dass
wir die Möglichkeit schaffen, zu
überlegen, ob Versicherungsunter-
nehmen in Zukunft nicht nur in
Staatsanleihen investieren können
ich weiß gar nicht, woher das gro-
ße Vertrauen in Staatsanleihen
kommt , und haben gesagt, ande-
re Anlageformen seien viel risiko-
behafteter. Wenn wir uns einmal
Gedanken machen, ob wir nicht

langfristige Investitionen in Infra-
struktur tätigen müssen, die tat-
sächlich benötigt wird also nicht
nur die, die da ist, sondern auch
die, die gebraucht wird , und zwar
Infrastruktur im umfassenden Sin-
ne, dann müssen wir doch einmal
etwas Gehirnschmalz aufwenden,
wie wir es ermöglichen, dass lang-
fristige Kapitalanlagen auf der ei-
nen Seite und die Finanzierung
dieser Infrastrukturinvestitionen
auf der anderen Seite vernünftig
zusammenkommen. Auch das ist

ein Beitrag, mit
dem Niedrigzins-
umfeld umzuge-
hen.

Wer dagegen po-
lemisiert und sich
dem verweigert,
verschließt die Au-
gen vor den He-
rausforderungen,
vor denen wir ste-
hen.

An dieser Stelle werbe ich – das
sei mein letzter Gedanke – ein
Stück weit dafür, dass wir in Zu-
kunft eine regelbasierte, aber flexi-
ble Versicherungsaufsicht benöti-
gen. Die Regeln, die wir machen,
sind das eine, wie sie angewendet
werden, ist das andere. Deshalb
werden wir eine risikoorientierte
Aufsicht benötigen.

Damit kommen wir zur nächs-
ten Aufgabe, die uns als Bundesre-
gierung bevorsteht, nämlich: Wie
gehen wir mit der Anlageverord-
nung um? Wir werden uns Gedan-
ken machen müssen und die An-
lageverordnung entsprechend an-
passen müssen, um diese Infra-
strukturinvestitionen möglich zu
machen. An dieser Stelle werden
wir Vorschläge unterbreiten.

Meine Damen und Herren, mit
Solvency II gehen wir einen gewal-
tigen Schritt nach vorne, aber es
wird nicht der letzte Schritt sein.
Wir müssen das als gemeinsame
Aufgabe verstehen. Wir benötigen
eine Eigenverantwortung derjeni-
gen, die das Versicherungsgeschäft
machen, risikoorientierte, nah an
den Unternehmen stehende Auf-
seher und eine klar prinzipienba-
sierte Regulierung. In diesem Sin-
ne werbe ich dafür, dass Sie die-
sem Gesetz heute zustimmen, und
hoffe, dass es auch den Bundesrat
passiert.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)
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Die Bundes-
regierung
arbeitet

für
die Versicherten
in diesem Land.

Mit Solvency II
gehen wir

einen
gewaltigen
Schritt nach

vorne.

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch:
Matthias W. Birkwald (DIE LINKE),
Cansel Kiziltepe (SPD), Hans Michel-
bach (CDU/CSU), Christian Petry
(SPD) und Anja Karliczek (CDU/CSU).

Es geht um viel Geld.
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Debatte zum Einwanderungsgesetz / 85. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages vom 5. Februar 2015

Katrin Göring-Eckardt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Deutschland ohne Einwanderer
ist wie Oktoberfest ohne Dirndl

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Deutschland ist kein Ein-
wanderungsland“: Dieser
Satz, den Helmut Kohl

1991 gesagt hat, hatte eine ziem-
lich lange politische Halbwerts-
zeit. Er hat die Diskussion über
Einwanderung vergiftet und am
Nachdenken gehindert. Es gab ein
Denkverbot in Bezug auf Regeln,
unter denen Menschen anderer
Nationen, Ethnien und Religionen
einwandern, und in Bezug auf Ide-
en, wie wir eine offene Gesell-
schaft – natürlich auf dem Boden
des Grundgesetzes – organisieren
können.

Übrigens: Als Helmut Kohl die-
sen Satz sagte, waren gerade 18
Millionen Ostdeutsche, so wie ich,
zu verkraften gewesen, und es wa-
ren viele Aussiedler und Spätaus-
siedler, Menschen jenseits der
Oder-Neiße-Grenze, zu uns ge-
kommen.

Historisch gesehen war
Deutschland seit 1945 eigentlich
immer ein Einwanderungsland:

Nach Kriegsende kamen Flücht-
linge und Vertriebene aus den Ost-
gebieten und nach 1949 Flücht-
linge aus der DDR. 1955 hat
Deutschland das erste Anwerbeab-
kommen mit Italien und nach
1960 mit Spanien, Portugal, Grie-
chenland, der Türkei und sogar
mit Südkorea geschlossen. Auch
der 1973 vom SPD-Arbeitsminis-
ter unterzeichnete Anwerbestopp
war nichts anderes als ein kleiner
Zwischenhalt. Über die Europäi-
sche Union konnten bald Italie-
ner, Spanier und Portugiesen als
Unionsbürger nach Deutschland
kommen.

Die ganze Zeit wurde aber ge-
sagt, Deutschland sei kein Ein-
wanderungsland. Wenn man so
redet, dann hat das Konsequen-
zen. Alle sehen die Unterschiede
zwischen Schein und Sein. In den

90er-Jahren ist es im Hinblick auf
die Migration deshalb zu einer Po-
larisierung gekommen, die in der
Pegida-Bewegung so etwas wie ei-
ne späte Sumpfblüte erlebt.

Rassismus hat es in der Bundes-
republik immer gegeben. Seitdem
in den Medien aber Sätze wie:
„Man hat ja nichts gegen Auslän-
der, aber …“, wieder öffentlich ge-
sagt werden können, hat sich die
Zahl der fremdenfeindlichen
Übergriffe in Deutschland verdrei-
facht. Meine Damen und Herren,
wir sind ein Einwanderungsland
ohne „Aber“.

Wir sind ein Land, in dem das
Recht auf Asyl gilt, und zwar erst
recht ohne jedes „Aber“.

Wahr ist auch, dass der größte
Teil unserer Gesellschaft heute viel
offener und einladender als vor 25
Jahren ist. Ja, auch wir Grüne ha-
ben uns verändert. Die Migrantin-
nen und Migranten haben Rechte,
aber eben auch Pflichten; das ist
klar. Integration muss von allen
Seiten geleistet werden. Ich sage
das an die Adresse der Union, der
SPD und auch derjenigen bei uns
selbst, die den alten Frontstellun-
gen immer noch nachhängen: Die
Lebenslüge von damals und alle
daraus folgenden Ideologien ha-
ben wir viel zu lange mit uns he-
rumgeschleppt.

Es reicht nicht, sich jetzt davon
zu distanzieren und zuzugeben:
Na gut, Deutschland ist doch ein
Einwanderungsland. Es reicht in
diesem Fall auch nicht, einfach
die Realitäten anzuerkennen, son-
dern wir müssen sie gestalten.
Nein, Herr Scheuer, das ist nicht
wie Sand in der Sahara. Deutsch-
land ohne Einwanderer ist wie das
Oktoberfest ohne Dirndl.

Herr Scheuer, wir schaufeln
auch nicht den Sand in die Saha-
ra, sondern Sie schaufeln den
Sand in das Getriebe der deut-
schen Wirtschaft. Kommen Sie in
der CSU raus aus Ihrer Ecke und
machen Sie endlich mit – für ein
modernes Einwanderungsland!

Es geht darum, dass wir für die-
jenigen, die hier sind – wann im-
mer sie hierhergekommen sind –,
und für diejenigen, die zu uns
kommen – ohne Unterschied, wa-
rum und woher –, ein Heimatland
werden. Deutschland braucht pro
Jahr 300.000 Einwanderer. Das sa-
gen alle Experten übereinstim-
mend. Wir brauchen ein echtes
Einwanderungsgesetz und kein

Einwanderungsverhinderungsge-
setz.

Wir brauchen Kriterien. Wir
brauchen das Recht auf Staatsbür-
gerschaft mit der Geburt. Das ist
für uns selbstverständlich. So
buchstabieren wir Willkommen.
Wer hier geboren ist, ist auch
Deutsche oder Deutscher, meine
Damen und Herren.

Wir müssen uns auf globale Be-
schäftigte einstellen, die dieses
Jahr hier und nächstes Jahr in
Australien arbeiten. Dem syri-
schen Arzt oder der eritreischen
Pflegekraft, die als Flüchtlinge
hierherkamen, muss nicht nur er-
möglicht werden, hier zu arbeiten,
sondern als echter Einwanderer
und echte Einwanderin auch die
deutsche Staatsbürgerschaft zu er-
halten.

Deswegen sagen wir: Kriterien-
basierte Einwanderung darf kein
starres System, kein Dauerkatalog
und übrigens auch keine „Ordre
de Mutti“ werden. Es geht darum,
zusammen über Auswahlkriterien
und Gewichtung der Punkte eine
jährliche Anpassung vorzuneh-
men und darüber jedes Mal im
Deutschen Bundestag zu diskutie-
ren.

Ein Einwanderungsgesetz ist
aber auch eine doppelte Verpflich-
tung. Es bedeutet nämlich, sich
um Migration und Integration
bzw. um das echte Zusammenle-
ben zu kümmern. Das gilt für die-
jenigen, die schon im Land sind,
wie auch für die, die noch kom-
men. Es geht um Zugang zu Bil-

dung ohne Diskriminierung und
um Arbeit. Solange jemand, der
Can Erdal heißt, bei der Woh-
nungssuche immer noch behaup-
tet, er sei Kai Schuster, stimmt et-
was nicht in diesem Land.

Solange eine Frau, die Mürvet
heißt, schon bei Eingang der Be-
werbung aussortiert wird, ohne
dass ihr Lebenslauf und die Zeug-
nisse auch nur angeschaut wer-
den, stimmt etwas ganz eindeutig
nicht in diesem Land. Das zu än-
dern, ist die Aufgabe, vor der wir
stehen.

Jetzt sagt auch der Bundesin-
nenminister, dass wir kein Ein-
wanderungsgesetz brauchen. Wer
hochqualifiziert sei, könne doch
kommen. Die Bundesregierung
hat in der Tat eine ganze Menge
kleine Türen aufgemacht. Ein paar
Tausend sind auch gekommen.
Die Bundesagentur für Arbeit gibt
dazu eine Hilfe heraus: 26 eng be-
druckte Seiten. Auf diesen 26 Sei-
ten werden 7 verschiedene Aufent-
haltstitel erklärt. Es werden Aus-
nahmen für Schweizer und Kroa-
ten aufgelistet. Es wird -definiert,
was Mangelberufe, Aufenthalts-
und Niederlassungserlaubnis sind.
Und so weiter. Wahrscheinlich
hätten wir alle auch Schwierigkei-
ten, da durchzusteigen, und am
Schluss wüssten wir nicht, was für
uns zutrifft.

Wenn man jemanden anwerben
und einladen will, dann verbreitet
man nicht 26 Seiten, sondern
man macht daraus eine Seite mit
der Überschrift „Kommen Sie zu
uns!“.

Dass man einen Arbeitsplatz
nachweisen muss, ist inzwischen
überholt. Das ist lebensfremd. Die
im Thüringer Wald dringend be-
nötigte Pflegekraft wird sich dort
nicht bewerben, weil sie den schö-
nen Ort Tabarz gar nicht kennt.
Wenn man einen Beruf hat, der

hier gebraucht wird, dann muss
man hierherkommen können und
Punkt, meine Damen und Herren.

Deutschland ist derzeit theore-
tisch das zweitattraktivste Land für
Einwanderung weltweit. Praktisch
attestiert uns die OECD wegen der
bürokratischen Hürden, das deut-
sche Zuwanderungssystem sei –
ich zitiere – „Anwerbestopp mit
Ausnahmen“. Wir müssen drin-
gend die Perspektive ändern. Viele
kleine Türen müssen zu großen
Toren werden, bei denen am Ein-
lassschild ablesbar ist, welche klar
definierten Voraussetzungen für
Migration gelten. Dann wird die-
ses Land reicher und vielfältiger,
und es wird mit ziemlicher Sicher-
heit auch erfolgreicher.

Dann werden wir gemeinsam
ein anderes Land, und zwar eines,
in dem wir uns alle zu Hause füh-
len und in dem wir uns gegensei-
tig für unsere Herkunftsgeschichte
interessieren, aber auch wissen: Ei-
ne Zukunft haben wir gemeinsam.
Das meine ich, wenn ich sage: So
verstehe ich Heimat.

Deswegen fordere ich Sie auf:
Machen Sie Schluss mit den Le-
benslügen! Machen Sie Schluss
mit der Bürokratie! Hören Sie auf
mit dem kleinkarierten Streit in
der Koalition! Jetzt ist der richtige
Moment. Die Bevölkerung ist in
ihrer übergroßen Mehrheit längst
so weit.

Die Wirtschaftsverbände, Ge-
werkschaften und Kirchen: Alle
sind bereit. Wir sollten uns an die
Spitze der Bewegung stellen.

Schluss mit Zaudern und Zö-
gern! Schluss mit Sahara-Verglei-
chen! Legen wir los und sorgen
für ein modernes Einwanderungs-
land!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der SPD und

der LINKEN)
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Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig (SPD) bei der Vorstellung einer Studie über die Bedeutung der Zu-
wanderung und Migration für den „Arbeitsmarkt 2030“ © dpa
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Dr. Ole Schröder, CDU/CSU, Parlam. Staatssekretär beim Bundesminister des Innern:

Keine Zuwanderung auf Kosten
unserer Sozialsysteme

Ole Schröder (*1971)
Parlam. Staatssekretär

In den letzten Wochen wurde
von verschiedenen Seiten die
Forderung nach einem Ein-

wanderungsgesetz erhoben. Was
die Zielrichtung eines solchen Ge-
setzes sein soll, blieb dabei weit-
hin unklar. Wenn man sich an-
schaut, wer alles diese Forderung
erhoben hat, wird eines ganz
deutlich: Mit der Forderung nach
einem Einwanderungsgesetz wer-
den ganz unterschiedliche Ziele
verbunden. Die einen verbinden
mit einem solchen neuen Gesetz
eher eine Beschränkung der jetzi-
gen Zuwanderungsregelungen.
Andere stellen sich dabei eher ei-
ne massive Ausweitung der Rege-
lungen vor.

Die Frage, die es also zu beant-
worten gilt, lautet: Was brauchen
wir, und was haben wir schon? In
dem Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen heißt es hierzu:

Die Bundesrepublik Deutsch-
land braucht ein Gesetz, das Ein-
wanderung in ihrem wirtschaftli-
chen und arbeitsmarktpolitischen
Interesse ermöglicht und zugleich
ihrer menschenrechtlichen Verant-

wortung gerecht wird.
Ich denke, jeder hier im Saal

wird dem zustimmen können.
Wir brauchen eine nach den wirt-
schaftlichen und arbeitsmarktpoli-
tischen Interessen gesteuerte Zu-
wanderung. Gleichzeitig ist es na-
türlich notwendig, die Aufnahme-
und Integrationsbereitschaft des
Landes zu berücksichtigen.

Mit Blick auf den demografi-
schen Wandel bedeutet das, dass
wir uns vor allem um Fachkräfte
aus anderen Staaten außerhalb
der EU bemühen müssen. Gleich-
zeitig muss Deutschland natürlich
seiner humanitären Verantwor-
tung gerecht werden. Wer nun ei-
nen Blick in § 1 Absatz 1 des gel-
tenden Aufenthaltsgesetzes wirft,
wird feststellen, dass genau das
bereits Gegenstand des geltenden
Aufenthaltsgesetzes ist. Deutsch-
land hat bereits ein Gesetz, das ge-
nau regelt, wer un-
ter welchen Voraus-
setzungen nach
Deutschland kom-
men kann und ei-
nen Aufenthaltsti-
tel erhält. Das
schließt die Ar-
beitsmigration
ebenso ein wie
Ausbildung und
Studium, den Fa-
miliennachzug sowie den Aufent-
halt aus humanitären Gründen.

Mit unserer jetzigen Regelung ist
es auch möglich, flexibel auf die
Bedürfnisse des Arbeitsmarktes zu
reagieren, aber auch die langfristi-
gen Entwicklungen im Blick zu
behalten. Wir haben erst vor kur-
zem die Blaue Karte EU für Hoch-
qualifizierte eingeführt. Die Blaue

Karte EU wird sehr schnell in ei-
nem unbürokratischen Verfahren
vergeben. Das ist der Grund, wes-
halb sich diese Blaue Karte hier in
Deutschland zu einem Erfolgsmo-
dell entwickelt hat.

Mit dem Visum zur Arbeits-
platzsuche ermöglichen wir Fach-
kräften, nach Deutschland zu
kommen, um hier zum Beispiel
Bewerbungsgespräche zu führen
und in Kontakt mit ihren zukünf-
tigen Arbeitgebern zu treten.

Nicht nur für Hochqualifizierte,
sondern auch im Bereich der klas-
sischen Ausbildungsberufe haben
wir umfassende Neuregelungen
getroffen. In sogenannten Mangel-
berufen kann eine Zuwanderung
ebenso unbürokratisch erfolgen
wie bei Hochqualifizierten. Die
Berufe, in denen ein Mangel be-
steht, werden transparent in einer
Positivliste veröffentlicht. Derzeit

sind das 70 Berufe,
insbesondere Ge-
sundheits- und Pfle-
geberufe sowie Me-
chatroniker- und
Elektroberufe. Diese
Positivliste wird
halbjährlich über-
prüft. Die Ergebnis-
se und die entspre-
chenden Anpassun-
gen werden für je-

den sichtbar im Internet veröffent-
licht.

Der Zuwanderung von Fachkräf-
ten stehen daher in Deutschland
keine aufenthaltsrechtlichen Hür-
den mehr entgegen.

Das hat auch die OECD in ih-
rem jüngsten Bericht über die
Steuerung der arbeitsmarktorien-
tierten Zuwanderung in Deutsch-
land bestätigt. Sie hat unser Sys-
tem sehr gelobt als eines der inno-
vativsten Systeme, die die moder-
nen Herausforderungen wirklich
anpacken.

Wir haben uns aber ganz be-
wusst – darauf kommt es an – für
ein nachfrageorientiertes System
entschieden. Das heißt, Vorausset-
zung dafür, dass jemand nach
Deutschland kommen kann, ist,
dass ein konkreter Arbeitsplatz in
einem Betrieb nachgewiesen wird.

Das alternative System der Ar-
beitsmigration, das derzeit in
Deutschland diskutiert wird und
das auch Sie in Ihrem Antrag for-
dern, ist das Punktesystem, das ge-
rade keinen nachfrage-, sondern
einen angebotsorientierten Ansatz
verfolgt. Der Kerngedanke des
Punktesystems ist es, Menschen
mit bestimmten Merkmalen und
Qualifikationen unabhängig von

einem konkreten Arbeitsplatzan-
gebot nach Deutschland zu holen.
Dadurch entsteht ein großer Pool
an Arbeitskräften, und aus diesem
Pool kann sich die Wirtschaft
dann bedienen. Für die Wirtschaft
ist das natürlich höchst komforta-
bel.

Aber was passiert denn mit den-
jenigen, für die die Wirtschaft kein
Jobangebot hat? Was passiert mit
denjenigen, die keinen Job be-
kommen? Anders als in den klas-
sischen Einwande-
rungsländern – da-
rum geht es ja –
überlassen wir mit
unserem Sozialsys-
tem diejenigen, die
keinen Job bekom-
men und die ar-
beitslos sind, nicht
sich selbst, sondern
wir haben den An-
spruch, dass wir
uns auch um diese Menschen
kümmern, damit auch sie ein
würdevolles Leben führen kön-
nen. Genau da liegt der Unter-
schied. Das gilt es zu berücksichti-
gen.

Zu berücksichtigen gilt natür-
lich auch, dass eine hohe Anzahl
von Menschen ungesteuert über
das Asylsystem zuwandert.
200.000 Menschen waren es im
letzten Jahr. Hinzu kommt der Zu-
fluss über den EU-Arbeitsmarkt,
wo wir null Beschränkung haben,
sodass jeder aus der EU nach
Deutschland zur Arbeitsaufnahme
kommen kann. Zu berücksichti-
gen ist natürlich auch unsere geo-
grafische Lage. Die USA haben
zwei Grenzen, Kanada hat nur ei-
ne Grenze. Wir machen nicht mit,
wenn es darum geht, möglichst
viele billige Arbeitskräfte ins Land
zu holen.

Lohndumping ist die Konse-
quenz, wenn Arbeitskräfte ins
Land geholt werden, ohne dass es
einen konkreten Job für diese Ar-
beitskräfte gibt.

Zuwanderung auf Kosten unse-
rer Sozialsysteme lehnen wir ab.

Zuwanderung muss – das ist
wichtig – auch immer mit Integra-
tion einhergehen. Dabei spielt die
Integrationsfähigkeit der Gesell-
schaft eine Rolle, aber natürlich
auch die Integrationsmöglichkei-
ten eines jeden Einzelnen. Integra-
tion findet eben am Arbeitsplatz
statt, Integration findet nicht in
der Arbeitslosigkeit statt.

Unbürokratischer ist ein Punk-
tesystem gerade nicht. Das zeigen
die Erfahrungen aus Kanada. Da
dauert es Monate, zum Teil sogar
Jahre, bis irgendwann jemand die
Möglichkeit hat, ins Land zu kom-
men.

Vor allen Dingen bringt ein
Punktesystem Angebot und Nach-
frage nicht zusammen. Es ist bü-
rokratisch, es ist planwirtschaftlich
und entspricht noch nicht einmal
den Anforderungen der Wirt-

schaft.
Ich halte daher ein solches

Punktesystem nicht für den richti-
gen Weg.

Das bedeutet aber nicht – des-
halb ist eine solche Debatte viel-
leicht auch ganz gut –, dass wir
keinen Verbesserungsbedarf in
Deutschland haben. Potenzial für
Verbesserungen sehe ich beispiels-
weise bei der Kommunikation
über bestehende Möglichkeiten.
Das zeigt auch das Niveau, auf

dem diese Debatte
zum Teil geführt
wird.

Hier sind aber
keine neuen Geset-
ze gefordert, son-
dern hier sind wir
alle gefordert.

Hier sind vor al-
len Dingen die Au-
ßenhandelskam-
mern gefordert,

und hier sind die Botschaften ge-
fordert, um deutlich zu machen,
welche Möglichkeiten es gibt. Wir
müssen gerade die mittelständi-
schen Unternehmen unterstützen,
wenn es darum geht, Fachkräfte in
Drittstaaten anzuwerben. Wir soll-
ten daher gemeinsam mit der
Wirtschaft über die Bereitstellung
zum Beispiel einer IT Plattform
nachdenken, wo sich ausländische
Bewerber für Jobs bewerben kön-
nen. Auf diese Bewerbungen kön-
nen dann beispielsweise Wirt-
schaftsunternehmen zugreifen. Da
könnte Kanada in der Tat Vorbild
sein.

Auch bei der Anerkennung aus-
ländischer Abschlüsse durch
Nachqualifizierung in Deutsch-
land sehe ich Verbesserungsbe-
darf. Dazu brauchen wir aller-
dings kein neues Einwanderungs-
gesetz. Im Gegenteil: Ein neues
Einwanderungsgesetz mit einem
überflüssigen Punktesystem und
einem aufwendigen Gesetzge-
bungsverfahren wäre das absolute
Gegenteil von dem, was wir jetzt
brauchen, auch wenn viele hier
immer gerne neue Gesetze ma-
chen. Insbesondere Juristen ma-
chen gerne neue Gesetze. Aber da-
mit ändern wir nicht die Welt. Die
Welt ändern und unser Land ver-
bessern wir nur dann, wenn wir
bestehende Gesetze implementie-
ren und anwenden.

Notwendig sind also gemeinsa-
me Anstrengungen von Wirtschaft
und Politik, um die bestehenden
Möglichkeiten zu nutzen. Wir ha-
ben dabei keine Zeit zu verlieren;
denn jeder erfolgreiche Zuwande-
rer, der sich hier in Deutschland
erfolgreich integriert, ist am Ende
nicht nur ein Gewinn für die Un-
ternehmen, sondern auch für un-
ser gesamtes Land.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/

CSU)

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Der Zuwan-
derung von Fach-

kräften stehen
keine Hürden

mehr
entgegen.

Wir haben erst
vor kurzem die
Blaue Karte EU

für
Hochqualifizierte

eingeführt.

Das Punktesystem Kanadas gilt manchem als Vorbild für ein neues Ein-
wanderungsgesetz. © picture alliance / Arco Images
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Petra Pau, DIE LINKE:

Wir reden über Menschen
und nicht über Roboter

Petra Pau (*1963)
Wahlkreis Berlin-Marzahn – Hellersdorf

Meine erste Debatte im
Bundestag über ein Ein-
wanderungsgesetz liegt

knapp 15 Jahre zurück. Damals
-regierte Rot-Grün. Uns lagen
Empfehlungen der Süssmuth-
Kommission vor, benannt nach
der einstigen Präsidentin des Bun-
destages. Der zugrundeliegende
Auftrag stammte vom damaligen
Bundesinnenminister Otto Schily,
SPD. Dieser Auftrag war sehr res-

triktiv -gefasst. Gleichwohl mahn-
te die Kommission, Zu- und Ein-
wanderung jeder Art sei nicht auf
die Innenpolitik -reduzierbar. Sie
sei zudem Prinzipien wie der
Menschenwürde, der Demokratie
sowie Werten wie Gerechtigkeit
und Solidarität verpflichtet.

Außerdem gelte es, „für Tole-
ranz, Akzeptanz und wechselseiti-
gen Respekt“ innerhalb der Bevöl-
kerung zu werben; so hieß es im
Bericht der Kommission.

Die Widersprüche waren über-
sichtlich: Ich warb in der damali-
gen Debatte für eine Willkom-
menskultur, die Union für eine
deutsche Leitkultur, was immer
das auch sei. Wir wollten eine
menschenrechtliche Einwande-
rung, andere dagegen eine profi-
table Zuwanderung, und das Gan-
ze auf Zeit. Alle diese Konflikte
sind nicht aus der Welt – nicht im
geltenden Gesetz und nicht in der
Praxis. Auch deshalb begrüßt die
Linke eine neue Initiative.

Zum Rückblick gehört auch:

Der Gesetzentwurf von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen blieb da-
mals hinter den Vorschlägen der
Süssmuth-Kommission zurück.
CDU und CSU sorgten für weitere
Restriktionen. Ini-
tiativen und Ver-
bände sprachen
damals von einem
Einwanderungsver-
hinderungsgesetz.
Hinzu kam die
„Wowereit-Panne“
im Bundesrat: Die
Brandenburger
SPD stimmte mit
Ja, die Brandenbur-
ger CDU stimmte mit Nein. Bun-
desratspräsident Wowereit wertete
das dennoch als Brandenburger
Ja. Das und damit das ganze Ge-
setz wurden dann vor Gericht kas-
siert. Es kam zu erneuten Ver-
handlungen zwischen Bundestag
und Bundesrat. Heraus kam 2004/
2005 ein noch schlechterer Kom-
promiss. Seither sind zehn Jahre
vergangen. Es wird also höchste

Zeit für ein modernes Einwande-
rungsrecht mit einer guten Will-
kommenskultur.

Bündnis 90/Die Grünen haben
dafür einen Antrag vorgelegt. Etli-
chen Gedanken und Vorhaben
kann die Linke folgen. Über De-
tails und Differenzen wird in den
Ausschüssen zu sprechen sein.
Deshalb möchte ich heute hier et-
was grundsätzlicher bleiben:

Erstens. Einwanderung ist der-
zeit auch ein gesellschaftliches
Thema. Ich kann nur hoffen und

appellieren: Möge
niemand dieses
Thema parteipoli-
tisch missdeuten,
um bei Pegida oder
AfD-Wählern auf
Stimmenfang zu ge-
hen. Das käme uns
alle ganz schlecht
zu stehen.

Zweitens. Wir re-
den über Menschen

mit Rechten und nicht über Robo-
ter.

Menschen teilt man nicht in
nützlich, unnütz oder gar schäd-
lich ein. Wer das dennoch ver-
sucht, und sei es über Punktesyste-
me, entfernt sich gedanklich von
Artikel 1 Grundgesetz.

Drittens. Bei alledem geht es
auch immer um Integration. Die
wiederum bleibt ein zweiseitiger

Prozess. Sie fordert Einwandernde
ebenso wie die aufnehmende Ge-
sellschaft. Maßstab für dieses Mit-
einander ist das Grundgesetz und
kein deutschnationaler Dünkel.

Viertens. Ein transparentes Ein-
wanderungsrecht und ein huma-
nes Asylrecht sind zweierlei. Sie
dürfen weder verwechselt noch
vermengt werden. Für die Linke
heißt das auch: Ein neues Einwan-
derungsgesetz ersetzt keine bessere
Flüchtlingspolitik. Diese bleibt
überfällig.

Fünftens. Wenn wir über Ein-
wanderung reden, dann reden wir
nicht nur darüber, mit welchem
Recht Menschen einwandern dür-
fen, sondern auch darüber, wel-
ches Recht Eingewanderten ge-
bührt. Die Spanne dazu reicht
vom Wahlrecht bis zur doppelten
Staatsbürgerschaft.

Sechstens. Wir erleben derzeit,
wie sich rassistisches Gedankengut
enthemmt entlädt. Dem müssen
wir gemeinsam wehren. Ob dies
gelingt, hängt auch von unserer
Debattenkultur zum Einwande-
rungsgesetz ab. Wir sollten die Ge-
legenheit ergreifen, Ressentiments
abzubauen; und wir sollten sie auf
gar keinen Fall bedienen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten der SPD und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Rüdiger Veit, SPD:

Nicht das Rad neu erfinden,
aber über Bereifung nachdenken

Rüdiger Veit (*1949)
Landesliste Hessen

Ich weiß nicht, ob Ihnen das
eben aufgefallen ist: Wir spie-
len hier ein bisschen verkehrte

Welt. Der Kollege Staatssekretär
Dr. Schröder wandte sich gegen
ein Punktesystem mit einem Argu-
ment, das normalerweise aus der
Gewerkschaftssicht hätte kommen
können: Lohndumping sei zu be-
fürchten. Die Linkspartei hat auch
ihre Probleme mit dem Punktesys-
tem. Jetzt müssten wir einmal
überlegen, wo welche Positionen
mit welchen Argumenten beste-
hen, und das sortieren.

Um die Botschaft im Kern vor-
weg zu bringen: Man muss nicht
jeden Tag das Rad neu erfinden,
schon gar nicht alle vier Räder.
Man muss sich aber manchmal
Gedanken um eine neue Berei-
fung machen, und man muss die
Räder vielleicht auch manchmal
auswuchten. Das heißt, selbst
wenn man ein gutes Recht hat,
hindert das nicht daran, dieses
Recht noch besser zu machen. Sie
wissen ja: Das Bessere ist nun ein-
mal der Feind des Guten.

Von daher gesehen bin ich froh,
dass dieses Thema jetzt wieder –
Kollegin Pau hat ja dankenswer-
terweise auf die Historie verwiesen
– bei uns und in der Gesellschaft
debattiert wird. Nachdem annä-
hernd zeitgleich unsere Fraktion
und unser Fraktionsvorsitzender
Thomas Oppermann sowie Ihr
Generalsekretär Dr. Tauber das
zum Thema gemacht haben, ist
jetzt auch wieder die Partei Bünd-
nis 90/Die Grünen dabei: Will-
kommen im Klub!

Wenn ich daran denke, wer vor
13, 14, 15 Jahren schon dabei war
– ich nenne nur Volker Beck, Ma-

rieluise Beck, Cem Özdemir und
Claudia Roth –, dann wundert
mich auch nicht, dass die Ideen,
die jetzt im Antrag der Grünen
stehen, im Wesentlichen auf das
zurückgeführt werden können,
was wir damals schon diskutiert
haben.

Jetzt allerdings leidet meine
Fröhlichkeit und Freundlichkeit
darunter, dass die Union in dem
Gesetzgebungsverfahren damals
leider einige maßgebende Verwäs-
serungen und Verschlechterungen
durchgesetzt hat. Weil jenes Ge-
setz im Bundesrat zustimmungs-
bedürftig war – darauf ist hinge-
wiesen worden –, mussten wir auf
diese Verschlechterungen einge-
hen. Dazu gehört, dass wir die
Kettenduldung nicht wegbekom-
men haben. Dazu gehört aber
auch, dass ein punktegesteuertes
Auswahlsystem für die Einwande-
rung – damals § 20 – in der Ver-
senkung verschwunden ist. Höchs-
te Zeit, dass wir das jetzt wieder
einmal diskutieren!

Die Notwendigkeit ist größer
geworden. Wir wussten im Prinzip
auch schon damals, dass wir auf-

grund der demografischen Ent-
wicklung in Deutschland im Jahr
2050 10 Millionen, 15 Millionen,
vielleicht sogar 20 Millionen we-
niger Einwohner in Deutschland
haben werden. Heute ist das Pro-
blem deswegen dringlicher, weil
wir 15 Jahre näher an dieser Jah-
reszahl sind und wissen, dass die-
jenigen, die heute nicht geboren
sind, 2050 auch keine Eltern sein
können und dementsprechend
Kinder fehlen.

Jetzt könnte man etwas flapsig
sagen: Was macht das? Dann ha-
ben wir alle mehr Platz! – Wun-
derbar, aber die Bedrohung für
unser gesamtes Gesellschaftssys-
tem ist erheblich. Um das zu ver-
deutlichen, will ich auf Folgendes
aufmerksam machen: Wir werden
älter, und wir werden weniger. Das
bedeutet etwa für das Jahr 2050,
dass nicht – wie heute – etwa zwei
Arbeitnehmer einen Rentner er-
nähren und finanzieren müssen,
sondern dann wird das Verhältnis
eins zu eins sein.

Das heißt im Übrigen auch,
dass eine ganze Reihe von ganz
wichtigen Versorgungsstrukturen
von weniger Menschen finanziert
werden muss.

Ich weiß, wovon ich rede; denn
nicht nur in Ostdeutschland, son-
dern sogar in einem Landkreis des
Landes Hessen – er gehört zur
Hälfte zu meinem Wahlkreis –
sind heute schon Abwanderung
und Bevölkerungsschwund Reali-

tät. Da machen sich die Bürger-
meister zu Recht Gedanken über
die Frage, wie denn das mit der
Aufrechterhaltung der Infrastruk-
tur gehen soll; das reicht von Ka-
nal über Wasser bis hin zum Ver-
kehr. Ich sage aber auch: Wenn die
Wege zu Kindergärten und Schu-
len immer länger werden, weil es
aufgrund des Kindermangels im-
mer weniger davon gibt, dann ist
auch das ein Problem, das uns
nicht kaltlassen kann.

In der zusammenfassenden Be-
trachtung, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wird klar, dass wir im
Jahre 2050 etwa 15 Millionen we-
niger Personen im Erwerbsleben
haben werden. Um das einmal ins
Verhältnis zu setzen: Das ist ein
Drittel weniger. Spätestens an der
Stelle muss bei uns allen das
Nachdenken einsetzen; denn wir
alle hier sind für vorausschauende
Politik gewählt, und die muss sich
auch auf solche Situationen ein-
stellen.

Ich will zwei Vorbemerkungen
machen, die aus der Sicht der
SPD-Fraktion ganz besonders
wichtig sind. Die erste lautet: Wir
müssen uns verstärkt und mit
mehr Mühe um diejenigen küm-
mern, die bereits hier sind und als
Erwerbspersonen infrage kom-
men.

Dazu gehören diejenigen, die
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Fortsetzung auf nächster Seite

Ein transparentes
Einwanderungs-

recht und ein
humanes

Asylrecht sind
zweierlei.
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bisher nicht am Erwerbsleben teil-
nehmen konnten, weil sie dafür
nicht qualifiziert genug waren –
Stichwort: zweite, dritte Chance.
Dazu gehört aber auch das Poten-
zial derjenigen Frauen, die zum
Teil gegen ihren Willen noch nicht
in ihren Beruf zurückkehren kön-
nen, weil etwa die Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten noch nicht op-
timal sind. Auch darauf werden
wir unser Augenmerk legen.

Die zweite Vorbemerkung ist
mindestens genauso wichtig: Man
kann Nützlichkeitserwägungen
bei der Arbeitsmigration – da
stimme ich mit den
Vorrednern, insbe-
sondere mit Petra
Pau völlig überein –
nicht gegen -unsere
Verpflichtung auf-
wiegen, schutzbe-
dürftige Flüchtlinge
in Deutschland auf-
zunehmen.

Ich setze aber
hinzu: Wenn man
hier in jeder Hinsicht vorbildlich,
korrekt – sicherlich nie ganz aus-
reichend – seine Verpflichtungen
gegenüber den humanitären Zu-
wanderungsbewegungen erfüllt,
dann muss es, dann kann es ange-
sichts unseres demografischen
Aufbaus am Rande auch erlaubt
sein, Nützlichkeitserwägungen an-
zustellen. Dann ist das erlaubt,
meine Damen und Herren.

Es gibt eine ganze Reihe von
Maßnahmen, die einem da in den
Sinn kommen, beispielsweise den
sogenannten Zweckwechsel vom
Flüchtling zum arbeitsmarktorien-
tierten Zuwanderer. Den haben
wir in der Großen Ko-alition in
§ 18 a Arbeitsmigrationssteue-
rungsgesetz -übrigens schon einge-
führt; das galt für die Hochqualifi-
zierten, aber das reicht natürlich
nicht. Das ist eine der Stellschrau-
ben, die man bedienen kann.

Wir müssen uns aber auch Ge-
danken darüber machen, ob nicht
jemand, der hier in Deutschland
seine Hochschulausbildung oder
Berufsausbildung absolviert hat,
dann auch für einen längeren
Zeitraum hier bleiben darf, um
sich adäquate Arbeit zu suchen.

– Herr Kollege Brand, 18 Mona-
te ist vielleicht ein bisschen wenig.
– Auch da können wir noch besser
werden.

Wir müssen uns auch Gedanken
darüber machen, ob wir das im
Rahmen der Bluecard-Zuwande-
rung nicht auch auf diejenigen er-
strecken sollten – die europäische
Richtlinie würde das zulassen –,
die eine entsprechende Berufser-
fahrung, aber keine Spezialausbil-
dung haben. Da gibt es noch eine
Regelungslücke, die wir ausfüllen
könnten.

Und wir müssen uns – Stich-
wort: Erschließung der Potenziale
– um eine bessere Anerkennung
ausländischer Abschlüsse küm-

mern. Auch dort ist einiges liegen
geblieben; auch das läuft noch
nicht rund.

Nicht zu vergessen: Wir alle ha-
ben die Veranlassung, uns vom
ersten Tag an um die Integration
von Zuwanderern, gleich aus wel-
chen Gründen, zu kümmern. Er-
staunlicherweise bzw. lobenswer-
terweise steht in der Koalitionsver-
einbarung, dass wir uns dies vor-
genommen haben. Wir müssen
nur langsam mit der Umsetzung
beginnen; denn sonst sind es ver-
lorene Jahre für die Betroffenen
und letztendlich für uns alle. Hier

gibt es also Hand-
lungsbedarf.

So könnte man
die Reihe weiter
fortsetzen. Ich
stimme im Übri-
gen zu, dass wir
uns in der Außen-
darstellung, in der
Werbung und in
der Darstellung der
Systematik noch

ein bisschen verbessern könnten.
Im Kern geht es heute darum, ei-
nem damals nicht zum Zuge ge-
kommenen System, nämlich einer
angebotsorientierten Anwerbung
von Arbeitskräften, eine Chance
zu geben. Ich sage noch einmal:
Das ist nur ein Baustein und er-
setzt nicht alle anderen. Er be-
schränkt nicht alle anderen. Er
muss hinzutreten, damit der ge-
wünschte Effekt eintreten kann.

Wenn in diesem Zusammen-
hang immer von Kanada die Rede
ist, dann müssen wir uns auch der
aktuellen Entwicklung dort zu-
wenden. Die Kanadier – ähnlich
wie die Australier – haben, was
wir alle nicht wollen, eine Quotie-
rung der Zuwanderung aus huma-
nitären Gründen – übrigens auf
eine sehr kleine Zahl. Das ist
schon mal gar nicht vergleichbar
mit unserem System und den Er-
fordernissen bei uns in Europa.
Die Kanadier haben jetzt von dem
früheren Punktesystem, bei dem
sich jeder hinten anstellen musste
und irgendwann über seinen An-
trag entschieden wurde, zum soge-
nannten Express-Entry-System ge-
wechselt, das, soweit ich es nachle-
sen konnte, bedeutet: Zuwande-
rungswillige wenden sich an die
kanadische Regierung bzw. Ein-
wanderungsbehörde und legen ih-
re Potenziale, Chancen und Mög-
lichkeiten dar. Dies wird in eine
Datenbank aufgenommen. Wenn
dann ein Arbeitgeber in Kanada
auf diese Datenbank zugreift und
jemanden gefunden hat, der zu
dem Profil passt, das er braucht,
dann beginnt der eigentliche Pro-
zess. Allein die Tatsache, dass ein
Arbeitgeber willens und in der La-
ge ist, einer bestimmten Person ei-
nen bestimmten Arbeitsplatz an-
zubieten – hier findet sich wieder
die nachfrageorientierte Kompo-
nente, und hier haben wir den An-

flug einer Möglichkeit, sich zu ei-
nigen –, fällt schon mit mehr als
der Hälfte der Punkte ins Gewicht.
Wir könnten auch in diesem Be-
reich von anderen lernen.

Lassen Sie mich zum Schluss
noch zwei Dinge sagen; leider en-
det meine Redezeit gleich.

Die Kanzlerin ist normalerweise
zuwartend in ihren Entscheidun-
gen und deswegen heute in der
Süddeutschen Zeitung wieder ein-
mal heftig kritisiert worden. Ich
finde es per saldo gar nicht so

schlecht, dass sie, bevor sie die
neu angefachte Debatte zu ersti-
cken versucht, einen Augenblick
zuwartet und dass eine hoffentlich
qualifizierte Debatte zu einer eige-
nen Meinungsbildung führt. Sie
sehen daran, da ist noch Hoff-
nung.

Am Schluss möchte ich allen
Gegnern, die Angst haben, es
könnten zu viele kommen und
unsere Sozialsysteme oder unseren
Arbeitsmarkt bedrohen, ein Zitat
des Präsidenten des Bundesamtes

für Migration und Flüchtlinge aus
Nürnberg mit auf den Weg geben.
Er hat gestern in einem Interview
gesagt: Man muss sich auch ein-
mal entscheiden, ob man den Zu-
wanderern eher vorwerfen will,
dass sie Sozialleistungen kassie-
ren, oder, dass sie uns die Jobs
wegnehmen. Beides gleichzeitig
können sie schlecht tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)

Stephan Mayer, CDU/CSU:

Wir haben schon ein modernes
Zuwanderungsrecht

Stephan Mayer (*1973)
Wahlkreis Altötting

Es ist gut, dass wir heute die-
se Debatte über das Ein-
wanderungsrecht führen. Es

ist nicht die erste Debatte zum Zu-
wanderungsrecht, die ich hier im
Deutschen Bundestag bestreiten
darf. Meistens sind die Debatten
sehr emotional und sehr aufge-
heizt. Ich glaube, angesichts der
derzeitigen Stimmung in unserem
Land sollten wir uns alle, egal wel-
cher Fraktion wir angehören, da-
ran orientieren, dass wir eine
sachliche, eine objektive Debatte
führen. Ich finde es gut, dass wir
heute diese Debatte führen, weil
sie wieder Gelegenheit bietet, klar-
zumachen, wo wir stehen, wie die
Fakten sind und was eventuell,
wenn überhaupt, geändert werden
sollte.

Ich persönlich habe den Ein-
druck – ich sage dies ganz offen –,
dass der Antrag, den die Grünen
heute zur Debatte stellen, den fal-
schen Eindruck vermittelt. Er ver-
mittelt den Eindruck, wir bräuch-
ten in Deutschland ein modernes
Einwanderungsgesetz.

Ich möchte dem, meine sehr
verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen, ganz klar entgegenhalten: Wir
haben schon längst ein außeror-
dentlich modernes und fortschritt-
liches Zuwanderungsrecht.

Sehr verehrte Kollegin Göring-
Eckardt, Sie haben auf die Kritik
des CSU-Generalsekretärs Andreas

Scheuer hingewiesen. Ich gebe Ih-
nen in einem Punkt recht – Sie
werden jetzt wahrscheinlich über-
rascht sein –: Auch ich bin der
Meinung, dass das Münchner Ok-
toberfest nicht ohne Dirndl geht.
Ich sage das ganz bewusst, weil
die Kollegin Kotting-Uhl aus Ihren
Reihen einmal sehr massiv Kritik
am Dirndl geübt hat, als sie mein-
te, das Dirndl der Parlamentari-
schen Staatssekretärin Dorothee
Bär sei rückständig. Offenbar hat
bei den Grünen schon insoweit
ein Umdenken stattgefunden, als
auch Sie Dirndl für essenziell hal-
ten und sich das Oktoberfest nicht
ohne Dirndl vorstellen können.

Gerade das Oktoberfest ist ein
Indiz dafür, wie weltoffen und to-
lerant der Freistaat Bayern ist.

Meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, nun zu den
Fakten. Wir haben in Deutschland
derzeit die zweithöchste Zuwan-
derung auf dem gesamten Globus.
Nach den USA verzeichnen wir in
Deutschland die höchste Zuwan-
derung aller Länder.

Sie mögen ja sagen: Wir glau-
ben der CDU/CSU nicht, wenn sie
unser Zuwanderungsrecht lobt. –
Dann glauben Sie doch zumindest
der OECD. Die OECD hat in ih-
rem Deutschland-Bericht 2013 das
deutsche Zuwanderungsrecht aus-
drücklich gelobt. Die OECD hat
ausdrücklich darauf hingewiesen,
dass unser Zuwanderungsrecht
sehr geringe Hürden für die Zu-
wanderung von nichteuropäi-
schen Fachkräften aufweist.

Es ist unstreitig, meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen,
dass wir auch in den nächsten Jah-
ren und wohl sogar in den nächs-
ten Jahrzehnten verstärkt Fach-
kräftezuwanderung benötigen.
Aber ich sage dazu auch ganz of-
fen: Aus meiner Sicht sind wir mit
den geltenden Regelungen, die wir
heute haben, durchaus in der La-
ge, den erhöhten Bedarfen der
Wirtschaft entsprechend Rech-

nung zu tragen. Ich möchte auch
darauf hinweisen: Wir haben in
den letzten Jahren unser Zuwan-
derungsrecht immer wieder geän-
dert und aus meiner Sicht sukzes-
sive verbessert.

Häufig wird in diesem Zusam-
menhang Kanada genannt. Es gibt
ganz entscheidende Unterschiede
zwischen Deutschland und Kana-
da. In Kanada gibt es keine EU-
Freizügigkeit. Drei Viertel der Zu-
wanderer, die nach Deutschland
kommen, kommen aus den ande-
ren 27 Mitgliedsländern der Euro-
päischen Union.

Wir haben seit dem 1. August
2012 ein Bluecard-Gesetz, das
wirklich als Erfolgsschlager zu be-
zeichnen ist.

90 Prozent aller Zuwanderer,
die auf Grundlage der Bluecard-
Richtlinie in die Europäische Uni-
on kommen, kommen nach
Deutschland. Wir haben die Min-
destverdienstgrenzen deutlich re-
duziert.

Heute ist es so: Wenn man An-
gehöriger eines Mangelberufes ist,
dann muss man nur ungefähr
37.000 Euro brutto verdienen, um
ohne jegliche Vorrangprüfung
nach Deutschland kommen zu
können. Ich möchte betonen: Es
sind insgesamt 70 Berufe in die
sogenannte Positivliste aufgenom-
men worden. Für Akademiker gilt
die Mindestverdienstgrenze von
37.000 Euro generell, und für 70
Berufe aus dem Gesundheits- und
Pflegebereich, aus dem Mechatro-
nikbereich und aus dem Bereich
des Elektroingenieurwesens gilt
ebenfalls die Mindestverdienst-
grenze von 37.000 Euro.

Ich möchte betonen: Ich bin
wirklich sehr wirtschaftsaffin und
sehr wirtschaftsfreundlich; aber
die Wirtschaft darf es sich nicht zu
leicht machen: Hochqualifizierte
Fachkräfte müssen auch entspre-
chend bezahlt werden.Die Min-
destverdienstgrenze von 37.000
Euro darf keine Barriere darstel-
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len.
Es kann nicht sein – um auch

das in aller Deutlichkeit zu sagen
–, dass wir es der Wirtschaft leicht
machen, indem wir die Verdienst-
grenzen immer weiter senken. Da-
mit erhöhen wir den Anreiz, nach
Deutschland zu kommen. Die
Wirtschaft kann sich dann die bes-
ten Kräfte heraussuchen, und der
Rest liegt der Solidargemeinschaft
auf der Tasche und belastet die So-
zialkassen.

Wir haben darüber hinaus viele
Vorschriften geschaffen, die der
Zuwanderung von Selbstständi-
gen, Unternehmensgründern und
Forschern sehr entgegenkommen.
Bei Forschern und Wissenschaft-
lern gelten beispielsweise über-
haupt keine Mindestverdienst-
grenzen.

Wir haben aus meiner Sicht
auch außerordentlich attraktive
Regelungen für Studenten geschaf-
fen. Im Jahr 2013 sind 86 000
Menschen aus dem nichteuropäi-
schen Ausland allein aufgrund der
Bildungsangebote nach Deutsch-
land gekommen. Man kann nicht
partout behaupten, dass dies kei-
ne attraktiven Regelungen seien.

Wenn jemand in Deutschland
sein Hochschulstudium absolviert
hat, dann hat er 18 Monate Zeit,
einen Arbeitsplatz zu finden. Ich
sage ganz offen: Wem es in 18
Monaten nicht gelingt, einen Ar-
beitsplatz zu finden, der findet
auch in zwei oder drei Jahren kei-

nen Arbeitsplatz.
Nur, werte Kollegen, wie sieht

denn die Realität in Deutschland
aus? Wir haben in vielen Landes-
teilen mittlerweile Vollbeschäfti-
gung, und zwar nicht nur in Ba-
den-Württemberg und auch nicht
nur in Bayern. Wenn ich nach Ei-
senach blicke, wenn ich nach Ol-
denburg blicke, aber auch, wenn
ich in viele Teile Süddeutschlands
blicke, dann stelle ich fest, dass
nicht der Arbeitnehmer bzw. der
Bewerber in der strukturell be-
nachteiligten Position ist. Viel-
mehr suchen die Arbeitgeber hän-
deringend nach geeigneten Bewer-
bern.

Ich bitte Sie darum, nicht den
Eindruck zu vermitteln, dass in
Deutschland momentan Notstand
herrscht. Es stimmt: Wir haben
immer noch 3 Millionen Arbeits-
lose; das gilt es zu betonen, gerade
in Bezug auf das wichtige Thema
Einwanderungsrecht. Wir müssen
doch vor allem mehr dafür tun,
dass die 3 Millionen Arbeitslose,
die es in Deutschland immer noch
gibt – das ist immer noch zu viel
–, nachqualifiziert bzw. weiterge-
bildet werden, damit sie auf dem
ersten Arbeitsmarkt Fuß fassen
können. Ich möchte Sie wirklich
bitten, hier nicht den Eindruck zu
vermitteln, dass es derzeit überaus
schwierig sei und dass die Barrie-
ren zu hoch seien, um in Deutsch-
land einen Arbeitsplatz zu bekom-
men.

Meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, wir haben aus
meiner Sicht ein sehr differenzier-
tes, vielleicht auch ein sehr kom-
pliziertes Zuwanderungsrecht. Ich
bin auch der Meinung, man könn-
te, was die Übersichtlichkeit anbe-
langt, das eine oder andere durch-
aus verbessern. Aber es muss –
und das ist die Conclusio aus die-
ser Debatte – bei dem Grundsatz
bleiben, dass die Zuwanderung
von nichteuropäischen Fachkräf-
ten nach Deutschland klar an den
Nachweis eines konkreten Arbeits-
platzes gebunden ist.

Da Kanada in diesem Zusam-
menhang so häufig zitiert wird:
Die Kanadier sind kein gutes Bei-
spiel; denn sie haben gerade eben
eine Rolle rückwärts vollzogen.
Die Kanadier haben ab dem 1. Ja-
nuar dieses Jahres ihr Punktesys-
tem dahin gehend geändert, dass
nur 25 000 Zuwanderern ohne
konkreten Arbeitsplatznachweis
die Zuwanderung ermöglicht
wird. Die Kanadier haben das ge-
ändert, weil interessanterweise die
Arbeitslosigkeit in Kanada derzeit
höher ist als in Deutschland und
es in Kanada sehr viele arbeitslose
Akademiker gibt, die zwar auf-
grund des Punktesystems nach Ka-
nada einreisen durften, dort aber
entweder keinen Arbeitsplatz ge-
funden oder ihn schnell wieder
verloren haben. Die Kanadier ha-
ben ihr nachfrageorientiertes Zu-
wanderungsrecht jetzt also geän-

dert und an das deutsche Zuwan-
derungsrecht angenähert. Insofern
wäre es, glaube ich, falsch, dem al-
ten kanadischen Vorbild zu fol-
gen. Das Gegenteil ist richtig.

Konkret zum Antrag der Grü-
nen: Ich finde es wirklich schade –
ich sage das hier in aller Offenheit
–, dass Sie zwei Rechtsbereiche
miteinander verbinden, die über-
haupt nichts miteinander zu tun
haben: Sie verbinden das Zuwan-
derungsrecht mit dem Staatsange-
hörigkeitsrecht.

In Ihrem Antrag lese ich, dass
Sie sich zum einen
für die komplette
Mehrstaatigkeit aus-
sprechen und zum
anderen unser
Staatsangehörig-
keitsrecht dahin ge-
hend ändern wol-
len, dass die Kinder
von ausländischen
Eltern, von denen
sich nur ein Elternteil rechtmäßig
in Deutschland aufhält, automa-
tisch die deutsche Staatsangehö-
rigkeit bekommen. Dazu sage ich
Ihnen hier klipp und klar: Das ist
mit uns, das ist mit der CDU/CSU
nicht zu machen.

Wir sollten uns wirklich davor
hüten, den Bereich des Staatsange-
hörigkeitsrechts mit dem wichti-
gen Bereich des Zuwanderungs-
rechts zu vermengen. Beides hat
zunächst überhaupt nichts mitei-
nander zu tun. Wir haben ein gu-

tes Zuwanderungsrecht; aber wir
reden vielleicht noch zu wenig da-
rüber. Das möchte ich zum Ab-
schluss in aller Deutlichkeit sagen.

Diesbezüglich sind viele gefor-
dert. Ich nehme die Politik dabei
gar nicht aus, ich sehe aber vor al-
lem die Wirtschaft, die Außenhan-
delskammern, die Botschaften
und die Generalkonsulate in der
Verantwortung, noch mehr für un-
ser heutiges Zuwanderungsrecht
zu werben und zu betonen, wie
gut unser Zuwanderungsrecht ist.
Es gibt durchaus positive Beispie-

le, zum Beispiel das
Projekt der GIZ zur
Anwerbung von
Fachkräften aus
Ostasien oder die
Make-it-in-Germa-
ny-Website und die
entsprechende
Kampagne; aber
diesbezüglich kann
man mit Sicherheit

noch mehr Aufklärungsarbeit leis-
ten. In den nächsten Wochen und
Monaten sollte der Fokus darauf
gerichtet werden.

Wie gesagt, meiner Ansicht nach
ist es gut, dass wir diese Debatte
führen, weil sie eine hervorragen-
de Gelegenheit bietet, darzustel-
len, dass wir ein exzellentes, sehr
fortschrittliches und modernes
Zuwanderungsrecht haben. Da-
rauf können wir alle stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Kanadier
sind kein gutes

Beispiel; sie
haben gerade

eine Rolle rück-
wärts vollzogen.

Sabine Zimmermann, DIE LINKE:

Regierung tut wenig für eine
offene Willkommenskultur

Sabine Zimmermann (*1960)
Landesliste Sachsen

Zuwanderung ist für unsere
Gesellschaft eine große Be-
reicherung. Wer aber auf

Abschottung setzt oder versucht,
Menschen, die zu uns kommen,
nach Nützlichkeit auszuwählen,
muss sich fragen lassen, ob er
wirklich im Hier und Jetzt lebt
und ob er die deutsche Geschichte
überhaupt verstanden hat.

In Deutschland leben inzwi-
schen etwa 16 Millionen Men-

schen mit einem Migrationshin-
tergrund. Fast jede dritte Familie
hat ausländische Wurzeln. Aber
leider hat diese Regierung das im-
mer noch nicht verstanden. Sie tut
viel zu wenig für eine offene Will-
kommenskultur, und sie tut viel
zu wenig, um die Menschen, die
zu uns kommen, mit ordentlichen
Angeboten zu versorgen.

Insbesondere seitens der CSU ist
immer wieder von Sozialtouris-
mus die Rede. Besonders Starrköp-
fige unter Ihnen meinen – und
das im 21. Jahrhundert –, dass an-
dere Kulturen mit unserer Gesell-
schaft nicht zu vereinbaren seien.

Meine Damen und Herren, das
ist Wasser auf die Mühlen von Pe-
gida und AfD. Das können Sie
doch nicht wirklich wollen.

Die Linke sagt klar: Wir sind für
eine offene Einwanderungsgesell-
schaft, in der die Zugewanderten
die gleichen Rechte und Möglich-
keiten bekommen sollen wie alle
anderen Menschen, die in
Deutschland leben.

Aber statt endlich Klarheit zu
schaffen, streitet sich die Bundes-
regierung munter weiter – und das
auf dem Rücken der Menschen,
die zu uns, die in unser Land
kommen.

Herr Oppermann von der SPD
zum Beispiel – er sitzt ganz hinten
und unterhält sich gerade – sagt,
wir brauchen Zuwanderung, um
Fachkräfteengpässe zu stopfen.
Herr Stegner, Ihr Genosse, auch
von der SPD und dort auf dem
linken Flügel zu Hause, mahnt zur
Zurückhaltung und erhält Unter-
stützung aus der Union. Sie mei-
nen, wir müssen mehr auf die Po-
tenziale im Inland setzen. Die
Wahrheit ist doch aber, dass diese
Bundesregierung weder für Lang-
zeiterwerbslose noch für Migran-
tinnen und Migranten Geld in die
Hand nimmt, um zum Beispiel ei-
ne ordentliche Qualifizierung zu
bezahlen.

– Nein. – Ihr arbeitsmarktpoliti-
scher Kahlschlag in den letzten
Jahren verbaut vielen Erwerbslo-

sen die Chancen, egal ob mit oder
ohne Migrationshintergrund.

Wieder einmal werden Men-
schen, die zu uns kommen, und
Menschen, die bereits bei uns le-
ben, gegeneinander ausgespielt.
Das macht die Linke nicht mit.

Schauen wir uns die Situation
einmal genauer an: Im Jahr 2013
kamen 1,2 Millionen Menschen
neu nach Deutschland, andere zo-
gen weg. Es blieb also ein Zu-
wachs von 430 000 Menschen.
Ohne diese Menschen wäre unsere
Bevölkerung insgesamt ge-
schrumpft.

Drei Viertel der Zugewanderten
kommen aus der Europäischen
Union. Für sie gilt die EU-Freizü-
gigkeit. Sie dürfen ohne Ein-
schränkungen zur Arbeitsaufnah-
me nach Deutschland kommen.
Sie sind von diesem Zuwande-
rungsgesetz überhaupt nicht be-
troffen. An dieser Stelle würde ich
mir klare Worte der Regierung
wünschen. Denn diese Menschen
brauchen die gleichen Rechte, und
zwar ohne Wenn und Aber.

Es kann doch nicht sein, dass
spanische oder polnische Pflege-
rinnen und Pfleger als billige Ar-
beitskräfte missbraucht werden.

Wenn wir über ein neues Zu-
wanderungsgesetz reden, dann re-
den wir über Menschen, die aus
Staaten außerhalb der Europäi-

schen Union kommen. Derzeit
trifft dies auf etwa jeden vierten
Zugewanderten zu. Für diese wol-
len nun die Grünen und offenbar
auch Teile der SPD ein Punktesys-
tem einrichten, mit dem nach
wirtschaftlicher Nützlichkeit aus-
gewählt werden soll. Ich betone
noch einmal: nach wirtschaftli-
cher Nützlichkeit der Menschen.
Das, meine Damen und Herren,
findet die Linke unerträglich.

Schon heute haben wir ein Zu-
wanderungsgesetz, das den Zuzug
von Menschen nach arbeitsmarkt-
relevanten und wirtschaftlichen
Gesichtspunkten steuert und auch
begrenzt. Was steckt eigentlich
hinter dem sogenannten Fachkräf-
temangel? Klagen über mangelnde
Fachkräfte hört man doch nur aus
Bereichen, in denen die Arbeitsbe-
lastung hoch ist und die Verdiens-
te gering sind.

Die Lösung kann doch nicht
sein, dass wir billige und flexible
Arbeitskräfte aus dem Ausland als
Arbeitnehmer zweiter Klasse in
diesem Land beschäftigen. Das
machen wir nicht mit.

Die Arbeitsbedingungen müs-
sen für alle, die in diesen Berei-
chen arbeiten, verbessert werden.

Auch Hochqualifizierte, die be-
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reits heute eine sogenannte Blue-
card haben, werden oft schlechter
bezahlt. Uns fehlt kein Einwande-
rungsgesetz, das die Menschen
nach Nützlichkeit sortiert und die
Zugewanderten als billige Arbeits-
kräfte missbraucht. Uns fehlt eine
offene Einwanderungskultur in
Deutschland.

Wir brauchen außerdem eine
bessere Anerkennung von auslän-
dischen Berufsabschlüssen. Noch

immer sind die Kosten des Aner-
kennungsverfahrens für viele eine
unüberwindbare Hürde. Dieser
Zustand gehört endlich abge-
schafft.

Jeder vierte Beschäftigte mit Mi-
grationshintergrund wird unter-
halb seiner Qualifikation beschäf-
tigt und bekommt dementspre-
chend einen niedrigen Lohn. Das
ist inakzeptabel.

Gut die Hälfte der in Deutsch-

land lebenden Migrantinnen und
Migranten berichtet von einer –
die Kollegin De Ridder hat es vor-
hin, als es um den Hochschulbe-
reich ging, angesprochen – Diskri-
minierung bei der Ausbildungs-
und Arbeitsplatzsuche. Das geht
gar nicht. Den Arbeitgebern sage
ich ganz deutlich: Nutzen Sie end-
lich das vorhandene Potenzial
hier in Deutschland! Wir haben
hier genug Fachleute. Sie müssen

nur ordentlich ausgebildet und
qualifiziert werden.

Wir brauchen endlich auch eine
Lösung für Flüchtlinge, die oft-
mals hochqualifiziert sind oder ei-
nen Beruf erlernen wollen.

Meine Damen und Herren, ich
komme zum Schluss. Wir als Lin-
ke sagen klar Ja zu einer offenen
Einwanderungsgesellschaft. Dazu
gehören leichter anzuwendende
Einbürgerungsregelungen. Das

schließt zuallererst das Grund-
recht auf ein Familienleben ein.
Ein Nachzug von Ehegatten und
Kindern muss möglich sein. Denn
es kommen Menschen zu uns und
keine Arbeitssklaven. Ändern Sie
endlich Ihre Einstellung!

(Beifall bei der LINKEN)

Aydan Özoguz, SPD, Staatsministerin bei der Bundeskanzlerin:

Wir müssen eine intensive und
ausführliche Debatte führen

Aydan Özuguz (*1967)
Staatsministerin

Herr Mayer, ich glaube, ich
habe Ihnen von dieser
Stelle aus noch nie zuge-

stimmt. Ich tue es heute, aber lei-
der stimme ich ausschließlich Ih-
rem ersten und Ihrem letzten Satz
zu. Das dazwischen Gesagte war,
glaube ich, diskussionswürdig.

Der erste und der letzte Satz be-
sagten: Wir müssen diese Debatte
intensiv und ausführlich führen.
Das finde ich richtig. Denn ich
glaube, es gibt bei kaum einem
anderen Themenfeld so viele Wi-
dersprüche. Jetzt besteht die
Chance, wirklich einmal aufzuklä-
ren und auch überflüssige oder
sich widersprechende Regelungen
auszuräumen.

Wir wissen ganz genau, dass da-
mals bei der Debatte über das Zu-
wanderungsgesetz – Frau Pau hat
daran erinnert – tatsächlich im
Vordergrund stand, die Einwande-
rung zu begrenzen; das steht ja so
auch im vollen Titel des Gesetzes.
Heute wissen wir alle, dass wir
den Fokus viel stärker auf das Ge-
stalten legen müssen und den
Blick auf die hiesige Gesellschaft
und die Bedürfnisse nie verlieren
dürfen. Das heißt: Ja, wir brau-
chen Einwanderung. Wir haben in
den nächsten Jahren nicht genug
Fachkräfte. Wir werden Einwande-
rung brauchen.

Aber gleichzeitig brauchen wir
eben auch stärkere Bemühungen
um die jungen und übrigens auch
die älteren Menschen in unserem

Land, die ihren Platz auf dem Ar-
beitsmarkt entweder finden oder
noch behaupten wollen. Das muss
immer zusammengedacht werden.

Klar gesagt: Jeder Jugendliche
muss eine Ausbildung machen
können. Jeder braucht einen Be-
rufsabschluss. Wir brauchen auch
eine Kultur der zweiten und drit-
ten Chance – das haben wir im-
mer wieder betont –, wenn es
nicht gleich mit der Berufsausbil-
dung klappt.

Vor dem Hintergrund des de-
mografischen Wandels und eben
auch des Fachkräftemangels müs-
sen wir alle für den Arbeitsmarkt
fit machen. Wir müssen faire
Chancen schaffen.

Ich glaube, dass der Hinweis
von Frau Göring-Eckardt hier
noch einmal erwähnt werden soll-
te – ich laufe damit schon seit
Monaten durch die Lande –: Es ist
leider mehrfach nachgewiesen
worden, dass ein ausländischer
Name zu einer deutlichen Benach-
teiligung bei Bewerbungen führt.

Ich finde, man kann unmöglich
sagen: Wir haben Vollbeschäfti-
gung, und damit ist jede Un-
gleichbehandlung gerechtfertigt. –
Das geht nun wirklich gar nicht.

– Man muss schon einmal das
Richtige sagen. Gleichzeitig ist es
richtig, zu sagen, dass bis 2025
das Erwerbspersonenpotenzial –
das ist auch so ein Wort – in unse-
rem Land um viele Millionen zu-
rückgehen wird; wir gehen von
über 6 Millionen aus. Wir brau-
chen daher mehr gut ausgebildete,
qualifizierte Einwanderer und
müssen dringend dafür werben.
Wir haben im internationalen Ver-
gleich zumindest auf dem Papier
wirklich liberale Einwanderungs-
regelungen – das wird uns immer
wieder bescheinigt –, zum Beispiel
für Fachkräfte. Aber dies ist vielen
vollkommen unbekannt. Nicht
nur im Ausland, sondern auch bei
uns in Deutschland versteht doch
kaum jemand all diese Regelun-
gen, die hier schon vorgetragen
wurden. Wem nützen eigentlich

so viele unterschiedliche Regelun-
gen, wenn man einen Rechtsan-
walt braucht, um auch nur einen
Teil davon zu verstehen?

Was mich bei dieser Debatte
eben umgetrieben hat – das will
ich hier deutlich sagen –, ist etwas,
das mich auch Studierende an ei-
ner Universität vor einiger Zeit et-
was unbedarft gefragt haben,
nämlich: Können wir nicht ein-
fach bei den Flüchtlingen schau-
en, wer gut ausgebildet ist und
wer nicht, und dann behalten wir
die einen hier und schicken die
anderen wieder zurück? Das ist ei-
ne völlige Vermengung von voll-
kommen unterschiedlichen The-
men. Das führt mir unser Dilem-
ma hier sehr stark vor Augen:
Wenn wir Flüchtlingspolitik mit
der Arbeitsmarktsituation in
Deutschland rechtfertigen, dann
laufen wir in eine Falle, aus der
wir irgendwann nicht mehr he-
rauskommen.

Flüchtlinge nehmen wir auf,
weil sie politisch verfolgt werden,
weil sie vor Krieg oder Terror flie-
hen, und eben nicht, weil sie in ir-
gendeiner Form ausgebildet sind.
Dennoch ist es natürlich wichtig –
dies zeigt uns die Erfahrung –,
dass wir sehr gut daran tun, jedem
und jeder schnell eine Perspektive
in der Mitte unserer Gesellschaft,
in der Mitte unseres Arbeitsmark-
tes zu geben, jedem die Chance zu
geben, schnell Deutsch zu lernen
und arbeiten zu gehen. Genau das
sind Regelungen, die wir hier im
letzten Jahr alle gemeinsam mitei-
nander beschlossen haben. An
dieser Stelle müssen wir weiterma-
chen.

Ich finde, dass wir im Koaliti-
onsvertrag richtige Dinge aufge-
schrieben haben. Wir haben an
diesem Thema gearbeitet. Was
würde also dagegen sprechen,
jetzt einen ordentlichen Gesetz-
entwurf zu erarbeiten, in dem das
alles vernünftig aufgelistet wird,
und zwar so, dass man es verste-
hen kann? Ich glaube schon, dass
wir gerade im Einwanderungsbe-

reich viel getan haben. Denken Sie
zum Beispiel an das Freizügig-
keitsgesetz. Zugang zum Arbeits-
markt erhalten Asylbewerber und
Geduldete nach drei Monaten
Aufenthalt, und die Vorrangprü-
fung entfällt spätestens nach 15
Monaten. Die Residenzpflicht
wurde abgeschafft. Im Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz wurde
die Wartefrist für junge Geduldete
auf 15 Monate verkürzt. Das alles
sind Dinge, die wir tun, weil wir
wissen, dass sie wichtig sind.

Wir wissen, dass es in der Ver-
gangenheit ein Fehler war, die
Menschen auszugrenzen und ih-
nen zu sagen: Wartet vier Jahre;
dann könnt ihr eine Ausbildung
machen. – Dann sitzen die jungen
Leute nämlich vier Jahre auf der
Straße, anstatt sofort mit einer
Ausbildung zu beginnen. Da ha-
ben wir also schon die richtigen
Dinge angepackt.

Wir müssen auch Lücken füllen;
ich will hier gar nicht alle Punkte
aufzählen. Ich finde, dass man-
ches, was in Ihrem Antrag steht,
richtig ist. Über vieles muss man
sicher noch diskutieren. Aber
wenn der Lebensweg von Einwan-
derern in Deutschland anders ver-
läuft, als ursprünglich geplant,
dann darf unser Recht nicht voll-
kommen unflexibel sein. Das so-
genannte Zweckwechselverbot ist
wirklichkeitsfremd. Ich stimme
dem Antrag der Grünen an dieser
Stelle ausdrücklich zu. Man muss
zum Beispiel von einer betriebli-
chen Ausbildung an eine Hoch-
schule wechseln dürfen, ohne dass
gesagt wird: Reise bitte vorher aus,
und stell einen neuen Visuman-
trag; dann kannst du zurückkom-
men. – Das ist doch wirklichkeits-
fern. Ich glaube, das leuchtet in
Wahrheit auch jedem ein.

Ich stimme Ihrem Antrag auch
insoweit zu, als es darum geht, ei-
ne klare Perspektive in Richtung
Einbürgerung zu vermitteln. Aber
wenn ich einen kleinen Kritik-
punkt nennen darf – vielleicht
wird Herr Beck dazu noch etwas
sagen –: Auch ich finde die For-
mulierung, die Sie in Ihrem An-
trag gewählt haben, etwas proble-
matisch. Es heißt darin, ein El-
ternteil müsse sich rechtmäßig in
Deutschland aufhalten. Das legt
irgendwie nahe, als sei das bei
ganz vielen nicht der Fall. Ich neh-
me an, dass das gar nicht so ge-

meint ist, und hoffe, dass Herr
Beck gleich noch etwas dazu sagt.

Ein wichtiger Punkt – das
möchte ich hier deutlich sagen –
ist der Sprachnachweis beim Ehe-
gattennachzug.

Das ist für uns alle ein hoch-
emotionales Thema. Ich weiß,
dass es vielen, die diese Forderung
immer wieder erheben, darum
geht, dass das gut für die Frauen
sei. Meistens hat man dabei ja im
Blick: Wenn auch die Ehegatten zu
uns kommen, dann sollen sie
Deutsch können. Der Gedanke,
dass sie Deutsch können sollen,
ist natürlich richtig. Aber macht es
wirklich Sinn, zu sagen: „Du
musst erst einen Deutschkurs ge-
macht haben“ – da ist ja ohnehin
ein sehr niedriges Niveau gefor-
dert –, „und dann musst du fast
ein Jahr auf das Visumverfahren
warten, bis du überhaupt nach
Deutschland kommen darfst, um
hier wieder bei null anzufangen“?
Wäre es nicht sinnvoller, zu sagen:
„Kommt zu uns und fangt hier so-
fort mit eurem Sprachkurs an“?
Darüber sollten wir noch mitei-
nander reden.

Mein letzter Punkt. Der Mittel-
stand ist ja das Herz unserer Wirt-
schaft, wenn ich das einmal so sa-
gen darf. Wenn uns Menschen aus
dem Mittelstand, etwa Handwer-
ker, sagen, sie würden gerne junge
Leute, die Flüchtlinge sind, ausbil-
den – da ich Hamburgerin bin,
weiß ich, dass das in Hamburg
häufiger der Fall ist –, wir ihnen
aber keine Garantie geben, dass
diese jungen Menschen wirklich
die gesamte Ausbildungsdauer im
Betrieb bleiben, dann kann kein
Mittelständler dieses Risiko einge-
hen. Das heißt, die Betriebe brau-
chen die Garantie, dass diese Aus-
zubildenden ihre Ausbildung zu
Ende führen und dann möglicher-
weise im Betrieb beschäftigt wer-
den können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der LINKEN und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch
Volker Beck (B90/Die Grünen), Hel-
mut Brandt (CDU/CSU), Josip Jurato-
vic (SPD), Andrea Lindholz (CDU/CSU)
und Nina Warken (CDU/CSU).
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Richard von Weizsäcker:

Richard von Weizsäcker war ein  
deutscher Politiker.

Er war der sechste Bundes-Präsident.

Er starb am 31. Januar 2015 in Berlin.

Von 1981 bis 1984  war er  
Bürger-Meister von Berlin.

Richard von Weizsäcker hat  
einmal gesagt: 
Es ist normal, verschieden zu sein.

Damit wollte er sagen: 
Dass alle Menschen respektiert und 
akzeptiert werden sollen.

Das bedeutet: 
Jeder Mensch soll so gesehen und 
geachtet werden, wie er ist.

Der Bundes-Präsident

Der Bundes-Präsident ist das 
Staats-Oberhaupt von Deutschland.

Statt Oberhaupt kann man auch  
Chef oder Chefin sagen.

Das bedeutet: 
Er ist die wichtigste Person von 
Deutschland. 

Aber er hat nicht so viel Macht wie 
die Bundes-Kanzlerin.

Der Bundes-Präsident wird alle  
5 Jahre gewählt.

Und zwar von der  
Bundes- Versammlung.

Die Bundes-Versammlung ist  
im Reichstags-Gebäude. 

In der Bundes-Versammlung sitzen: 
-  Politiker und Politikerinnen aus 

dem Bundes-Tag,
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-  Politiker und Politikerinnen aus den 
16 deutschen Bundes-Ländern

-  und auch prominente Bürger.

Das können zum Beispiel auch:

- Schau-Spieler 
-  oder Profi-Sportler sein.

Der Bundes-Präsident darf aber  
nur zweimal gewählt werden.

Das bedeutet: 
Er kann nur 10 Jahre lang  
Bundes-Präsident sein.

Jeder deutsche Mann und jede  
deutsche Frau kann gewählt werden.

Die Person muss aber mindestens  
40 Jahre alt sein.

Und sie muss von einem Mitglied der 
Bundes-Versammlung vorgeschlagen 
sein.

Der Bundes-Präsident darf in der Zeit 
nur Präsident sein.

Und keinen anderen Beruf haben. 

Auch darf er in seiner Präsidents-Zeit 
kein Politiker sein.

Zum Beispiel: 
- In der Bundes-Regierung 
- oder in der Landes-Regierung.

Gerade ist Joachim Gauck  
Bundes-Präsident.

Er ist der 11. Bundes-Präsident  
von Deutschland.

Und wurde am 18. März 2012  
gewählt.

Der Bundes-Präsident arbeitet und 
wohnt in Berlin.

Und zwar: 
Im Schloss Bellevue.

Ausgesprochen wird es:  
Bell-Wüü.

Es ist französisch und bedeutet: 
Schöne Aussicht. 

Ist der Bundes-Präsident in Berlin, 
dann ist eine besondere Fahne auf 
dem Dach von dem Schloss Bellevue.

Aufgaben des  
Bundes-Präsidenten:

Der Bundes-Präsident hat viele  
Aufgaben.

Die wichtigste Aufgabe ist es: 
Deutschland in der Welt zu vertreten.

In der schweren Sprache heißt das: 
Er präsentiert oder repräsentiert 
Deutschland.

Das bedeutet: 
Er reist viel in Deutschland.  
Und auch im Ausland. 

Er besucht dort wichtige  
Veranstaltungen.

Zum Beispiel: 
- Er macht Staats-Besuche 
-  und er trifft sich dort mit den Chefs   

aus anderen Ländern.

Bundes-Kanzler und  
Bundes-Kanzlerin ernennen

Der Bundes-Präsident darf die  
neue Bundes-Kanzlerin oder den  
neuen Bundes-Kanzler ernennen.

Und er darf die neue  
Bundes-Regierung ernennen.

Er übergibt ihnen die Urkunde, dass 
sie jetzt Kanzler oder Minister sind.



Gesetze prüfen:

In Deutschland muss der  
Bundes-Präsident die neuen  
Gesetze prüfen.

Das bedeutet: 
Die Politiker im Bundes-Tag und  
im Bundes-Rat stellen ein neues  
Gesetz auf.

Das schaut sich der Bundes-Präsident 
genau an.

Ist alles richtig gemacht worden, 
unterschreibt er es.

Danach wird das Gesetz bekannt 
gegeben.

Erst dann ist das Gesetz gültig.

In der schweren Sprache sagt  
man dazu: 
Grund-Gesetz gemäß.

Das bedeutet: 
Nach dem Grund-Gesetz-Buch ist 
alles richtig gemacht worden. 

Im Grund-Gesetz-Buch stehen die 
wichtigsten Regeln für Deutschland. 

Verträge unterschreiben:

Der Bundes-Präsident hat noch eine 
wichtige Aufgabe:

Er unterschreibt Verträge mit  
anderen Staaten. 

Das bedeutet: 
Zwei Länder einigen sich auf eine 
Regel.

Der Bundes-Präsident unterschreibt 
dann diesen Vertrag mit dem Land.  
Und auch Deutschland muss sich an 
diese Regel halten. 

Gefangene begnadigen

Der Bundes-Präsident darf auch 
Menschen frei-lassen, 
die im Gefängnis gesessen haben. 

In der schweren Sprache heißt das: 
Begnadigen. 

Orden und Ehrungen

Der Bundes-Präsident darf Menschen 
Orden und Ehren-Zeichen verleihen. 

Diese Orden und Ehren-Zeichen  
bekommen Menschen, die etwas  
Besonderes gemacht haben.

Zum Beispiel: 
- im Sport, 
- in der Musik 
- oder in der Gesellschaft. 

Diese Menschen sollen für ihre Taten 
ganz besonders geehrt werden. 

Es gibt verschiedene Orden und  
Ehren-Zeichen, die der Bundes-  
Präsident übergeben darf.

Zum Beispiel: 
-  den Verdienst-Orden der  

Bundes-Republik Deutschland
- und das silberne Lorbeer-Blatt.

Der Verdienst-Orden der  
Bundes-Republik Deutschland

Der Verdienst-Orden der  
Bundes-Republik Deutschland  
ist die höchste Anerkennung. 

Man kann auch sagen: 
Bundes-Verdienst-Kreuz.

Den Verdienst-Orden bekommen 
Menschen für besondere Leistungen.
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Über 240 Tausend Menschen haben 
so einen Orden bekommen. 

Den Verdienst-Orden übergibt der 
Bundes-Präsident aber nur in 
besonderen Einzel-Fällen.

Das bedeutet:
Der Orden darf auch von dem 
Land-Rat oder dem Bürger-Meister 
aus der Region übergeben werden. 

Das silberne Lorbeer-Blatt

Das silberne Lorbeer-Blatt 
bekommen Sportler.

Wie zum Beispiel: 
- nach Welt-Meister-Schaften
- oder nach den Olympischen-Spielen.

Die 11 Bundes-Präsidenten:

Theodor Heuss war von 1949 bis 
1959 Bundes-Präsident.

Heinrich Lübke von 1959 bis 1969.

Gustav Heinemann war von 
1969 bis 1974 Bundes-Präsident.

Walter Scheel war Bundes-Präsident 
von 1974 bis 1979.

In der Zeit von 1979 bis 1984 war 
Karl Carstens Bundes-Präsident.

Und von 1984 bis 1994 
Richard von Weizsäcker.

Roman Herzog war von 1994 bis 1999 
Bundes-Präsident.

Johannes Rau war dies von 
1999 bis 2004.

Bundes-Präsident von 2004 bis 2010 
war Horst Köhler. 

Und von 2010 bis 2012 war 
Christian Wulff  Bundes-Präsident von   
Deutschland. 

Joachim Gauck:

Seit 2012 ist Joachim Gauck neuer 
Bundes-Präsident von Deutschland.

Er war von 1990 bis 2000 Chef der 
Stasi-Unterlagen-Behörde.

In der schweren Sprache heißt das 
auch:
Die Unterlagen des Ministeriums für 
Staats-Sicherheit der DDR. 

Dazu sagt man auch:
Staats-Sicherheits-Dienst.

Und das bedeutet:
Geheim-Dienst der DDR.

DDR ist die Abkürzung von:

Deutsche Demokratische Republik.

Diese Unterlagen hat Joachim Gauck 
verwaltet.
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